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A. Veranlassung 


In Erfüllung der Deklaration der 1. Internationalen 
Nordseeschutz-Konferenz (1. INK), die auf Initiative 
der Bundesregierung 1984 in Bremen stattgefunden 
hatte, trafen sich die zuständigen Minister der Nord- 
seeanrainerstaaten sowie das zuständige Mitglied der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften am 
24. und 25. November 1987 zur 2. INK in London. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit des Deutschen Bundestages begrüßte in 
seiner Beschlußempfehlung vom 21. April 1988 
— Drucksache 11/2184 — die Ergebnisse der 2. INK 
und empfahl dem Deutschen Bundestag einstimmig 
unter Ziffer I 8 (S. 4) u. a.: 

Dem Deutschen Bundestag ist bis Ende 1989 über 
die durchgeführten bzw. eingeleiteten Maßnahmen 
sowie die Vorbereitungsarbeiten für die 3. Interna- 


B. Vorbemerkungen 


Die Bundesregierung hat bereits mehrfach im Vorfeld 
bzw. nach der 2. INK auf die herausragende Bedeu- 
tung der Verbesserung des Gewässerschutzes hinge- 
wiesen. Dies hat sie u. a. bei der Beantwortung der 
nachstehenden Kleinen Anfragen dargelegt: 

— Zur Elbe- und Nordseeverschmutzung — Drucksa- 
che 11/1132 vom 11. November 1987 

— Maßnahmen zur Rettung der Nordsee und zur Sa- 
nierung der Flüsse — Drucksache 11/2283 vom 
9. Mai 1988 

— Schadstoffbelastung des Rheins und seiner Neben- 
flüsse und dringend notwendige Sanierungsmaß- 
nahmen — Drucksache 11/2284 vom 9. Mai 1988 

— Schadstoffbelastung der Saar/Rossel und der Mo- 
sel und dringend notwendige Sanierungsmaßnah- 
men — Drucksache 11/2285 vom 9. Mai 1988 

— Schadstoffbelastung der Weser/Werra und der 
Ems und dringend notwendige Sanierungsmaß- 
nahmen — Drucksache 11/2286 vom 9. Mai 1988 

— 10-Punkte-Katalog des Bundesministers für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zum 
Schutz der Nord- und Ostsee — Drucksache 
11/2783 vom 16. August 1988. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung dem Deut- 
schen Bundestag mit der Drucksache 11/878 vom 
2. Oktober 1987 über die Vorbereitung der 2. INK be- 
richtet. 

Zuletzt hat sie mit der Drucksache 11/3847 vom 
17. Januar 1989 den „Bericht der Bundesregierung 
über den Stand der Arbeiten zur Umsetzung der Be- 


tionale Nordseeschutz-Konferenz 1990 zu berich- 
ten. 

Der Deutsche Bundestag nahm diese Beschlußemp- 
fehlung in seiner 84. Sitzung vom 10. Juni 1988 mehr- 
heitlich an (Plenarprotokoll 11/84, S. 5700, 5701). 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit wiederholte diese Bitte in seiner Beschluß- 
empfehlung vom 11. November 1988 — Drucksache 
11/3299 - unter Ziffer I 30 (S. 9). 

Der Deutsche Bundestag nahm diese Beschlußemp- 
fehlung in seiner 115. Sitzung vom 7. Dezember 1988 
mehrheitlich an (Plenarprotokoll 11/115, S. 8401). 

Die geforderte Zusammenstellung wird hiermit vorge- 
legt. 


Schlüsse der 2. INK vom 24. bis 25. November 1987 in 
London" sowie mit der Drucksache 11/4213 vom 
15. März 1989 den „Bericht der Bundesregierung an 
den Deutschen Bundestag über die weitere Entwick- 
lung der Belastung der Gewässer durch Ammonium- 
Stickstoff und Phosphor" vorgelegt. 

Mit dem hier vorgelegten Bericht wird die Drucksache 
11/3847 fortgeschrieben. 

Bei der Vorbereitung und Umsetzung ihrer Maßnah- 
men zum Meeres-Umweltschutz gilt für die Bundesre- 
gierung auf allen nationalen und internationalen Ebe- 
nen ihr Grundprinzip für eine aktive und voraus- 
schauende Umweltschutzpolitik durch vorsorgliches 
Handeln mittels Vermeidung und Verminderung der 
Emissionen an der Quelle. 

Die Notwendigkeit vorsorgender Meeres-Umwelt- 
schutzpolitik wurde 1988 in doppelter Weise bestä- 
tigt: 

An der skandinavischen Küste waren Massenent- 
wicklungen der Plankton- Alge Chrysochromulina po- 
lylepis aufgetreten. Diese war dabei vornehmlich in 
einer giftigen Form vorgekommen. Dadurch waren 
ausgedehnte ökologische Schädigungen verursacht 
worden, wie z. B. Fischsterben. Ferner hatte ein be- 
standsgefährdendes Robbensterben stattgefunden, 
dessen Ursachen bis heute nicht abschließend geklärt 
sind. 

Plankton-Algenblüten im Frühjahr und Sommer ge- 
hören zum normalen Jahresrhythmus unserer Meere. 
Allerdings hat sich dort ihr genereller Verlauf in den 
letzten Jahrzehnten geändert, wobei sich sowohl 
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Häufigkeit als auch Intensität verstärkt haben. Dies 
schließt schädliche Plankton-Algenblüten ein, die 
schon früher aufgetreten waren. 

Es muß hervorgehoben werden, daß unter bestimm- 
ten hydrographischen Bedingungen, die teilweise 
wetterabhängig sind, eine verstärkte Entwicklung 
von Plankton-Algen durch deren Absinken und Zer- 
setzung zu verstärkter Sauerstoffzehrung bis hin zu 
völligem Sauerstoffmangel zumindest in Bodenwas- 
serschichten führen kann. Auch dadurch können öko- 
logische Schädigungen, wie z. B. Fischsterben, verur- 
sacht werden. 

In den Monaten September und Oktober 1989 trat in 
weiten Bereichen des Bodenwassers der Deutschen 
Bucht wieder Sauerstoffmangel in einem Ausmaß auf, 
wie es seit einer Periode von 1981 — 1983 nicht mehr 
beobachtet worden war. Dies führte zu deutlichen 
Schädigungen von Bodenlebewesen. 

Wie die normalen Plankton- Algenblüten ist auch das 
Heranwachsen von Grünalagen an den Küsten im 
Laufe des Sommers ein regelmäßig stattfindender 
Vorgang. Im Gegensatz zu den mikroskopisch kleinen 
Plankton- Algen, die im freien Wasser treiben und gif- 
tige Formen umfassen können, sind die Grünalgen 
große und in keiner Weise gesundheitsgefährdende 
Bodengewächse . 

Gegen Ende der siebziger Jahre wurde erstmals ein 
vermehrtes Auftreten von Grünalgen im deutschen 
Wattenmeer beobachtet. Seit 1979 sind Massenent- 
wicklungen bekannt, die in den Sommermonaten 
ganze Wattflächen bedecken können. 

Die Bundesregierung hat im Sommer 1989 flächen- 
deckende Luftüberwachungen durchführen lassen. 
Dabei wurden im Juli derartig große Vorkommen von 
Grünalgen im deutschen Wattenmeer festgestellt, wie 
sie in diesem Ausmaß bisher nicht bekannt waren. Die 
unter solchen Bedingungen entstehenden Grünal- 
genteppiche haben negative Auswirkungen auf das 
Ökosystem im betroffenen Wattenmeer. Wo geschlos- 
sene Algenteppiche dem Wattboden länger als eine 
Woche aufliegen, kommt es u. a. durch ihren bakte- 
riellen Abbau zu Sauerstoffmangel im Wattboden, 
wodurch die ortsgebundenen Bodentiere absterben 
können. 

Die Entwicklung von Algen muß im Zusammenhang 
mit der Nährstoffproblematik betrachtet werden. 
Wahrscheinlich haben sich Häufigkeit und Intensität 
der Plankton- Algenblüten sowie das Ausmaß der Vor- 
kommen von Grünalgen aufgrund der Stoffeinträge in 
die Gewässer und damit ins Meer, insbesondere im 
Küstenbereich der Nord- und Ostsee, merklich erhöht. 
Weitgehend ungeklärt ist dabei, welche Plankton- 
Alge jeweils begünstigt ist und sich unter guten 
Wachstumsbedingungen explosionsartig vermehren 
kann. Dies gilt z. B. für die Art Chysochromulina poly- 
lepis. 

Im Unterschied zu dem wahrscheinlichen Zusammen- 
hang zwischen erhöhtem Nährstof feintrag, häufige- 
ren Algenblüten und Sauerstoffmangelsituationen 
gibt es bei dem Seehundsterben im Jahr 1988 keinen 
wissenschaftlich gesicherten Hinweis, der einen Zu- 
sammenhang zwischen dem Schadstoffeintrag in die 


Küstengewässer und dem Ausbruch dieser verhee- 
renden Tierkrankheit nahelegen würde. Es hegen 
deutliche Hinweise auf Störungen des Immunsystems 
vor. Da gleichzeitig das Immunsystem attackierende 
Viren und Schadstoffe gefunden wurden, bleibt zu- 
nächst offen, welcher Einfluß Hauptverursacher der 
Immunsuppression ist und ob die Immunsuppression 
Ursache oder Wirkung der Virosen ist. Die Wissen- 
schaft ist auf gerufen, die Kenntnisse über die See- 
hunde und andere Arten sowie ihre Krankheiten zu 
vertiefen. Der Bundesminister für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit unterstützt dies mit For- 
schungsmitteln. Darüber hinaus ist aus Gründen der 
Vorsorge der Eintrag gefährlicher (d. h. toxischer, per- 
sistenter und bioakkumulierender) Stoffe deutlich zu 
verringern. 

Die Beeinträchtigungen der Ökosysteme von Nord- 
und Ostsee machen es erforderlich, die als notwendig 
erkannten Maßnahmen erheblich zu verstärken. Im 
Hinblick auf einen verbesserten Gewässerschutz soll- 
ten auch die Bürger bereit sein, im Rahmen der Ver- 
besserung der kommunalen Kläranlagen ihren Bei- 
trag zu leisten. Die Bundesregierung hat deshalb in 
Wahrnehmung ihrer Verantwortung die dringend ge- 
botenen Maßnahmen auf der Grundlage des im 
Umweltausschuß des Deutschen Bundestages am 
22. Juni 1988 vorgestellten 10-Punkte-Katalogs über 
verstärkte Maßnahmen zum Schutz von Nord- und 
Ostsee eingeleitet. Der Bundesrat hat diese Politik mit 
der Entschließung über notwendige Maßnahmen zur 
Rettung der Ökosysteme Nord- und Ostsee Drucksa- 
che 271/88 vom 8. Juli 1988 grundsätzlich bestätigt 
und gleichgerichtete Initiativen vorgeschlagen. Alle 
wesentlichen, bisher in der Öffentlichkeit diskutierten 
Vorschläge zur Rettung der Nordsee werden durch 
das Konzept des Bundesumweltministers (10-Punkte- 
Programm) abgedeckt. Die Bundesregierung arbeitet 
intensiv an der Umsetzung des Programms. 

Die Eckpunkte des bereits nach eineinhalb Jahren in 
allen wesentlichen Punkten abgearbeiteten und teil- 
weise noch übertroffenen Maßnahmenkatalogs sind: 

— Einschränkung der Phosphor- und Stickstoffein- 
träge aus kommunalen Kläranlagen durch weitere 
Verschärfung der Verwaltungsvor Schriften nach 
dem Wasserhaushaltsgesetz ab 1989. 

— Scharfe Begrenzungen der Stickstoff- und Phos- 
phoreinträge aus industriellen Quellen durch zahl- 
reiche neue Verwaltungsvor Schriften ab 1989. 

— Einführung einer Abwasserabgabe für Phosphor 
und Stickstoff nach dem Abwasserabgabenge- 
setz. 

— Vollständige Einstellung der Abfallverbrennung 
auf Hoher See bis 1994, dabei stufenweise Absen- 
kung von 55 000 t im Jahr 1987 auf ca. 15 000 bis 
20 000 t im Jahr 1991 (im November 1989 wurde 
dieses Ziel erneut verschärft; Einzelheiten vgl. zu 
C V2). 

— Vollständige Beendigung der Einleitung von 
Dünnsäure im Laufe des Jahres 1989. 

— Durchführung von Gewässerrandstreifenprogram- 
men zur Verminderung des direkten Nährstoff- 
und Schadstoff ein träges in die Gewässer. 
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Der 10-Punkte-Katalog mit weitreichenden Vorschlä- 
gen zum verstärkten Schutz von Nord- und Ostsee 
gegen Umweltverschmutzung dient der beschleunig- 
ten Umsetzung der Beschlüsse der 2. INK. Auf diesen 
Katalog wird im folgenden Teil C zu den jeweiligen 
Beschlüssen der 2. INK eingegangen. 

Im Teil D werden die Ziele der Bundesregierung für 
die 3. INK dargelegt. 

Die im Teil C geschilderten Maßnahmen des Bundes 
werden wirksam ergänzt durch die Maßnahmen der 


Länder, wie sie im Teil E zusammengefaßt dargestellt 
sind. Damit wird dem Wunsch des Deutschen Bundes- 
tages nach gesonderter Darstellung der Maßnahmen 
in den Ländern entsprochen (vgl. Drucksache 11/3299 
vom 11. November 1988, Ziffer I 30). 

Teil F enthält schließlich einen Bericht des Umwelt- 
bundesamtes über den Qualitätszustand der Nordsee. 
Die hierin enthaltenen Erkenntnisse werden in die 
Arbeiten zur Fortschreibung des internationalen Gü- 
tezustandsberichtes, der 1993 vorgelegt werden soll, 
einfließen. 


C. Stand der Arbeiten zur Umsetzung der Ministerbeschlüsse der 2. INK 
(Dezember 1989) 


Die Beschlüsse der Minister sind in der Erklärung zur 
2. INK unter Ziffer XVI, Nr. 1 bis 56 im einzelnen auf- 
geführt. 

Diese Beschlüsse werden im folgenden zusammenge- 
faßt wiedergegeben, bevor im Anschluß daran über 
den Stand der Umsetzungsmaßnahmen berichtet 
wird. 


I. Vorsorgegrundsatz 

Ministerb eschl uß 

Die Minister erkannten in Nummer 1 allgemein den 
Grundsatz der Vorsorge an, demgemäß durch Anwen- 
dung des Standes der Technik oder anderer geeigne- 
ter Maßnahmen Emissionen langlebiger, toxischer 
und bioakkumulierender Stoffe an der Quelle redu- 
ziert werden sollen. 


Umsetzung 

Die Bundesregierung hat sich ein ehrgeiziges um- 
weltpolitisches Programm vorgenommen, das zu einer 
besseren, vorsorgenden Beherrschung der Umweltri- 
siken unserer Industriegesellschaft und damit auch 
zum Schutz der Nordsee beitragen soll. 

Dieses Gesamtkonzept leitet eine neue Qualität des 
Sicherheitsdenkens bei der industriellen Produktion 
ein. Es ist der Rahmen für eine neue Sicherheitskultur 
in der Industriegesellschaft. Dieses neue Sicherheits- 
denken muß beginnen bei der Herstellung gefährli- 
cher Stoffe, und es muß sowohl bei der Anlagensicher- 
heit als auch beim sicheren Umgang sowie bei der 
umweltgerechten Entsorgung industrieller Abfälle 
sorgfältig beachtet werden. 

Die Belastung der ökologisch eng miteinander ver- 
knüpften Medien Luft, Boden und Wasser bedarf ei- 
ner konsequenten Vorsorgepolitik, die diese Zusam- 
menhänge auf greift und sich nicht auf Teilantworten 
in einzelnen Umweltbereichen beschränkt. 


1. § 7a Wasserhaushaltsgesetz 

Bereits mit der 5. Novelle zum Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) vom 25. Juli 1986 (BGBl. I S. 1165) sind in § 7 a 
Abs. 1 WHG die Voraussetzungen dafür geschaffen 
worden, daß in den nach dieser Norm zu erlassenden 
Verwaltungsvorschriften besondere Anforderungen 
nach dem fortschrittlichen Stand der Technik an das 
Einleiten von Abwasser mit gefährlichen Stoffen ge- 
stellt werden können. 

30 Arbeitsgruppen erarbeiten die Grundlagen für die 
Verwaltungsvorschriften der verschiedenen Indu- 
striebranchen. 

Für die wichtigsten Bereiche sieht der 10-Punkte-Ka- 
talog des Bundesumweltministers eine Prioritätenliste 
vor, nach der Verwaltungsvorschriften bzw. Entwürfe 

1988 bzw. 1989 vorhegen sollten. 

Dieses anspruchsvolle Programm zum Schutz der Kü- 
stengewässer wurde Zug um Zug umgesetzt. 

So wurden mit der am 1. Januar 1990 in Kraft getrete- 
nen Allgemeinen Rahmenverwaltungsvorschrift vom 
8. September 1989 über Mindestanforderungen an 
das Einleiten von Abwasser in Gewässer und der All- 
gemeinen Verwaltungsvor schrift vom 19. Dezember 

1989 zur Änderung der genannten Allgemeinen Rah- 
menverwaltungsvorschrift verschärfte Regelungen 
nach dem Stand der Technik zur Verringerung der 
Schadstoffbelastung aus folgenden Bereichen erlas- 
sen: Zellstof findustrie, LederhersteUung, Metallbe- 
und -Verarbeitung, Zahnarztpraxen, Kraftwerke, 
Müllverbrennungsanlagen und Mülldeponien Her- 
stellung von Beschichtungsstoffen und Lackharzen, 
Sodaherstellung, Herstellung von Nichteisenmetal- 
len, Herstellung und Verarbeitung von Glas und 
künstlichen Mineralfasern, Mineralölhaltiges Abwas- 
ser, Chemischreinigung. 

Darüber hinaus sind weitere wichtige Verwaltungs- 
vorschriften in Vorbereitung, u. a.: chemische Indu- 
strie, Düngemittelherstellung, Textilindustrie, Papier 
und Pappe, Holzfaserhartplatten, Raffinerien, kerami- 
sche Industrie, Eisen und Stahl, Kokereien. 
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Die Länder können im Einzelfall bereits vor Erlaß von 
Verwaltungs Vorschriften aufgrund der Arbeiten in 
den o. g. 30 Arbeitsgruppen Anforderungen nach 
dem Stand der Technik stellen. Das geltende Wasser- 
recht läßt dies zu. 


2. Novellierung des Chemikaliengesetzes 

Nach § 17 des Chemikaliengesetzes besteht bereits 
jetzt die Möglichkeit, die Herstellung, das Inverkehr- 
bringen oder die Verwendung bestimmter gefährli- 
cher Stoffe und Zubereitungen oder von Erzeugnis- 
sen, die derartige Stoffe oder Zubereitungen enthal- 
ten, zu verbieten, wenn dies zum Schutz von Mensch 
oder Umwelt erforderlich ist. 

Das Chemikaliengesetz hat sich zwar prinzipiell be- 
währt. Allerdings haben die ersten Vollzugserfahrun- 
gen und die Brandkatastrophe von Sandoz gezeigt, 
daß das Gesetz auch Schwächen hat. 

Die Bundesregierung hat daher am 5. April 1989 eine 
Novelliemng des Chemikaliengesetzes beschlossen. 

Die Novelle stellt die erste umfassende Fortentwick- 
lung des Chemikaliengesetzes nach fast einem Jahr- 
zehnt dar. Die Eingriffsmöglichkeiten für Verbote und 
Beschränkungen nach § 17 des Chemikaliengesetzes 
werden durch Verknüpfung mit dem Vorsorgeprinzip 
erleichtert. Außerdem können künftig auch Verbote 
im Hinblick auf die Entwicklung von weniger gefähr- 
lichen Ersatzstoffen erfolgen. Neue Mitteilungspflich- 
ten des Herstellers oder Importeurs über Zwischen- 
produkte und Exportstoffe sowie über gefährliche Ei- 
genschaften von Zubereitungen werden eingeführt. 
Die Altstoffkonzeption der Bundesregierung, die eine 
Datenaufarbeitung der nicht von der Anmeldepflicht 
des Chemikaliengesetzes erfaßten Altstoffe in freiwil- 
liger Kooperation mit der Industrie beinhaltet, wird 
durch eine entsprechende Ermächtigung svorschrift 
zur alleinigen ordnungsrechtlichen Lösung abgesi- 
chert. Das Kennzeichnungsrecht wird auch auf Er- 
zeugnisse ausgedehnt, die bestimmte gefährliche 
Stoffe oder Zubereitungen enthalten oder freisetzen 
können. Insgesamt werden die Grundlagen zu einem 
erheblichen Ausbau der Untersuchungs- und Infor- 
mationspflichten der Hersteller und Importeure che- 
mischer Produkte geschaffen, wodurch das Chemika- 
liengesetz die Wirkung eines Chemikalienvorsorge- 
gesetzes erhält. 

Die parlamentarischen Beratungen des Gesetzent- 
wurfs stehen kurz vor dem Abschluß. Am 18. Januar 
1990 fand die 2. und 3. Lesung des Gesetzentwurfs im 
Bundestag statt. Nach dem Gesetzesbeschluß des 
Bundestages wird die Novelle am 1. August 1990 in 
Kraft treten. 


3. PCP-Verbot 

Die PCP- Verbotsverordnung ist am 23. Dezember 
1989 in Kraft getreten (BGBl. I S. 2235). Die Bundes- 
regierung hatte bereits im Mai 1987 eine entspre- 
chende Verordnung verabschiedet, die jedoch nicht in 
Kraft treten konnte, da diese Vorschrift bei der EG 


notifiziert wurde, um eine europaeinheitliche Be- 
schränkung des Umweltgiftes PCP zu erreichen. Die 
Beratungen über eine solche einheitliche EG-Rege- 
lung sind nach zwei Jahren immer noch nicht abge- 
schlossen. Mit dem PCP-Verbot wird das Hinauszö- 
gern der Beratungen innerhalb der EG bei der wirk- 
samen Bekämpfung einer für Mensch und Umwelt 
äußerst gefährlichen Chemikalie nicht länger hinge- 
nommen. 


4. PCB-, PCT-, VC-Verbotsverordnung 

Am 29. Juli 1989 ist die „Verordnung zum Verbot von 
polychlorierten Biphenylen, polychlorierten Terphe- 
nylen und zur Beschränkung von Vinylchlorid ( „PCB-, 
PCT-, VC-Verbotsverordnung") in Kraft getreten. 

Diese Verordnung, mit der auf der Grundlage des 
Chemikaliengesetzes zugleich entsprechende EG- 
Richtlinien in nationales Recht umgesetzt werden, 
verbietet grundsätzlich die Herstellung, das Inver- 
kehrbringen und die Verwendung PCB- oder PCT- 
haltiger Stoffe (chemische Verbindungen), Zuberei- 
tungen (z. B. Stoffgemische) und Erzeugnisse. 

Die Verordnung sieht im einzelnen eine drastische 
Verringerung des zulässigen Grenzwertes auf 50 Mil- 
ligramm pro Kilogramm (50 ppm), d. h. ein Zwanzig- 
stel im Vergleich zur alten Regelung, vor. Ferner sind 
PCB-haltige Erzeugnisse ab einem bestimmten Inhalt 
einheitlich zu kennzeichnen, soweit sie auch künftig 
noch legal weiter verwendet werden dürfen. Auch 
gelten für PCB-haltige Erzeugnisse bestimmte Ver- 
wendungsfristen. So dürfen z. B. PCB-haltige Kon- 
densatoren mit mehr als einem Liter Füllvolumen ab 
dem 1. Januar 1994 nicht mehr verwendet werden. 
Für alle übrigen Erzeugnisse wie z. B. Transformato- 
ren, Kleinkondensatoren gilt ein entsprechendes Ver- 
wendungsverbot ab dem 1. Januar 2000. Hierdurch 
wird sichergestellt, daß mittelfristig durch Verzicht 
auf diese Erzeugnisse der Eintrag von PCB in die 
Umwelt unterbleibt. 

Um die Möglichkeiten eines PCB-Ersatzes aktuell und 
umfassend darzustellen, wurde außerdem mit Unter- 
stützung der Bundesregierung bereits im November 
1986 ein PCB-Ersatzstoffkatalog erstellt, der zwi- 
schenzeitlich aktualisiert wurde. 


5. TA-Abfall 

Die Bundesregierung ist im neuen Abfallgesetz beauf- 
tragt worden, allgemeine Verwaltungsvorschriften 
über Anforderungen an die Entsorgung von Abfällen 
zu erarbeiten. 

Die Anforderungen an die Anlagen zur chemisch- 
physikalischen Behandlung sowie an Sammelstellen 
und Lager sind zwischenzeitlich fertiggestellt wor- 
den. 

Ein erster Entwurf einer Technischen Anleitung zur 
Lagerung, chemisch-physikalischen Behandlung und 
Verbrennung von Abfällen nach § 2 Abs. 2 Abfallge- 
setz (TA Sonderabfall) wurde unter Berücksichtigung 
grundsätzlicher Anforderungen (Zuordnung von Ab- 
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fällen zu Entsorgungsanlagen, Überwachung der Ab- 
fallströme, organisatorische Regelungen, Altanlagen- 
und Übergangsregelungen) erarbeitet. Parallel dazu 
wurden die Entwürfe der Sonderabfall- und Reststoff- 
bestimmungs- Verordnung sowie der Abfallbeförde- 
rungs- und Nachweis-Verordnung fertiggestellt. 

Wegen des Sachzusammenhangs und der Wechselbe- 
ziehungen dieser Regelwerke zueinander wurden 
diese in einem weiteren Verfahren zusammen mit der 
TA Sonderabfall behandelt. 

Am 28. Juni 1989 wurde das Gesamtpaket vom Bun- 
deskabinett gebilligt. Am 10. November 1989 hat der 
Bundesrat die Regelwerke verabschiedet. Die Veröf- 
fentlichung wird im Februar 1990 erfolgen. Damit 
werden die genannten Verordnungen und der 1. Teil 
der TA Sonderabfall Mitte 1990 in Kraft treten. 

Die übrigen anlagenspezifischen Kapitel der TA Son- 
derabfall zur oberirdischen und untertägigen Ablage- 
rung liegen inzwischen auch als Referentenentwurf 
vor und wurden Anfang Oktober 1989 den beteiligten 
Kreisen zugeleitet. Die Anhörung hat am 14. Dezem- 
ber 1989 stattgefunden. 


6. Maßnahmen nach § 14 Abfallgesetz (AbfG) 

Zur Durchsetzung der drei Grundforderungen der 
Abfall Wirtschaft — Abfallvermeidung, Abfallverwer- 
tung, ordnungsgemäße Abfallentsorgung — ist die 
Bundesregierung in § 14 Abfallgesetz zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen ermächtigt. Sie kann ferner Ziel- 
festlegungen erlassen oder freiwillige Maßnahmen 
anregen. 

Die Bundesregierung hat bisher von allen diesen 
Möglichkeiten Gebrauch gemacht. Sie verfolgt weiter 
konsequent die in ihrem Bericht zum Vollzug des 
neuen Abfallgesetzes (BT-Drucksache 11/756 vom 
1. September 1987) vorgesehenen abfallwirtschaftli- 
chen Vorhaben. Von besonderer Relevanz auch für 
die Nordsee sind folgende Maßnahmen: 


a) Altölverordnung 

Die erste Verordnung auf der Grundlage des neuen 
§ 14 AbfG ist die Altölverordnung; sie trat am 1. No- 
vember 1987 in Kraft. Die Verordnung trägt entschei- 
dend dazu bei, daß Altöle nicht mehr in den Hausmüll 
gelangen oder mit Abfällen aus Industrie und Ge- 
werbe vermischt werden. 

Die Bundesländer erlassen gegenwärtig auf der 
Grundlage einer mit dem Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit erarbeiteten Mu- 
sterverwaltungsvorschrift die Durchführungsbestim- 
mungen zur Altölentsorgung; von Bayern, Hessen, 
Rheinland- Pfalz und Nordrhein-Westfalen liegen die 
Vorschriften bereits vor. 


b) Lösemittelverordnung 

Nach dem Muster der Altölverordnung hat die Bun- 
desregierung am 26. April 1989 eine weitere Verord- 
nung zur Rücknahme und Verwertung gebrauchter 
Lösemittel beschlossen. Bisher werden diese Stoffe 
meist auf See verbrannt (vgl. hierzu im einzelnen un- 
ten zu C V 2.a). 


c) Batterieentsorgung 

Bei den Gerätebatterien sind Batterieindustrie und 
Handel am 9. September 1988 eine freiwillige Selbst- 
bindung zur Reduzierung des Quecksilbergehaltes in 
Batterien sowie zur Rücknahme und Verwertung als 
schadstoffhaltig gekennzeichneter Batterien einge- 
gangen, die am 1. April 1989 in Kraft trat. 

Danach soll u. a. der Quecksilbergehalt in den Alkali- 
Mangan-Batterien in drei Stufen auf unter 0,1% ge- 
senkt werden. 


7. Novellierung des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Das Bundeskabinett hat am 15. März 1989 den Ent- 
wurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Bun- 
des-Immissionsschutzgesetzes beschlossen. 

Im Anschluß an die im Zusammenhang mit der Ände- 
rung der Störfall- Verordnung erfolgte Ergänzung der 
Verordnung über das immissionsschutzrechtliche Ge- 
nehmigungsverfahren ist Schwerpunkt dieser Novelle 
die weitere Verbesserung des Systems der Prüfung 
und Überwachung von Industrieanlagen. Hierzu sieht 
der Gesetzentwurf der Bundesregierung vor, die Vor- 
aussetzungen dafür zu schaffen, daß technische Prü- 
fungen sicherheitsrelevanter Anlagen umfassender 
als bisher durch unabhängige Sachverständige durch- 
geführt werden können. 

Ferner ist vorgesehen, daß die Betreiber von Anlagen 
mit besonders hohem Gefahrenpotential einen Stör- 
fallbeauftragten zu bestellen haben, dem Beratungs-, 
Kontroll- und ggf. auch Entscheidungsbefugnisse im 
Bereich der Anlagensicherheit obliegen. 

Als weitere Schwerpunkte sind insbesondere vorge- 
sehen, die luftreinhalteplanrechtlichen Regelungen 
zu verbessern, das marktwirtschaftliche Instrumenta- 
rium des Gesetzes wirksamer zu gestalten sowie — im 
Rahmen der Umsetzung der Bodenschutzkonzeption 
der Bundesregierung — die Betreiber zu verpflichten, 
für einen umweltverträglichen Zustand stillgelegter 
Anlagen zu sorgen. 

Nach Stellungnahme durch den Bundesrat und Ge- 
genäußerung der Bundesregierung hierzu liegt der 
Gesetzentwurf nunmehr dem Deutschen Bundestag 
zur Beratung vor. 
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8. Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

Am 16. November 1989 hat der Deutsche Bundestag 
das „Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie des Rates 
vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeits- 
prüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten 
Projekten (85/337/EWG) " beschlossen. 

Der Bundesrat hat dem Gesetz am 21. Dezember 1989 
zugestimmt. 

Das Gesetz enthält in Artikel 1 das „Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung" (UVPG) r das die for- 
mellen und materiellen Anforderungen an die UVP 
regelt und dem Vorsorgeprinzip in besonderer Weise 
Rechnung trägt. 

Das Gesetz wird Mitte 1990 in Kraft treten. 


9. Supranationale und internationale Maßnahmen 

a) EG 

Mit der Entschließung des Rates über Leitlinien für die 
Verhütung technischer und natürlicher Risiken 
(89/C 273/01), Abi. EG C 273/1 vom 26. Oktober 1989 
wurden die Weichen für die Weiterentwicklung der 
Vorsorge gegenüber Industrieunfällen, den aus dem 
Transport gefährlicher Güter (auf dem Land und zu 
Wasser) erwachsenden Gefahren und den natürüchen 
Risiken in der Gemeinschaft gestellt. 

Bereits am 24. November 1988 hatte der Rat eine 
Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 82/501/EWG 
über die Gefahren schwerer Unfälle bei bestimmten 
Industrietätigkeiten beschlossen (88/610/EWG). 

Die neue Richtlinie schafft umfassende und strengere 
Regelungen für die Lagerung gefährlicher Stoffe und 
Zubereitungen. Damit werden Konsequenzen aus der 
Sandoz-Brandkatastrophe vom 1. November 1986 ge- 
zogen. 

Darüber hinaus wird Artikel 8 Abs. 1 der Grundricht- 
linie 82/501/EWG, der Regelungen zur Information 
der Öffentlichkeit bei schweren Unfällen enthält, aus- 
geweitet und durch einen neuen Anhang VII zur 
Richtlinie konkretisiert. 


b) International 

Auf der Jahressitzung der Vertragsstaaten des Paris- 
Übereinkommens im Juni 1989 konnte das Vorsor- 
geprinzip — nach Anerkennung durch die Nordsee - 
anliegerstaaten — auch auf das gesamte Konven- 
tionsgebiet des Paris-Übereinkommens ausgedehnt 
werden. Mit diesem Verhandlungserfolg der deut- 
schen Delegation hat sich die Richtigkeit der bundes- 
deutschen Haltung bei der Jahressitzung 1988 erwie- 
sen. Dort hatte die Bundesrepublik Deutschland ge- 
gen die verabschiedete Empfehlung einen Vorbehalt 
eingelegt, weil diese deutlich sichtbar hinter das auf 
der 2. INK erreichte Ergebnis zurückgefallen war (vgl. 
BT-Drucksache 11/3847 vom 17. Januar 1989, C I. 5., 
S. 5). 


Die Vereinten Nationen haben anläßlich ihrer 
15. Verwaltungsratssitzung der UNEP vom 15. bis 
26. Mai 1989 in einem Beschluß (15/27) unter aus- 
drücklicher Bezugnahme auf die 2. INK die Notwen- 
digkeit vorsorgenden Handelns als Grundlage der Po- 
litik zum Schutz der marinen Umwelt anerkannt und 
alle Staaten aufgefordert, den relevanten Konventio- 
nen beizutreten und gemeinsam auf das vollständige 
Ende der Abfallbeseitigung auf See hinzuarbeiten. 

Auf Vorschlag der Bundesrepublik Deutschland hat 
sich ebenfalls das 12. Konsultativtreffen des weltweit 
geltenden Übereinkommens über die Verhütung der 
Meeresverschmutzung durch das Einbringen von Ab- 
fällen und anderen Stoffen (sogen. London-Dumping- 
Übereinkommen) im Oktober 1989 mit der Einbezie- 
hung des Vorsorgeprinzips in das Übereinkommen 
befaßt. Es wurde beschlossen, daß die wissenschaftli- 
che Arbeitsgruppe auf der Grundlage des bundes- 
deutschen Vorschlags Einzelheiten beraten soll. 

Das von der Bundesregierung am 23. Oktober 1989 
gezeichnete Basler Übereinkommen über die Kon- 
trolle der grenzüberschreitenden Verbringung ge- 
fährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung schreibt fest, 
daß die Lösung der Abfallprobleme grundsätzlich im 
eigenen Land zu erfolgen hat. Gleichzeitig wird mit 
dem Übereinkommen, das weltweite Geltung erhal- 
ten soll, sichergestellt, daß grenzüberschreitende Ab- 
fallentsorgung nur unter Einhaltung des vorgeschrie- 
benen Verfahrens erfolgt. 

Im einzelnen sieht das Übereinkommen vor: 

— Import, Export und Transit von Abfällen sind nur 
zulässig, wenn zuvor alle beteiligten Staaten infor- 
miert wurden und der Verbringung zugestimmt 
haben; 

— Verbringungen in „ Nichtvertragsstaaten " sind un- 
zulässig, es sei denn, es bestehen bi- oder multila- 
terale Regelungen, die inhaltlich den Anforderun- 
gen des Übereinkommens entsprechen; 

— Der Exporteur und hilfsweise der Staat, aus dem 
die Abfälle stammen, sind für die Einhaltung des 
Übereinkommens verantwortlich und bei geschei- 
terten Verbringungen zur Rücknahme der Abfälle 
verpflichtet. Diese Verpflichtung gilt insbesondere 
für „illegale Verbringungen" von Abfällen. 

Darüber hinaus enthält das Übereinkommen bereits 
erste Grundzüge einer weltweiten „Abfall Wirtschafts- 
konvention", wie den Grundsatz der Entsorgung am 
Entstehungsort der Abfälle, den Vorrang von Maß- 
nahmen zur Reduzierung der Abfallmengen und den 
Auftrag, allgemeine Grundsätze für eine umweltver- 
trägliche Abfallentsorgung mit weltweiter Geltung zu 
erarbeiten. 

Aus dem Gesichtspunkt des Vorsorgeprinzips hat 
schließlich die Internationale Seeschiffahrts-Organi- 
sation (IMO) in ihrer 16. Vollversammlung am 19. Ok- 
tober 1989 unter Hinweis auf die Baseler Konvention 
eine Resolution gefaßt, dergemäß u. a. alle relevanten 
Bestimmungen für den Transport gefährlicher Güter 
auf See einer Überprüfung unterzogen werden sollen. 
Danach sollen ferner alle Maßnahmen ergriffen wer- 
den, damit u. a. die Meeresumwelt durch den Trans- 
port gefährlicher Güter nicht beeinträchtigt wird. 
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Zuvor hatte bereits der für den Meeresumweltschutz 
zuständige Ausschuß der IMO (MEPC) auf seiner 
27. Sitzung im März 1989 beschlossen, die technische 
Hilfe für die Entwicklungsländer auf dem Gebiet des 
schiffsbezogenen Meeresumweltschutzes zu verstär- 
ken. Die Bundesrepublik Deutschland wies dabei dar- 
auf hin, daß sie mit einer Serie von Seminaren in der 
Bundesrepublik Deutschland Hilfestellung bei der 
Umsetzung des MARPOL-Übereinkommens geben 
wird. Die Vorbereitungsarbeiten für das erste Semi- 
nar, das vom Bundesminister für Verkehr durchge- 
führt wird, sind bereits angelaufen. 

Bei dem Weltwirtschaftsgipfel 1989 haben die Staats- 
und Regierungschefs der sieben Teilnehmerstaaten 
und der Präsident der Kommission der EG das bisher 
umfangreichste Umweltkapitel der Wirtschaftserklä- 
rung aller Gipfelkonferenzen verabschiedet. 

Darin werden auch das Erfordernis der Verhinderung 
der Verschmutzung an der Quelle (Bulletin des BPA, 
Nr. 76 vom 19. Juli 1989, S. 667, TZ 36) und der Schutz 
der Meeresumwelt (S. 669, TZ 46) betont. 


II. Reduzierung des Gesamteintrags 
gefährlicher Stoffe 

Ministerbeschluß 

Zu 2. vereinbarten die Minister, die Gesamtmenge der 
in die Meeresumwelt der Nordsee gelangenden ge- 
fährlichen Stoffe zwischen 1985 und 1995 in der Grö- 
ßenordnung von 50 % zu verringern. 

Nummern 3 bis 9. enthalten Einzelheiten zur Errei- 
chung dieses Ziels. 


Umsetzung 

Als Bezugsgröße für die einzelnen Stoffe, deren Ein- 
trag um 50 % zu reduzieren ist, wird deren Emission 
1985 verwendet. Die Bestandsaufnahme für 1985 ist 
für die Einzugsgebiete der Flüsse Rhein, Elbe, Weser 
und Ems sowie für direkte Einleitungen in die Küsten- 
gewässer abgeschlossen. Die Emissionsschätzungen 
werden überdies anhand der 1985 gemessenen stoff- 
bezogenen Frachten überprüft an den Meßstellen: 

Rhein: Deutsch/niederländische Grenze, Bimmen/ 
Lobith 

Elbe: Süßwassergrenze, Glückstadt 

Weser: Tidegrenze, Bremen/Hemelingen 
Ems: Tidegrenze, Herbrum. 

Um die beschlossene Reduzierung der Emissionen in 
der Größenordnung von 50 % für 1995 zu prognosti- 
zieren, wurde eine erste Abschätzung über das Min- 
derungspotential der eingeleiteten Maßnahmen nach 
§ 7 a Wasserhaushaltsgesetz von der Länderarbeits- 
gemeinschaft Wasser (LAWA) vorgenommen. Für die 
Bundesrepublik Deutschland obliegt diese Aufgabe 
den Ländern, da die Daten über Emissionen und 
Frachten nur bei den Ländern und nicht beim Bund 
vorliegen. Das Umweltbundesamt hat die Zusammen- 
führung der von den Ländern geführten Daten über- 


nommen. Das Ergebnis der Emissionsabschätzung für 
ausgewählte gefährliche Stoffe 1985 und die ge- 
schätzte prozentuale Reduktion bis 1995 geht aus der 
folgenden Tabelle hervor. 

Die Abschätzungen der Emissions-Minderung beru- 
hen weitgehend auf der Reduzierung aus Punktquel- 
len, während für diffuse Quellen eine quantitative 
Abschätzung nicht gegeben werden kann. 

Grundsätzlich kann angeführt werden, daß das Ziel 
einer Verringerung der Emissionen in der Größenord- 
nung von 50% bis 1995 erreicht wird. 

Eine Ausnahme bilden die Schwermetalle und einige 
organische Stoffe. Die Ursache hierfür liegt in der be- 
reits in früheren Jahren vor 1985 erzielten Vorlei- 
stung, die eine weitere Reduzierung in der geforder- 
ten Größenordnung nicht mehr zuläßt. 

Beim Kupfer stammen die Emissionen zum größten 
Teil aus Rohrleitungen. Das über kommunale Kläran- 
lagen in geringsten Konzentrationen eingeleitete 
Kupfer wird von der Abwasserbehandlung kaum er- 
faßt. 

Wegen des Verbots von PCB ist davon auszugehen, 
daß diese Emissionen bis 1995 weitgehend reduziert 
sind. 


1. Reduzierung von Schadstoff ei nträgen aus der 
Industrie 

Mit den zu I. 1. genannten Maßnahmen (Umsetzung 
der ca. 30 Verwaltungsvorschriften) wird die Halbie- 
rung des Eintrags gefährlicher Stoffe über den Ab- 
wasserpfad bis 1995 im ganzen erreicht. 

So ist nach Erhebungen der Länder eine Verringerung 
der Belastung mit chlorierten Kohlenwasserstoffen 
aus Punktquellen zwischen ca. 30% (z. B. Trichlor- 
ethan) und ca. 90% (z. B. PCB) zu erwarten. Bei den 
Schwermetallen sind Reduktionen in ähnlich hohem 
Maße nicht möglich, da hier bereits vor 1985 ein hoher 
technischer Stand erreicht worden ist. Allerdings wird 
z. B. Chrom um ca. % reduziert werden. Auch bei 
Quecksilber wird mit einer weiteren Reduktion um 
40 % gerechnet, obwohl gerade hier in der Vergan- 
genheit im Bereich der chemischen Industrie (Alka- 
lichloridelektrolyse) Reduktionen um über 90% er- 
zielt wurden. 

Für die Reduzierung der gefährlichen Stoffe nach dem 
Stand der Technik werden ungefähr 12 Mrd. DM er- 
forderlich werden. 

Zur PCB-, PCT-, VC-Verbotsverordnung vgl. oben zu 
CI 4. 


2. Reduzierung von Schadstoffeinträgen aus der 
Landwirtschaft 

Die Verringerung der Anwendung chemischer Pflan- 
zenschutzmittel auf das unabdingbar notwendige 
Maß ist bereits mehrjähriges Ziel der Bundesregie- 
rung. Wesentliche Schritte zur Verminderung des 
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Erste Abschätzung der Emissionen in deutsche Flüsse r Eatuarlen und Küstengewässer für 1985 
und die Reduktion von punktuellen Einleitungen bis 1995 



Industrielle 

Einleitungen 

t/a 

(i) 

Kommunale 

Kläranlagen 

t/a 

(2) 

1985 

Diffuse 

Quellen 

t/a 

(3) 

total 

t/a 

(4) = (l+2+3) 

Industrie 

und 

Kommunen 

t/a 

(5) — (1+2) 

1995 

Erweiterte 
Reduzierung 
für die 
Summe von 
Industrie und 
Kommunen 

% 

Trichlormethan 

(Chloroform) 

89,82 

10,35 

9,87 

110,04 

100,17 

66 

Tetrachlorkohlenstoff 

17,46 

4,78 

2,77 

25,01 

22,24 

43 

1-1-1 T richlore than 

0,81 

1,64 

2,97 

5,42 

2,45 

20 

1-2 Dichlormethan 

45,07 

5,05 

1,30 

51,42 

50,12 

52 

Trichlorethen 

0,97 

10,45 

12,39 

23,81 

11,42 

45 

T etrachlore then 

(Perchlorethen) 

1,93 

11,70 

17,38 

31,01 

13,63 

37 

Hexachlorbutadien 

0,06 

0,00 

0,00 

0,06 

0,06 

100 

Trichlorbenzole 

1,12 

0,01 

0,67 

1,80 

1,13 

68 

Hexachlorbenzole 

0,26 

0,02 

0,03 

0,31 

0,28 

50 

Chlomitrobenzole 

14,25 

0,00 

0,00 

14,25 

14,25 

85 

Pentachlorphenol 

0,43 

1,34 

0,99 

2,76 

1,77 

28 

Aldrin, Endrin, Dieldrin . . . 

0,00 

0,00 

0,03 

0,03 

0,00 

— 

Endosulfan 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

— 

(Mono)- Chlor aniline 

6,10 

0,00 

0,00 

6,10 

6,10 

75 

Parathion 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

— 

PCB 

2,20 

0,34 

1,99 

4,53 

2,54 

77 

AOX 

4 401,46 

396,50 

278,85 

5 076,81 

4 797,96 

53 

Quecksilber 

0,98 

0,82 

1,24 

3,04 

1,80 

24 

Cadmium 

3,19 

3,13 

2,62 

8,94 

6,32 

10 

Chrom 

234,67 

264,77 

107,99 

607,43 

499,44 

56 

Kupfer 

107,99 

279,41 

88,88 

476,28 

387,40 

8 

Nickel 

93,25 

278,42 

67,08 

438,76 

371,67 

24 

Zink 

958,81 

1 398,90 

597,35 

2 955,06 

2 357,71 

13 

Blei 

96,40 

146,34 

134,30 

377,04 

242,74 

8 

Benzol 

3,05 

0,00 

1,10 

4,15 

3,05 

60 


chemischen Pflanzenschutzes auf das unabdingbar 
notwendige Maß sind eingeleitet. Die nachstehend 
aufgeführten Rechtsakte dienen ihrer Verwirkli- 
chung. 

Mit dem neuen Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen 
(Pflanzenschutzgesetz) vom 15. September 1986 
(BGBl. I S. 1505) ist der Schutz der Gewässer in mehr- 
facher Hinsicht verstärkt worden. Die Vorschriften 
dieses Gesetzes regeln sowohl die Anwendung als 
auch die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln. So 
dürfen von der Biologischen Bundesanstalt für Land- 
und Forstwirtschaft (BBA) noch Pflanzenschutzmittel 
zugelassen werden, wenn sie bei bestimmungsgemä- 
ßer und sachgerechter Anwendung oder als Folge ei- 
ner solchen Anwendung keine schädlichen Auswir- 
kungen auf das Grundwasser haben. Die Kontrolle 
über die sachgerechte Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln obhegt den Bundesländern. 


Mit der neuen Pflanzenschutz- Anwendungsverord- 
nung vom 27. Juli 1988 (BGBl. I S. 1196) ist darüber 
hinaus ein erhöhter Schutz der Gewässer verbunden. 
Die Novelle enthält zum Schutz des Grundwassers 
u. a. ein vollständiges Anwendungs verbot für weitere 
Wirkstoffe und weitere Einschränkungen der zugelas- 
senen Anwendungen für bestimmte Pflanzenschutz- 
mittel-Wirkstoffe. Darüber hinaus sind die zuständi- 
gen Länderbehörden ermächtigt, auch außerhalb von 
Wasserschutzgebieten und Heilquellenschutzgebie- 
ten in bestimmt abgegrenzten Einzugsgebieten von 
Trinkwassergewinnungsanlagen oder Heilquellen 
oder sonstigen Gebieten zum Schutz des Trinkwas- 
sers die Anwendung bestimmter wassergefährdender 
Pflanzenschutzmittel zu verbieten. 

Die Pflanzenschutz-Sachkundeverordnung vom 
28. Juli 1987 (BGBl. I S. 1752) fordert für land- und 
forstwirtschaftliche sowie für gewerbliche Anwender 
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und Verkäufer von Pflanzenschutzmitteln einen Sach- 
kundenachweis. 

Über diese gesetzüchen Regelungen hinaus wurden 
von Fachleuten des Bundes und der Länder „Grund- 
sätze der guten fachlichen Praxis bei der Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln" erarbeitet. Im Rahmen 
der Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes soll 
der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten ermächtigt werden, im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit und dem Bundesminister für Umwelt, Na- 
turschutz und Reaktorsicherheit die Grundsätze der 
guten fachüchen Praxis im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 2 
des Pflanzenschutzgesetzes näher zu bestimmen. Die 
Anwendung dieser Grundsätze wird zur Verminde- 
rung des Austrags von Pflanzenschutzmitteln in die 
Gewässer beitragen. 

Im 10-Punkte-Katalog zum Schutz der Nord- und Ost- 
see hat der Bundesumweltminister vorgeschlagen, 
Gewässerrandstreifen vorrangig von der Pflanzenbe- 
handlung auszunehmen. Im Haushalt des Bundesmi- 
nisters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit werden für 1989 erstmals Mittel für ein Gewäs- 
serrandstreifenprogramm bereitgestellt. Durch Erhö- 
hung des Titels für Naturschutzgroßprojekte um 
10 Mio. DM auf 22 Mio. DM sollen Gewässerrand- 
streifenprojekte realisiert werden, die auch einen Bei- 
trag zur Reduzierung der Schadstoffeinträge leisten. 

Weitere Reduzierungen der Einträge von Pflanzen- 
schutzmitteln werden auch von der Umsetzung der 
EG-Programme zur Flächenstillegung und Extensi- 
vierung durch die nationalen Fördergrundsätze aus- 
gehen (vgl. unter C III 2, am Ende). Die Bundesregie- 
rung ist bemüht, das in der Bundesrepublik Deutsch- 
land erreichte Schutzniveau auch im Rahmen der an- 
stehenden Beratung einer EG-Richtlinie über das In- 
verkehrbringen von in der Europäischen Gemein- 
schaft zugelassenen Pflanzenschutzmitteln zu erhal- 
ten. 


3. Supranationale und internationale Maßnahmen 

Auf EG -Ebene hat der Rat in seiner Sitzung am 
16. Juni 1988 Richtlinien zur Ergänzung bestehender 
Gewässerschutzregelungen beschlossen, in denen 
Grenzwerte und Qualitätsziele für bestimmte gefähr- 
liche Stoffe festgelegt werden. 

Das Bundeskabinett hat am 3. August 1989 zur Um- 
setzung dieser und anderer Richtlinien in nationales 
Recht eine Abwasserverwaltungsvorschrift beschlos- 
sen. 

Mit der Vorschrift werden von der EG beschlossene 
Anforderungen für die Einleitung von Abwasser aus 
der Herstellung und Weiterverarbeitung der Chlor- 
kohlenwasserstoffe (Tetrachlorkohlenstoff, Chloro- 
form, Hexachlorbenzol — HCB — , Hexachlorbuta- 
dien — HCBd — und den Pflanzenschutzmitteln Al- 
drin, Dieldrin, Endrin, Isodrin, die in der Bundesrepu- 
blik Deutschland allerdings nicht mehr hergestellt 
werden) sowie aus der Herstellung aus Asbestzement- 
und Asbestpapiererzeugnissen in das nationale Was- 
serrecht übertragen. 


Dabei wurden für eine Reihe von Stoffen, z. B. Chlo- 
roform, HCBd und Asbest, gleichzeitig strengere An- 
forderungen als von der EG beschlossen festgelegt. 

Der Bundesrat hat den neuen Vorschriften am 20. Ok- 
tober 1989 zugestimmt. 

Bereits am 28. Juni 1988 hat der Umweltrat unter 
deutschem Vorsitz und auf deutsche Initiative eine 
Entschließung des Rates u. a. über den Schutz der 
Nordsee verabschiedet. Hiervon wird auch der Ein- 
trag gefährlicher Stoffe erfaßt. Die deutsche Delega- 
tion hat eine Erklärung über weiterführende Maßnah- 
men abgegeben. 

Auf der Binnenmarkt-Ratstagung der EG am 21. De- 
zember 1989 ist die Richtlinie zur 8. Änderung der 
Beschränkungsrichtlinie 76/769/EWG beschlossen 
worden. 

Mit der Richtlinie wird unter anderem das bereits in 
der Bundesrepublik Deutschland bestehende Ver- 
wendungsverbot für Antifoulingfarben, die Quecksil- 
ber- oder Arsenverbindungen enthalten, EG -weit ein- 
geführt. Weiterhin dürfen künftig zinnorganische 
Verbindungen nicht mehr in Antifoulingfarben für 
Sportboote verwendet werden. Bereits Anfang des 
Jahres 1989 hatte der Verband der Lackindustrie e. V. 
den Bundesumweltminister darüber informiert, daß 
seine Mitgliedsfirmen die Herstellung organozinnhal- 
tiger Antifoulingfarben für Sportboote völlig einge- 
stellt haben und auch den Vertrieb von Restbeständen 
mit Beginn der Saison 1989 einstellen würden. 

Über den Einsatz in Antifoulingfarben hinaus sieht die 
Richtlinie auch eine Beschränkung von Quecksilber- 
und Arsenverbindungen im Holzschutz vor. Daneben 
werden bestehende Beschränkungen für Benzol ver- 
schärft und Beschränkungen für die krebserzeugen- 
den Stoffe 2-Naphthylamin und seine Salze, Benzidin 
und seine Salze, 4-Nitrodiphenyl sowie 4-Aminodi- 
phenyl und seine Salze eingeführt. 

PCB- oder PCT-haltige Zubereitungen dürfen künftig 
nicht mehr in den Verkehr gebracht oder verwendet 
werden, wenn sie mehr als 50 mg PCB oder PCT pro 
kg enthalten. Der bisherige Grenzwert von 100 mg 
PCB oder PCT pro kg wird damit halbiert. 

Darüber hinaus hat die Kommission der EG unter dem 
31. Oktober 1989 einen Vorschlag zur Behandlung 
von kommunalem Abwasser vorgelegt. Darin wird 
u. a. die 2. Stufe — biologische Reinigung — als Min- 
destausstattung für kommunale Kläranlagen sowie 
die Beendigung der Einbringung von Klärschlamm in 
das Meer gefordert. 

Die Kommission hat auch einen Richtlinienvorschlag 
für das Inverkehrbringen von in der EG zugelassenen 
Pflanzenschutzmitteln vorgelegt, der zur Zeit beraten 
wird. 

Die Beschlüsse der 2. INK wurden im Juni 1988 auf 
der Jahressitzung der Vertragsstaaten des Paris- 
Übereinkommens eingebracht. Entsprechende Ar- 
beitsgruppen wurden eingesetzt. Insbesondere für 
Cadmium, Quecksilber und PCB wurden auf der 
Grundlage von Umfragen bei den Vertragsparteien 
detaillierte Verringerungsprogramme erarbeitet. 
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Auf der Jahressitzung im Juni 1989 verabschiedete 
die Paris-Kommission weitere Empfehlungen z. B. zur 
Reduzierung von Quecksilberemissionen aus der 
Landwirtschaft, aus elektrischen Geräten, Zahnarzt- 
praxen sowie Quecksilberemissionen in die Luft. 
Nicht zuletzt gelang es in dieser Sitzung, eine an- 
spruchsvolle Definition für den Stand der Technik 
festzuschreiben. Diese Definition unterstützt den Be- 
schluß zum Vorsorgeprinzip, nach dem alle technisch 
erprobten Möglichkeiten zur Reinigung von Abwas- 
ser, das mit gefährlichen Stoffen belastet ist, einzuset- 
zen sind. 

Zur Reduzierung des Öleintrags in das Konventions- 
gebiet des Paris-Übereinkommens wurden strenge 
Richtlinien zur Begrenzung der Ableitungen von Öl 
aus neuen und bestehenden Raffinerien festgelegt. 
Danach dürfen bei neuen Raffinerien ab sofort und bei 
bestehenden Raffinerien ab 1994 nur noch 5 mg/1 Öl- 
gehalt im Abwasser vorhanden sein (bisher: 
40 mg/1). 

Die 9. Minister-Konferenz zum Schutz des Rheins ge- 
gen Verunreinigung, die am 11. Oktober 1988 in Bonn 
stattgefunden hat, brachte weitere Fortschritte auch 
für den Nordseeschutz. 

Auf ihrer 10. Konferenz am 30. November 1989 in 
Brüssel beschlossen die Rheinminister die Ergänzung 
des am 1. Oktober 1987 beschlossenen Aktionspro- 
gramms Rhein um das vierte Ziel „Schutz der Nord- 
see". 

Die Arbeiten zur Durchführung des Aktionspro- 
gramms Rhein werden demzufolge in intensiverer Zu- 
sammenarbeit mit der Nordseeschutz-Konferenz so- 
wie der Paris-Kommission erfolgen. 


III. Reduzierung des Gesamteintrags von 
Nährstoffen 

Ministerbeschluß 

Nummern 10 bis 15 behandeln die Reduzierung der 
Einleitung von Nährstoffen. In Nummer 1 1 setzen sich 
die Minister das Ziel, zwischen 1985 und 1995 eine 
erhebliche Verringerung (in der Größenordnung von 
50 %) der Einleitungen von Phosphor und Stickstoff zu 
erreichen. 


Umsetzung 

Bei der Ermittlung der Bezugsgröße — Nährstoffein- 
träge auf der Basis des Jahres 1985 — war zu unter- 
scheiden zwischen Phosphat- und Stickstof feinträ- 
gen. 

Über Phosphateinträge in die Gewässer der Bundes- 
republik Deutschland hegen Teilerhebungen und 
grobe Schätzungen vor. 

Hierbei handelt es sich um Ergebnisse von Arbeiten 
innerhalb der Fachgruppe Wasserchemie der Gesell- 
schaft Deutscher Chemiker im Auftrag des Bundes- 
umweltministers im Rahmen eines Forschungspro- 
gramms zur Fortschreibung der Studie über Wege und 
Verbleib von Phosphor in der Bundesrepublik 


Deutschland (Phosphatstudie). Die demnach für das 
Jahr 1987 gewonnenen Emissionsdaten dürften den 
Daten für das Jahr 1985 entsprechen, so daß sich die 
Gewässereinträge von Phosphat, berechnet als 
Phosphor, wie folgt verteüen: 




1985 

1995 



t 

% 

t 

I. 

Diffuse Quellen 

33 500 

43 

nicht ab- 
schätzbar 

II. 

Kommunale 

Abwässer und 

34 300 


10 300 


Regenwasser- 

behandlung 

5 800 

51 

5 000 

III. 

Industrielle 

Direkteinleitungen 

ca. 5 000 

6 

ca. 2 000 

Gesamtbetrag 

78 600 

100 



Bei den diffusen Quellen stammt der Hauptteil aus 
dem landwirtschaftlichen Bereich (Erosion und Ober- 
flächenabfluß) . Bei den Minderungsmaßnahmen im 
kommunalen und industriellen Bereich werden die 
Reduktionen bis 1995 über 50% betragen. Dies geht 
im wesentlichen auf die P-Elimination in den Kläran- 
lagen und die bereits erfolgte Reduzierung des P-Ein- 
satzes bei Wasch- und Reinigungsmitteln zurück. Ob 
bis 1995 gegenüber 1985 das angestrebte Ziel einer 
Reduzierung in der Größenordnung von 50 % insge- 
samt erreicht werden kann, hängt vor allem von den 
im landwirtschaftlichen Bereich bereits eingeleiteten 
oder noch durchzuführenden Minderungsmaßnah- 
men ab, deren Auswirkungen noch nicht sicher abge- 
schätzt werden können. 

Über die Einträge von Stickstoff Verbindungen in die 
Oberflächengewässer liegen Ergebnisse aus zwei im 
Aufträge des Umweltbundesamtes erstellten Studien 
vor: „Herkunft, Wege und Verbleib von Stickstoff in 
Oberflächengewässem" und „Wirkungen von Nähr- 
stoffen in Fließ gewässern". 

Für das Basisjahr 1985 kann nach bisherigen Erkennt- 
nissen von folgenden Emissionsdaten ausgegangen 
werden: 


Stickstoileintrag 




1985 

1995 



t 

% 

t 

I. 

Diffuse Quellen 

432 600 

55 

nicht ab- 
schätzbar 

II. 

Kommunale 

Abwässer 





Regenwasser- 

behandlung 

255 000 

32 

120 000 

III. 

Industrielle 

Direkteinleitungen 

100 000 

13 

50 000 

Gesamtbetrag 

787 600 

100 
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Bei den diffusen Quellen stammt der überwiegende 
Anteil aus dem landwirtschaftlichen Bereich (vorwie- 
gend über Grund- und Dränwasser). 

Bis 1995 ist mit den eingeleiteten Maßnahmen zur 
weitergehenden Reinigung kommunaler und indu- 
strieller Abwässer gegenüber 1985 eine Reduzierung 
in der Größenordnung von 50 % zu erreichen. 

Für den landwirtschaftlichen Bereich kann davon aus- 
gegangen werden, daß die Maßnahmen insgesamt 
eine deutliche Verminderung der Nährstoff einträge in 
die Gewässer bewirken werden. Es liegt aber in der 
Natur der Sache, daß keine kurzfristigen Erfolge zu 
erwarten sind. Zum einen, weü die Umsetzung der 
Maßnahmen infolge der beschränkten Finanzmittel 
kurzfristig nicht flächendeckend erfolgen kann, zum 
anderen, weil zwischen Umsetzung und Wirkung zum 
Teil eine erhebliche Zeitspanne liegen kann. 


1. Reduzierung von Nährstoffen im Abwasser 

a) Kommunaler Bereich 

Bereits durch die Anforderungen der fortgeschriebe- 
nen 1. Abwasser- Verwaltungsvorschrift (VwV) vom 
9. November 1988 wurde die Voraussetzung für eine 
Halbierung des Phosphoreintrages geschaffen. 

Darüber hinaus hat das Bundeskabinett am 30. Juni 
1989 erneut eine Verschärfung dieser Verwaltungs- 
vorschrift beschlossen, die am 1. Januar 1990 in Kraft 
tritt (Anhang 1 zur Rahmen-AbwasserVwV vom 
8. September 1989). Anstelle der Anforderung von 
2 mg/1 an Anlagen ab 50 000 Einwohnergleichwerten 
(EW) soll diese Anforderung künftig bereits ab 
20 000 EW gestellt werden. Die Anforderung von 
2 mg/1 bei Anlagen ab 100 000 EW soll künftig auf 
1,0 mg/1 gesenkt werden. 

Die im Bereich der kommunalen Kläranlagen zu rea- 
lisierenden Maßnahmen führen zu einer Verringe- 
rung der Einleitungen von über 26 000 t Phosphor pro 
Jahr. Die Waschmittelindustrie hat ihrerseits reagiert 
und verstärkt phosphatfreie Waschmittel auf den 
Markt gebracht. Heute sind rund 90% aller Wasch- 
mittel phosphatfrei. Die Phosphatverminderung in- 
folge der Phosphathöchstmengenverordnung und die 
starke Verbreitung phosphatfreier Waschmittel haben 
zu einer wesentlichen Phosphatentlastung der Klär- 
anlagen und Gewässer in der Bundesrepublik 
Deutschland geführt. Ende 1989 betrug der Anteil von 
Wasch- und Reinigungsmitteln am Gesamtphosphor- 
eintrag in unsere Gewässer nur noch weniger als 
10%. Während die Phosphorbelastung der Gewässer 
durch Wasch- und Reinigungsmittel im Jahre 1975 
noch bei 42 000 t lag, wird sie im Jahr 1990 unter 
5 000 t sinken. 

Gemäß den verschärften Anforderungen des An- 
hangs 1 zur Rahmen-AbwasserVwV vom 8. Septem- 
ber 1989 ist für den Eintrag von Stickstoff aus Ammo- 
niumverbindungen (= NH 4 -N) eine Anforderung von 
10 mg/1 ab 5 000 EW festgelegt. Das Abwasser darf 
nur eingeleitet werden, wenn die Abwasserbehand- 
lungsanlage mit einer gezielten Denitrifikation betrie- 
ben wird. 


Die Bundesregierung wird bis Ende 1990 Anforderun- 
gen für den Gesamtstickstoff festlegen. 

Anlagen, die entsprechend dem Anforderungsniveau 
der allgemein anerkannten Regeln der Technik aus- 
gebaut sind, sind bereits heute in der Lage, zumindest 
teüweise zu denitrifizieren. Die Möglichkeit soll ge- 
zielt genutzt werden. 

Die Bundesregierung wird bei den Ländern weiter 
darauf hinwirken, daß die Denitrifikation schon jetzt 
nachdrücklich gefordert wird. Der Bundesumweltmi- 
nister fördert die Entwicklung mit einigen Modell Vor- 
haben. 


b) Industrieller Bereich 

Die Industrie trägt vor allem zum Stickstoffe intrag 
(chemische Industrie, Nahrungsmittelindustrie) bei. 

Zur Verringerung der Nährstoffbelastung, insbeson- 
dere zur Begrenzung der Stickstoff- und Phosphorein- 
träge sind durch die Allgemeine Verwaltungs Vor- 
schrift vom 19. Dezember 1989 zur Änderung der All- 
gemeinen Rahmenverwaltungsvorschrift über Min- 
destanforderungen an das Einleiten von Abwasser in 
Gewässer am 1. Januar 1990 verschärfte Abwasser- 
vorschriften für folgende Bereiche in Kraft getreten: 
Braunkohle-Brikettfabrikation, Milchverarbeitung, 
Herstellung von Obst- und Gemüseprodukten, Her- 
stellung von Erfrischungsgetränken und Getränke- 
abfüllung, Kartoffelverarbeitung, Fleisch Wirtschaft, 
Brauereien, Herstellung von Alkohol und alkoholi- 
schen Getränken, Herstellung von Hautleim, Gelatine 
und Knochenleim. 


c) Finanzierung 

Mit der Einführung der 3. Reinigungsstufe und dem 
Einstieg in die gezielte Denitrifikation wird der Inve- 
stitionsaufwand bei den Gemeinden auf etwa 15 Mrd. 
DM für die kommenden Jahre geschätzt. Die Be- 
schlüsse des Bundeskabinetts bezüglich der 17 neuen 
Abwasservorschriften werden bei der Industrie be- 
deutende Investitionen zur Verringerung der Phos- 
phor- und Stickstoffemissionen sowie zur Verringe- 
rung der gefährlichen Stoffe auslösen. Insgesamt wer- 
den bei der Industrie in den kommenden Jahren eben- 
falls ungefähr Investitionen in Höhe von 15 Mrd. DM 
ausgelöst. Davon werden 3 Mrd. DM für die Nähr- 
stoffreduzierung erforderlich werden. 

Investitionshilfen für die Umstellung auf entspre- 
chende Reinigungsverfahren können auf Bundes- 
ebene aus Mitteln des Bundesumweltministers für In- 
vestitionen (Demonstrationsvorhaben) zur Verminde- 
rung von Umweltbelastungen, durch zinsgünstige 
Darlehen aus dem ERP- Abwasserreinigungspro- 
gramm und dem KfW-Gemeindeprogramm sowie un- 
ter bestimmten Voraussetzungen auch im Rahmen der 
Städtebauförderung und der Gemeinschaftsaufgaben 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
und „Verbesserung der Agrarstruktur und des Kü- 
stenschutzes" gewährt werden (vgl. zu letzterem den 
Bericht der Bundesregierung über die künftige Ge- 
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staltung der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes, hier: Rah- 
menplan 1990 bis 1993 und Sonderrahmenplan 1988 
bis 1993" vom 19. September 1989 — Drucksache 
11/5211). 

Auf Beschluß des Haushaltsausschusses des Deut- 
schen Bundestages hat die Bundesregierung in Zu- 
sammenarbeit mit den Ländern einen Bericht erstellt, 
aus dem hervorgeht, welche Maßnahmen und Investi- 
tionen zur Verringerung der Belastungen grenzüber- 
schreitender Flüsse und damit auch der Nord- und 
Ostsee notwendig sind. In dem Bericht wird festge- 
stellt, daß die Situation zahlreicher grenzüberschrei- 
tender Gewässer — zu nennen sind hier insbesondere 
Mosel und Saar, aber auch Weser, Elbe, Rhein und 
Bodensee — , vor allem aber die jüngst besonders 
deutlich gewordene Belastung von Nord- und Ostsee 
schnellstmöglich zusätzliche Anstrengungen bei der 
Vermeidung und Behandlung von Abwasser erfor- 
dern. 

Gestützt auf die strukturpolitische Förderkompetenz 
des Bundes im Rahmen des Artikel 104a Abs. 4 GG, 
hat die Bundesregierung in ihrem Gesetz zum Aus- 
gleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft in den Län- 
dern (Strukturhilfegesetz) vom 20. Dezember 1988 
(BGBl. I S. 2358 ff.) einen Fördertatbestand „Entsor- 
gung und andere für die wirtschaftliche Entwicklung 
erhebliche Umweltschutzmaßnahmen" vorgesehen. 

Gemäß dem Strukturhilfegesetz wird der Bund be- 
stimmten Ländern für einen Zeitraum von zehn Jah- 
ren Finanzhilfen in Höhe von 2,45 Mrd. DM jährlich 
gewähren. 

Entsprechend den Erwartungen der Bundesregierung 
entfallen nach der Auswertung der 1. Anmeldungen 
von den im Rahmen des Strukturhilfegesetzes förde- 
rungsfähigen Ausgaben etwa 42 % (ca. 30 % der Bun- 
desmittel) auf Umweltschutzmaßnahmen, davon über 
80 % auf die Erneuerung und den Ausbau des Kana- 
lisationsnetzes sowie die Erweiterung und den Neu- 
bau von Kläranlagen. 


d) Novelle zum Abwasserabgabengesetz 

Nach dem 10-Punkte-Katalog zum Schutz von Nord- 
und Ostsee sollen die ordnungsrechtlichen Maßnah- 
men durch die Aufnahme von Phosphor und Stickstoff 
in das Abwasserabgabengesetz flankiert werden. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf 
sieht insbesondere folgende neue Regelungen vor: 

— Aufnahme von Phosphor und Stickstoff in das Ab- 
wasserabgabengesetz. Im einzelnen werden erfaßt 
Phosphat, Ammonium, Nitrit und Nitrat. 

— Der Abgabesatz für eine Schadeinheit wird von 
40,— DM in zwei Schritten auf 60,— DM erhöht, 
und zwar um jeweils 10,— DM am 1. Januar 1991 
und am 1. Januar 1993. 

— Der Abgabesatz ermäßigt sich einheitlich auf 25 
vom Hundert, wenn die jeweiligen Mindestanfor- 
derungen für das Einleiten von Abwasser nach 
§ 7 a Abs. 1 WHG eingehalten werden. 


— Aufwendungen für Verbesserungen bei der Ab- 
wasserreinigung können bis zu drei Jahren vor der 
Inbetriebnahme der neuen Abwasserbehand- 
lungsanlage mit der Abwasserabgabe verrechnet 
werden. 

Der Bundesrat hat gegen den Entwurf keine Ein- 
wände erhoben. 


2. Reduzierung der Nährstoffeinträge aus der 
Landwirtschaft 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Re- 
aktorsicherheit hat in Zusammenarbeit mit dem Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und den Bundesländern einen Katalog von 
„Maßnahmen der Landwirtschaft zur Verminderung 
der Nährstoff einträge in die Gewässer" erarbeitet. 
Der Bericht und die Schlußfolgerungen werden der- 
zeit zwischen Bund und Ländern abschließend bera- 
ten. Die Maßnahmen umfassen sowohl bereits prakti- 
zierte Verfahren als auch neu einzuführende Rege- 
lungen; sie werden insgesamt zu einer wesentlichen 
Reduzierung der Nährstoffeinträge in die Gewässer 
führen. Es handelt sich dabei im einzelnen um Maß- 
nahmen zur Verminderung der Bodenerosion, allge- 
meine pflanzenbauliche Maßnahmen, pflanzenbe- 
darfs- und standortgerechte Düngung, sachgerechte 
Gülle Verwertung, Flächenstillegung, Extensivierung 
und Umstellung der Produktion sowie Gewässerrand- 
s treif enprogramme . 

Künftig werden weitere Maßnahmen zu einer ent- 
sprechenden weiteren Verringerung von Nährstoff- 
einträgen beitragen, wie z. B. verstärkte Berücksich- 
tigung ökologischer Belange beim Ausbau von Fließ- 
gewässem einschließlich Förderung des Anlegens 
von Uferrandstreifen zur Verminderung von Einträ- 
gen (als Gemeinschaftsaufgabe jetzt förderungsfähig) 
sowie vermehrte Ausweisung von Wasserschutzge- 
bieten mit entsprechender Reduzierung der Stick- 
stoffdüngung (und Ausgleichszahlung). 

In dem 10-Punkte-Katalog zum Schutz der Nord- und 
Ostsee hat der Bundesumweltminister die Länder 
nachdrücklich aufgefordert, von der Möglichkeit des 
§ 19 Wasserhaushaltsgesetz Gebrauch zu machen 
und besonders erosionsgefährdete Randstreifen durch 
Wasserschutzgebiete zu sichern. Die unter II 2. er- 
wähnte Erhöhung des Haushalts des Bundesministers 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit um 
10 Mio. DM für Gewässerrandstreifenprojekte wird 
auch zur Reduzierung der Nährstoff einträge beitra- 
gen. 

Zur Auswirkung der eingeleiteten und vorgesehenen 
Maßnahmen im Hinblick auf eine Reduzierung der 
Nährstoffeinträge ist derzeit keine Aussage möglich. 

Durch eine Änderung des Düngemittelgesetzes ist 
vorgeschrieben worden, daß Düngemittel nur nach 
guter fachlicher Praxis angewandt werden dürfen. 
Dazu gehört, daß die Düngung nach Art, Menge und 
Zeit auf den Nährstoffbedarf der Pflanzen und der 
im Boden verfügbaren Nährstoffe ausgerichtet wird. 
Eine diesbezügliche Düngemittel-Anwendungsver- 
ordnung ist in Vorbereitung. 
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Die Umsetzung der beiden Markt entlastungspro- 
gramme Flächenstillegung und Extensivierung wird 
ebenfalls zur Verminderung der Stoffausträge aus der 
Landwirtschaft in die Gewässer beitragen. Im zweiten 
Jahr der EG -weit eingeführten Flächenstillegung 
werden in der Bundesrepublik Deutschland nach den 
bislang vorliegenden Informationen etwa 230 000 
Hektar Ackerland stillgelegt. Auf diesen brachgeleg- 
ten Flächen ist jegliche Anwendung von Düngemit- 
teln und Pflanzenschutzmitteln untersagt. Je Hektar 
stillgelegter Fläche dürften etwa 150 kg Stickstoff und 
60 kg Phosphat eingespart werden können. Mit Be- 
ginn des Wirtschaftsjahres 1989/90 wird den Landwir- 
ten in der Bundesrepublik Deutschland erstmals die 
Extensivierung der landwirtschaftlichen Erzeugung 
angeboten. Gefördert wird auf freiwilliger Grundlage 
die Extensivierung von Überschußerzeugnissen. Als 
Extensivierung gilt in diesem Zusammenhang die 
Verringerung der während eines Bezugszeitraums er- 
mittelten durchschnittlichen Jahreserzeugung um 
mindestens 20% für die Dauer von fünf Jahren. Im 
Rahmen dieser EG -Maßnahme wird unter anderem 
auch die Umstellung von landwirtschaftlichen Betrie- 
ben auf eine weniger intensive Produktionsweise (al- 
ternativer Landbau) gefördert. 

Im übrigen erfolgt die Förderung der Alternativen im 
Landbau durch die Länder, insbesondere durch Spe- 
zialberatung, Versuchsbetriebe und Forschung. Auch 
der Bund fördert Forschungsvorhaben. 


3. Supranationale und internationale Maßnahmen 

Bezüglich der Sitzung des EG-Umweltrates vom 
28. Juni 1988 und der 9. und 10. Rheinminister- Konfe- 
renz vom 11. Oktober 1988 und 28. November 1989 
gilt das zu oben II 3. Gesagte entsprechend. 

Zur Zeit wird von der Ratsarbeitsgruppe „Umweltfra- 
gen" ein Vorschlag für eine EG-Gewässerschutzricht- 
linie „Nitrate aus diffusen Quellen" beraten. 

Vor allem die Beschlüsse der Rheinminister zur Ver- 
ringerung der Nährstoffbelastung durch Phosphor 
und Stickstoff aus kommunalen Kläranlagen ist ein 
praktisches Beispiel internationaler Solidarität auch 
für die Nordsee. Die Erreichung der für 1995 ange- 
strebten Halbierung der Nährstoffbelastung für die 
Küstengewässer ist damit ein gutes Stück näher ge- 
rückt. Wie unter C II 3 dargelegt, beschlossen die 
Rheinminister am 30. November 1989 die Ergänzung 
des Aktionsprogramms Rhein um das Ziel „Schutz der 
Nordsee". Vor allem Maßnahmen zur Nährstoffredu- 
zierung werden sich auch auf die deutliche Reduzie- 
rung des Nährstofftransportes in die Nordsee ausrich- 
ten. Die Minister beschlossen einen Zeitplan für die 
Verbesserung der Kläranlagen, wobei nach Erstel- 
lung der Gesamtstickstof fbilanz für das Rheineinzugs- 
gebiet über die Denitrifikation zu entscheiden sein 
wird. Die Bundesregierung wird auf eine schnelle Ent- 
scheidung dringen. 

Auf der Jahressitzung der Vertragsstaaten des Paris- 
Übereinkommens im Juni 1989 wurden wie im Vor- 
jahr weitere Beschlüsse zur Nährstof f re duzierung ge- 
faßt. Es wurde beschlossen, daß alle Staaten nach ein- 


heitlichem Muster über ihre Maßnahmen zur Nähr- 
stoffreduzierung, insbesondere in den Bereichen Klär- 
anlagen, Waschmittel und Landwirtschaft, berichten. 
Ferner wurde ein gemeinsames Programm zur Ver- 
minderung von Nährstoffeinträgen z. B. aus der Land- 
wirtschaft und kommunalen Kläranlagen verabschie- 
det. In diesem Programm, das der Koordinierung der 
Maßnahmen in den einzelnen Staaten dient, werden 
jeweüs beispielhaft Maßnahmen aufgezeigt, wie die 
50%ige Reduzierung von Nährstoffen gemäß dem Be- 
schluß der 2. INK erzielt werden kann. 

So werden z. B. für den Bereich der Landwirtschaft 
Empfehlungen zur Verwendung und Lagerung von 
Gülle angegeben, für Kläranlagen sind Mindeststan- 
dards empfohlen. 


IV. Reduzierung des Eintrags von Schadstoffen 
aus der Luft 

Ministerbeschluß 

Nummer 16 enthält die Aufforderung, zum frühest- 
möglichen Zeitpunkt das Protokoll über Änderungen 
der Paris-Konvention zu ratifizieren. Nummern 17 bis 
19 betreffen weitere nationale wie internationale For- 
schung und Zusammenarbeit. In Nummer 20 wird die 
Förderung der Verwendung bleifreien Benzins gefor- 
dert. 


Umsetzung 

In ihrer Umweltpolitik hat die Bundesregierung der 
Luftreinhaltung hohe Priorität eingeräumt. Die von ihr 
und den Ländern eingeleiteten oder bereits durchge- 
führten Maßnahmen der Rechtsetzung und des Voll- 
zuges tragen jetzt schon zu einer spürbaren, in den 
nächsten Jahren noch deutlicher sich abzeichnenden 
Verbesserung bei; die Maßnahmen werden auch er- 
hebliche positive Auswirkungen bei den komplexen 
und weiträumigen Luftverunreinigungen zur Folge 
haben und damit der Nordsee zu Gute kommen. 

Wesentlichen Anteil an diesem Erfolg hat die einge- 
leitete umfangreiche Sanierung bestehender Anla- 
gen. Erstmalig müssen Altanlagen innerhalb festge- 
setzter Fristen auf den anspruchsvollen Standard von 
Neuanlagen gebracht oder stillgelegt werden. Recht- 
liche Grundlagen für diese Sanierungsanstrengungen 
sind die Novelle 1985 zum Bundes-Immissionsschutz- 
gesetz, mit der u. a. die rechtlichen Grundlagen für 
die Altanlagensanierung verstärkt wurden, die Groß- 
feuerungsanlagen-Verordnung, die u. a. festlegt, daß 
bis spätestens 1993 alle Altanlagen den Anforderun- 
gen für Neuanlagen entsprechen oder aber stillgelegt 
sein müssen und die TA Luft 1986, die vorschreibt, daß 
Altanlagen je nach Gefährlichkeit und Menge der 
emittierten Schadstoffe in bestimmten Fristen an die 
gleichzeitig erheblich verschärften Anforderungen 
für Neuanlagen herangeführt werden müssen und zu- 
gleich Kompensationsmöglichkeiten für Altanlagen 
vorsieht. 

Allein die Mitte 1988 abgeschlossene Sanierung der 
wichtigsten Anlagen nach Maßgabe der Großfeue- 
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rungsanlagen- Verordnung bewirkt, daß bei diesen 
Anlagen der Ausstoß an Schwefeldioxid von rd. 
2,0 Mio. Tonnen im Jahr in 1982 um rd. zwei Drittel 
auf ca. 0,7 Mio. Tonnen pro Jahr ab Mitte 1988 und bis 
1993 auf ca. 0,4 Mio. Tonnen sinken wird; bei den 
Stickstoffoxiden wird sich der Ausstoß von ca. 1,0 Mio. 
Tonnen im Jahr 1982 um 70 % auf ca. 0,3 Mio. Tonnen 
pro Jahr bis Anfang der 90er Jahre verringern. 

Insgesamt werden die von der Bundesregierung er- 
griffenen Maßnahmen bei Schwefeldioxid einen 
Rückgang von ca. 2,9 Mio. Tonnen, gemessen im Ba- 
sisjahr 1982, auf ca. 1 Mio. Tonnen bis Mitte der 90er 
Jahre bewirken. 

Bei den Stickstoffoxiden wird sich der Schadstoffaus- 
stoß von ca. 3 Mio. Tonnen des Jahres 1986 nach ge- 
genwärtigem Erkenntnisstand auf ca. 2 Mio. Tonnen 
im Jahr 1995 verringern. Dies setzt allerdings zu- 
sätzliche, innerhalb der EG abzustimmende Emis- 
sionsminderungsmaßnahmen im Verkehrsbereich 
voraus. 

Was die Förderung der Verwendung bleifreien Ben- 
zins angeht, war es nach der Verschärfung der EG- 
Benzinbleirichtlinie am 21. Juli 1987 möglich, auf na- 
tionaler Ebene bleihaltiges Normalbenzin zu verbie- 
ten. Dies ist mit Wirkung vom 1. Februar 1988 durch 
Änderung des Benzin-Bleigesetzes geschehen. Im 
September 1989 lag der Anteil von bleifreiem Benzin 
bei fast 60% (Ende 1988: ca. 50%; 1987:25,7%, 1986: 
11%). Bis 1995 wird mit einem Anteil von nahezu 
100% für bleifreies Benzin gerechnet. 

Auch der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
stellt in seinem Umweltgutachten 1987 fest, daß die 
seit dem letzten Umweltgutachten von 1978 in Kraft 
getretenen rechtlichen Regelungen eine langfristige, 
ein breites Schadstoffspektrum erfassende Vorsorge- 
konzeption umsetzen, die seinen Empfehlungen ent- 
spricht. Er stellt vor allem fest, daß insbesondere die 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung Anstoß zu Emis- 
sionsminderungen gegeben habe, die zum Teil schon 
jetzt immissionsseitig spürbar werden. 

Die Bundesregierung strebt noch in dieser Legislatur- 
periode eine Novellierung des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes an und hat hierzu am 15. März 1989 
einen Gesetzentwurf beschlossen (vgl. zu C I 7). Als 
ein Schwerpunkt ist dabei geplant, das luftreinhalte - 
planrechtliche Instrumentarium zu verbessern. 

International bietet nunmehr das Paris-Übereinkom- 
men eine Grundlage, Maßnahmen gegen die Meeres- 
verschmutzung über die Luft zu ergreifen. Das ent- 
sprechende Protokoll ist, nachdem Portugal als letzte 
Vertragspartei ratifiziert hatte, am 1. September 1989 
in Kraft getreten. 

Während bisher Gegenstand des Übereinkommens 
die Verhütung der Meeresverschmutzung durch die 
Flüsse ist, werden aufgrund der vereinbarten Ände- 
rung auch Maßnahmen und Programme zur Erfor- 
schung und Reduzierung des Schadstoffeintrages in 
die Nordsee über die Luft durchgeführt werden. 

Auf dem EG-Umweltrat am 9. Juni 1989 in Luxem- 
burg ist EG-weit der Durchbruch zum schadstoffar- 
men Auto erreicht worden. Auf der Grundlage der 


dort gefaßten Beschlüsse werden ab 1. Juli 1992 für 
neue Modelle und ab 31. Dezember 1992 für jedes neu 
zugelassene Fahrzeug verbindlich auch für höhere 
Geschwindigkeiten Grenzwerte vorgeschrieben, die 
den Einsatz der bestverfügbaren Schadstoffminde- 
rungstechnik — zur Zeit bei Pkw mit Otto-Motor der 
geregelte Dreiwege-Katalysator — erfordern. Späte- 
stens ab 1993 müssen damit neue Wagen überall in 
der EG optimal abgasgereinigt sein. 

Die EG hat insbesondere auf Drängen der Bundesre- 
gierung zugelassen, daß die Mitgliedstaaten zur vor- 
zeitigen Einführung von Autos mit der besten Schad- 
stoffminderungstechnik steuerliche Anreize schaffen 
können, um die entsprechenden Mehraufwendungen 
auszugleichen. 

Über die Erfüllung international eingegangener Ver- 
pflichtungen zur Reduzierung der Luftverunreinigun- 
gen informiert im übrigen ein Bericht der Bundesre- 
gierung, der in Kürze dem Deutschen Bundestag vor- 
gelegt wird. 


V. Beendigung der Abfallbeseitigung auf See 
1. Einbringung von Abfällen 

Ministerbeschluß 

In Nummer 21 bis 23 haben sich die Minister grund- 
sätzlich darauf geeinigt, die Einbringung von Indu- 
strieabfällen bis zum 31. Dezember 1989 schrittweise 
einzustellen; Ausnahmen sind nur für Stoffe gegeben, 
die die Meeresumwelt nicht gefährden. Für kontami- 
niertes Baggergut soll die Anwendung der im Rahmen 
des Oslo-Übereinkommens vereinbarten Richtlinien 
sichergestellt werden. 


Umsetzung 

Mit Beendigung des Jahres 1989 ist die Einbringung 
von Dünnsäure aus der Titandioxid-Produktion deut- 
scher Firmen in die Hohe See beendet worden. 


Hierzu im einzelnen: 

a) Nationale Maßnahmen zur Reduzierung und 
Beendigung der Einbringung von Dünnsäure 

Von den Beschlüssen zur Beendigung der Abfallbe- 
seitigung auf der Hohen See war die Bundesrepublik 
Deutschland zuletzt nur noch bezüglich der Einbrin- 
gung von Dünnsäure aus der Titan dioxid- Produktion 
durch Schiffe betroffen. 

Ab Ende des Jahres 1989 ist die Einbringung von den 
drei deutschen Titandioxid-Herstellern eingestellt 
worden. 

Damit ist ein wesentliches Ziel des 10-Punkte-Katalo- 
ges zum Schutz von Nord- und Ostsee des Bundesum- 
weltministers verwirklicht und die Abfalleinbringung 
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auf See gänzlich eingestellt worden. Im einzelnen 
stellt sich die Entwicklung zu diesem Erfolg wie folgt 
dar: 

Soweit es um den direkten Stoffeintrag durch Einbrin- 
gen von Abfällen in die Hohe See geht, leistet das 
Hohe-See-Einbringungsgesetz den wesentlichen Bei- 
trag zur Vermeidung von Einbringungen. Der konse- 
quente Vollzug dieses Gesetzes hat bewirkt, daß z. B. 
die Einbringung organisch belasteter Dünnsäure aus 
der Herstellung von Zwischenprodukten für Pharma- 
zeutika und Farbstoffe 1982 eingestellt wurde, Klär- 
schlammverklappungen seit 1983 nicht mehr stattfin- 
den und bereits mit Ablauf des Jahres 1984 die Ein- 
bringung von Grünsalz aus der Titandioxid-Produk- 
tion beendet wurde. 

Mit ihrem Verringerungsprogramm für Abfälle aus 
der Titandioxid-Produktion hat die Bundesregierung 
auch auf diesem Gebiet eine Vorreiterrolle in der EG 
übernommen. 

Dieses — nunmehr verwirklichte — Programm sah 
die völlige Einstellung der Einbringung von stark 
sauren Abfällen (Dünnsäure) in die Nordsee unter 
schrittweiser Verringerung bis spätestens Ende 1989 
vor. 

Diese umweltpolitische Zielvorgabe wurde vor al- 
lem durch Anwendung abfallarmer Produktionsver- 
fahren (Chlorid-Verfahren) sowie Aufkonzentrierung 
und Kreislaufführung der stark sauren Abfälle er- 
reicht. Hierfür war der Bau neuer Anlagen mit einem 
Investitionsaufwand von ca. 230 Mio. DM erforder- 
lich. 

Die Bundesregierung hat sich konsequent für die Ver- 
wirklichung dieses Programms eingesetzt. 

— Bereits seit 1986 fielen durch Fertigstellung einer 
neuen abfallarmen . Produktionsanlage jährlich 
200 000 t Dünnsäure weniger an. 

— Im Oktober 1987 wurde die 1. Stufe einer Anlage 
zur Aufkonzentrierung von Dünnsäure in Norden- 
ham in Betrieb genommen, die eine Halbierung 
der bisher von dort aus in die Nordsee eingebrach - 
ten Abfallmenge ermöglichte. 

— Anfang November 1989 hat eine weitere Aufkon- 
zentrierungsanlage für Dünnsäure, die in Duis- 
burg errichtet wurde, den Betrieb aufgenommen. 
Damit konnte die Einbringung von Dünnsäure aus 
der Bundesrepublik Deutschland in die Hohe See 
zum Ende des Jahres 1989 gänzlich eingestellt 
werden. 

Dieses Vorgehen war und ist für den Schutz der Nord- 
see wirksamer als es ein sofortiges Einbringungsver- 
bot gewesen wäre. Bei einem sofortigen Einbrin- 
gungsverbot hätte damit gerechnet werden müssen, 
daß die Produktion in das europäische Ausland mit 
weniger strengen Umweltschutzvorschriften verla- 
gert worden wäre. 

Von dort wäre die Dünnsäure mangels moderner, um- 
weltfreundlicher Verfahren weiterhin in die Nordsee 
eingeleitet worden. 


b) Reduzierung der Einbringung von Dünnsäure auf 
EG-Ebene 

Auch auf EG-Ebene wird die Einbringung bzw. Ein- 
leitung von Abfällen aus der Titandioxid-Produktion 
(Dünnsäure) weiter schrittweise verringert mit dem 
Ziel der Beendigung. 

Die Bundesregierung hat gleich zu Beginn ihrer 
EG-Präsidentschaft im Januar 1988 die bis dahin ru- 
henden Verhandlungen über die Durchsetzung 
des entsprechenden Richtlinienvorschlages wie- 
der aufgenommen (Richtlinie des Rates über die 
Modalitäten zur Vereinheitlichung der Programme 
zur Verringerung und späteren Unterbindung der 
Verschmutzung durch Abfälle der Titandioxid-Indu- 
strie). Diese waren Ende 1985 im EG -Ministerrat an 
der Frage der Einbeziehung von Qualitätszielen, die 
von britischer Seite nachträglich gefordert wurde, ge- 
scheitert und zwei Jahre lang eingestellt worden. 
Nach dem ersten Vorstoß auf der Ratstagung der Um- 
weltminister am 21. März 1988 konnten schließlich 
auf dem EG-Umweltministerrat am 28. Juni 1988 auf 
Drängen der Bundesregierung Leitlinien für die wei- 
tere Beratung des Richtlinienvorschlages beschlossen 
werden, die Voraussetzung für dessen spätere An- 
nahme waren. 

Der EG-Umweltrat verabschiedete schließlich am 
24. November 1988 — zunächst in der Sache — diese 
wichtige Richtlinie zur Harmonisierung der nationa- 
len Verringerungsprogramme für Abfälle aus der 
Titandioxid-Produktion. Wegen unterschiedlicher 
Auffassungen über die Rechtsgrundlage der Richt- 
linie erfolgte ihre formale Verabschiedung jedoch 
erst am 21. Juni 1989, nachdem zuvor der EG-Um- 
weltministerrat am 8. Juni 1989 Artikel 130 s des 
EWG-Vertrages als Rechtsgrundlage erneut bestätigt 
hatte. Damit wurde die 3. Titandioxid -Richtlinie 
gerade noch so rechtzeitig verabschiedet, daß ihre 
wichtigsten Regelungen zeitgleich mit den nationalen 
Vorgaben zum 31. Dezember 1989 in Kraft treten 
konnten: 

— Die Einbringung („Dumping") von Dünnsäure und 
anderen Abfällen (feste Abfälle und Grünsalz) aus 
der Titandioxid-Produktion auf See wird bis zum 
31. Dezember 1989 eingestellt (Ausnahmerege- 
lung für Spanien bis 31. Dezember 1992). 

— Die Einleitung von Dünnsäure und anderen Abfäl- 
len (feste Abfälle und Grünsalze) vom Lande aus 
wird in alle Gewässer ebenfalls bis zum 31. De- 
zember 1989 beendet (Ausnahmeregelung für 
Großbritannien und Frankreich bis spätestens 
30. Juni 1993). 

Die Bundesregierung hat im Verlauf der schwierigen 
Verhandlungen durchgesetzt, daß sich die Bestim- 
mungen der Harmonisierungsrichtlinie — trotz der 
nicht zu verhindernden Ausnahmeregelungen — 
nicht am schwächsten Mitgliedstaat orientieren, son- 
dern zu einer wirksamen Verbesserung des Umwelt- 
schutzes und der Wettbewerbssituation in diesem In- 
dustriezweig beitragen werden. 
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c) Internationale Maßnahmen zur Beendigung der 
Abfallbeseitigung auf See 

Entsprechend dem Ministerbeschluß wurde das Ein- 
bringen von Abfällen auf See auf der Jahrestagung 
der Vertragsstaaten der Oslo-Kommission im Juni 
1989 behandelt. 

Großbritannien war erneut nicht bereit, den 31. De- 
zember 1989 als Endtermin auch für das Einbringen 
von Klärschlamm zu akzeptieren. 

Während bei der Vorjahressitzung noch keine Eini- 
gung erzielt werden konnte, bestätigte die Kommis- 
sion nun den Beschluß der 2. INK, wonach die Ein- 
bringung von Industrieabfällen in die Nordsee ab dem 
31. Dezember 1989 grundsätzlich verboten ist. Aus- 
nahmen sind danach nur zulässig, wenn es sich um 
inerte Stoffe natürlichen Ursprungs oder um Stoffe 
handelt, die die Meeresumwelt nicht gefährden und 
dies den zuständigen internationalen Organisationen 
bewiesen werden kann. Es wurde ein Verfahren ent- 
wickelt, das der Kontrolle dieses Beschlusses dienen 
soll. 

An den Widerständen Irlands, Portugals und Spaniens 
scheiterte die Ausdehnung auf den gesamten Gel- 
tungsbereich des Übereinkommens, das neben der 
Nordsee den gesamten Nor dost- Atlantik umfaßt. Den 
vorgenannten Staaten wurde eine 5jährige Sonderre- 
gelung zugestanden. 

Ferner wurde der Geltungsbereich des Übereinkom- 
mens, der bisher nur die Hohe See und das Küsten- 
meer umfaßte, auf die sog. „Inneren Gewässer" aus- 
gedehnt, d. h. die Gewässer werden bereits von den 
Flußmündungen an erfaßt. Das entsprechende Ände- 
rungsprotokoll wurde am 5. Dezember 1989 in Oslo 
unterzeichnet und bedarf noch der Ratifikation durch 
die Vertragsparteien. 

Zur Erörterung der neuen see völkerrechtlichen Ent- 
wicklung und zur Fortentwicklung der Abfallpolitik 
wurde auf Beschluß der Kommission eine Arbeits- 
gruppe eingerichtet. Die Arbeitsgruppe erhielt u. a. 
den Auftrag, hinsichtlich der Umsetzung der Kommis- 
sions-Beschlüsse zur Beendigung der Verbrennung 
auf See und zur Einbringung von Industrieabfällen die 
entsprechende Änderung des Oslo-Übereinkommens 
vorzubereiten. Ferner soll die Arbeitsgruppe erörtern, 
inwiefern das Oslo-Übereinkommen in bezug auf die 
Entfernung ausgedienter Bohrplattformen geändert 
werden muß. 

Die Bundesrepublik Deutschland setzt sich dafür ein, 
daß ein Versenken von ausgedienten Bohrplattformen 
in der Nordsee verboten wird. Im übrigen erarbeitet 
die Bundesrepublik Deutschland zusammen mit den 
Niederlanden Grundsätze für Richtlinien für eine un- 
bedenkliche Versenkung in sonstigen Seegebieten. 

Im Rahmen der Internationalen Seeschiffahrts-Orga- 
nisation (IMO) werden z. Z. Regeln erörtert, die es 
erlauben würden, auch in der Nordsee ausgediente 
Bohr- und Förderplattformen aus der Öl- und Gasge- 
winnung 70 m unter Wasserlinie abzuschneiden und 
am Ort zu versenken (sog. Toppling). Dieser Lösung 
wird von den Öl und Gas fördernden Staaten (Groß- 


britannien, Norwegen, Niederlande, Dänemark) nicht 
widersprochen. 

Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland ver- 
trat demgegenüber die Auffassung, daß ausgediente 
Bohr- und Förderplattformen nicht versenkt, sondern 
an Land entsorgt werden müßten. Die Bundesregie- 
rung betonte, daß eine Beseitigung von Plattformen 
an Land aus Umweltschutzgesichtspunkten die beste 
Lösung sei. Da eine Einigung zu diesem Thema mit 
den wichtigen Förder-Staaten nicht möglich war, wird 
die Thematik auf der nächsten Sitzung der Kommis- 
sion 1990 weiter behandelt werden. Die Bundesregie- 
rung erklärte sich zur Erarbeitung eines Grundsatzpa- 
pieres bereit. 

Zum Beschluß von UNEP, gemeinsam auf die Beendi- 
gung der Abfallbeseitigung hinzuarbeiten (vgl. oben 
zu C I 9 b). 


2. Verbrennung von Abfällen auf Hoher See 

Ministerbeschluß 

In Nummer 24 wurde vereinbart, daß die Mengen der 
auf See zu verbrennenden Stoffe bis zum 1. Januar 
1991 deutlich, mindestens aber um 65 % zu verringern 
sind und daß die Abfallverbrennung auf See zum 
31. Dezember 1994 zu beenden ist. 


Umsetzung 

a) Nationale Maßnahmen 

Seit Anfang Oktober 1989 werden keine deutschen 
Abfälle mehr mit Genehmigung des Deutschen Hy- 
drographischen Instituts (DHI) auf Hoher See ver- 
brannt. Die Entscheidung, die Verbrennung von Ab- 
fällen auf Hoher See einzustellen, wurde von der Ent- 
sorgungswirtschaft Ende 1989 getroffen. Noch vor 
dem Einstellungsbeschluß hatten im November 1989 
Bund, Länder und Wirtschaft nach intensiver Prüfung 
festgestellt, daß ein geordneter und umweltverträgli- 
cher Ausstieg aus der Hohen-See-Verbrennung bis 
Ende 1991 möglich ist, jedoch im Jahre 1990 für eine 
Menge von etwa 10 000 Tonnen noch keine Entsor- 
gungsmöglichkeiten an Land unter Einbeziehung der 
Möglichkeiten zur Aufarbeitung der chlorkohlenwas- 
serstoff(CKW) -haltigen Abfälle bestehen. 

Bis zur Einstellung der Hohen-See-Verbrennung hat- 
ten die Maßnahmen von Bund und Ländern zum 
schnellstmöglichen Ausstieg bereits zu einem drasti- 
schen Rückgang der auf See verbrannten Menge von 
noch knapp 50 000 Tonnen im Jahr 1988 um mehr als 
die Hälfte auf 21 000 Tonnen in den Monaten Januar 
bis September 1989 geführt. 

Zu dieser Reduzierung haben im einzelnen folgende 
Maßnahmen der Bundesregierung beigetragen: 

— Stufenprogramm zur Reduzierung der Verbren- 
nungsmenge 

In seinem 10-Punkte-Katalog zum Schutz der 
Nord- und Ostsee hatte der Bundesumweltminister 
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in Verschärfung des Beschlusses der 2. INK die 
Eckdaten eines Stufenprogramms zur Reduzie- 
rung und Beendigung der Verbrennung von Abfäl- 
len auf See wie folgt vorgegeben: Verminderung 
von 55 000 Tonnen im Jahr 1987 auf 20 000 bis 
25 000 Tonnen im Jahr 1989 bzw. 15 000 bis 20 000 
Tonnen im Jahr 1991 und völlige Einstellung am 
31. Dezember 1994. Dieses Stufenprogramm 
wurde im November 1989 in Abstimmung mit den 
Ländern und der Wirtschaft nach dem oben bereits 
zitierten Beschluß wie folgt erheblich verschärft: 
Verminderung auf 10 000 Tonnen im Jahr 1990 
und Beendigung mit Ablauf des Jahres 1991. 

— Vermeidung und Verwertung (Aufarbeitung) 

Besondere Maßnahmenschwerpunkte hat die 
Bundesregierung bei der Vermeidung des Löse- 
mitteleinsatzes durch Substitution sowie bei der 
Verwertung (Aufarbeitung) der CKW-haltigen Lö- 
semittelabfälle gesetzt. 

Auf Veranlassung des Bundesumweltministers ha- 
ben die deutschen Hersteller von CKW-Lösemit- 
teln eine detaillierte Studie über die Möglichkeiten 
zur Substitution von CKW-LÖsemitteln, zur Ver- 
wertung gebrauchter CKW-haltiger Lösemittel so- 
wie zur Entsorgung CKW-haltiger Lösemittelab- 
fälle an Land erarbeitet. Die anschließende Dis- 
kussion der Ergebnisse in einem Arbeitskreis der 
beteiligten Industrie/Wirtschaft, der Länder und 
des Bundes hat ergeben, daß längerfristig eine 
Substitution dieser Lösemittel möglich ist, wegen 
der notwendigen Produktionsumstellungen aber 
kurzfristig zu keiner wesentüchen Entlastung der 
Verbrennung auf See führt. In Bereichen, in denen 
der Einsatz von Substituten möglich ist, wurde und 
wird die Substitution der Lösemittel verstärkt vor- 
angetrieben. 

Bezüglich der Aufarbeitung hat der Arbeitskreis 
festgestellt, daß die vorhandene Kapazität nicht in 
vollem Umfange genutzt wird. Unabdingbare Vor- 
aussetzungen einer verstärkten Nutzung noch 
freier Kapazitäten sind jedoch die getrennte Hal- 
tung der CKW-haltigen Lösemittelabfälle nach Lö- 
semittel-Typen bereits beim Abfallerzeuger, ihre 
getrennte Sammlung sowie die Andienung dieser 
sortenreinen Abfälle an die Regenerateure. 

Für die mittelchlorierten Lösemittelgemische wur- 
den vom Umweltbundesamt die notwendigen wis- 
senschaftlich-technischen Grundlagen für eine 
landseitige Entsorgung geschaffen. Derzeit befin- 
den sich entsprechende großtechnische Anlagen 
der destillativen Lösemittelaufarbeitung und der 
thermischen Verwertung zu technischer Salz- 
säure, teils mit Bundesmitteln gefördert, in der 
Planfeststellung. Mit der Inbetriebnahme der er- 
sten Anlage ist 1990 zu rechnen, spätestens 1995 
werden auch die anderen Anlagen in Betrieb ge- 
hen. 

— Rechtsverordnung nach §14 des Abfallgesetzes 
(AbfG) 

Um bereits am Entstehungsort durch abfallwirt- 
schaftliche Maßnahmen die Voraussetzungen für 
eine Nutzung der technisch vorhandenen und er- 


probten Möglichkeiten der Aufarbeitung CKW- 
haltiger Lösemittelabfälle zu verbessern, hat die 
Bundesregierung eine Rechtsverordnung nach 
§ 14 AbfG über die Entsorgung gebrauchter halo- 
genierter Lösemittel erlassen (Verordnung über 
die Entsorgung gebrauchter halogenierter Löse- 
mittel - HKWAbfV - vom 23. Oktober 1989, 
BGBl. I S. 1918). Sie ist am 1. Januar 1990 in Kraft 
getreten. 

Diese Verordnung enthält Anforderungen an die 
Getrennthaltung der verschiedenen Lösemittel so- 
wie ihre Kennzeichnung, ein Vermischungsverbot 
sowie eine Rücknahmeverpflichtung für die Ver- 
treiber bestimmter Lösemittel. Bereits im Vorfeld 
ihres Inkrafttretens hat sie Wirkung gezeigt und zu 
einer verstärkten Aufarbeitung CKW-haltiger Lö- 
semittelabfälle beigetragen. 

— Vollzug des Hohe-See-Einbringungsgesetzes 

Um direkt bei den Abfällen, die für eine Verbren- 
nung auf See vorgesehen waren, anzusetzen und 
die oben genannten Ergebnisse des Arbeitskreises 
zu berücksichtigen, hat das DHI Nebenbestim- 
mungen in die Erlaubnisse aufgenommen, mit de- 
nen sichergestellt werden sollte, daß nur noch sol- 
che Abfälle auf See verbrannt werden konnten, für 
die der Abfallerzeuger vorher nachgewiesen hatte, 
daß sie nicht aufgearbeitet werden können. Zu die- 
sem Zweck wurden die Erzeuger größerer Abfall- 
mengen (> 20 Tonnen pro Jahr) verpflichtet, eine 
repräsentative Probe ihres unvermischten Abfalls 
einem Verwertungsbetrieb zu übergeben, um die 
Möglichkeit einer destillativen Aufarbeitung prü- 
fen zu lassen. Das schriftliche Prüfergebnis hatte 
der Abfaflerzeuger innerhalb von vier Wochen 
dem Umweltbundesamt und dem DHI zu übermit- 
teln. Bund und Länder prüften anschließend, ob 
ggf. andere Verwerter diesen Abfall aufarbeiten 
konnten. Die Verbrennungserlaubnis wurde nicht 
erteilt bzw. eine erteilte Erlaubnis widerrufen, 
wenn eine Aufarbeitungsmöglichkeit nachgewie- 
sen werden konnte oder der Abfallerzeuger inner- 
halb der vorgegebenen Frist den erforderlichen 
Nachweis nicht vorgelegt hatte. 

Bereits im Vorfeld dieser konkreten Maßnahmen 
zur Verwertung der Abfälle hatte die Bundesregie- 
rung die allgemeinen Erlaubnisvoraussetzungen 
erheblich verschärft, unter denen Erlaubnisse er- 
teilt wurden. 

— Verbringungsgenehmigungen nach §13 des Ab- 
fallgesetzes 

Nach § 13 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 a AbfG bedarf die 
Verbringung von Abfällen in andere Staaten auch 
mit dem Ziel einer Verbrennung auf Hoher See der 
Genehmigung durch die zuständige Behörde. Un- 
abdingbare Voraussetzung für eine solche Geneh- 
migung ist das Fehlen einer landseitigen Entsor- 
gungsmöglichkeit. Erfolgt die Verbrennung auf ei- 
nem Schiff, das die Bundesflagge führt, wird die 
entsprechende Prüfung im Rahmen des Erlaubnis- 
verfahrens nach dem Hohe-See-Einbringungsge- 
setz durch das DHI, das vor seiner Entscheidung 
eine entsprechende Stellungnahme des Umwelt- 
bundesamtes einholt, duxchgeführt. 
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Durch die Koppelung von Verbringungsgenehmi- 
gungen nach § 13 AbfG mit dem Ziel einer Ver- 
brennung auf See an die Verbrennungserlaub- 
nisse des DHI stellten die Länder sicher, daß keine 
deutschen Abfälle mehr unter Umgehung des 
deutschen Genehmigungsverfahrens auf dem 
nicht unter deutscher Flagge fahrenden Verbren- 
nungsschiff Vulcanus II verbrannt werden konn- 
ten. 

— Entsorgungsanlagen 

Nach der oben bereits zitierten Feststellung von 
Bund, Ländern und Wirtschaft können derzeit jähr- 
lich etwa 10 000 Tonnen CKW-haltiger Lösemittel- 
abfälle nicht an Land entsorgt werden. Trotz aller 
Maßnahmen zur Vermeidung und Verwertung 
wird auch in dieser Abfallgruppe ein Anteil übrig 
bleiben, der nur durch Verbrennung in einer 
Hochtemperatur- V erbrennungsanlage ordnungs- 
gemäß und umweltgerecht entsorgt werden kann. 
Planung und Bau dieser Anlagen, vor allem auch 
die Durchsetzung von Standorten, werden häufig 
vor Ort durch den Widerstand der betroffenen Bür- 
ger verzögert. Notwendig ist daher, allgemein ver- 
ständlich zu machen, daß derartige Anlagen er- 
stens erforderlich und zweitens umweltverträglich 
sind. 

Dies hat auch die „Konzertierte Aktion Sonderab- 
fall'', in der sich Bund, Länder, Kommunale Spit- 
zenverbände, Wirtschaft, Gewerkschaften, Par- 
teien und Verbände zusammengefunden haben, 
noch einmal eindringlich bestätigt. Alle diese ge- 
sellschaftlichen Gruppen haben übereinstimmend 
festgestellt, daß alle geeigneten Maßnahmen zu 
ergreifen sind, um Abfälle zu vermeiden, zu verrin- 
gern, zu verwerten und die notwendigen Entsor- 
gungsanlagen bereitzustellen. 

Für den derzeit nachweislich nicht an Land ent- 
sorgbaren Anteil CKW-haltiger Lösemittelabfälle 
kommt es nach der plötzlichen Beendigung der 
Hohen-See-Verbrennung jetzt noch mehr als bis- 
her darauf an, daß die Genehmigungsverfahren für 
geeignete Entsorgungsanlagen zügig ab gewickelt 
werden können und nicht unangemessen verzö- 
gert werden. Durch besonders sorgfältige Überwa- 
chung von Produktion und Abfallentsorgung ist 
außerdem sicherzustellen, daß Rest- und Abfall- 
stoffe nicht ülegal entsorgt werden. Der Bundes- 
umweltminister hat die Länder darauf insbeson- 
dere im Hinblick auf die kurzfristige Beendigung 
der Hohen-See-Verbrennung nochmals hingewie- 
sen. 


b) Internationale Maßnahmen 

Auch im internationalen Bereich wurden die Be- 
schlüsse der 2. INK von der Bundesregierung weiter- 
verfolgt und deren Umsetzung dort vorangetrieben. 

So wurde der Beschluß der 2. INK auf der Jahressit- 
zung der Oslo-Kommission im Juni 1988 behandelt. 
Die Kommission faßte den einstimmigen Beschluß, die 
Verbrennung im gesamten Geltungsbereich des Oslo- 
Übereinkommens am 31. Dezember 1994 zu beenden. 


Für die Nordseeanliegerstaaten wurde die auf der 
2. INK beschlossene kontinuierliche Reduzierung mit 
einbezogen (zur Einrichtung einer Arbeitsgruppe auf 
der Jahressitzung 1989 vgl. zu C V 1 c). 

Auf dem 11. Konsultativtreffen der Vertragsstaaten 
des weltweit geltenden Übereinkommens über die 
Verhütung der Meeresverschmutzung durch das Ein- 
bringen von Abfällen und anderen Stoffen (sog. Lon- 
don-Dumping-Übereinkommen) im Oktober 1988 bil- 
dete ebenfalls der Beschluß dei* 2. INK die Grundlage 
für einen einstimmigen Beschluß. 

Es wurde eine Resolution angenommen, derzufolge 
bis zum 1. Januar 1991 Schritte zur drastischen Redu- 
zierung der Verbrennung auf See zu unternehmen 
sind. 1992 soll die Verbrennung auf See aus wissen- 
schaftlicher Sicht unter Einbeziehung von verfügba- 
ren Alternativen an Land überprüft werden mit dem 
Ziel, sie zum 31. Dezember 1994 zu beenden. 

Dieser Beschluß wurde auf dem 12. Konsultativtreffen 
im Oktober 1989 bestätigt. 

Damit ist ein weiterer Beschlußteil (Nummer 24 a) um- 
gesetzt, demgemäß die Verbrennung nicht von der 
Nordsee in andere Meeresgebiete außerhalb des 
Nordseeraumes verlagert werden darf. Jetzt gilt auch 
weltweit die Zielsetzung, die Verbrennung auf See bis 
1991 drastisch zu reduzieren und nach Möglichkeit 
1994 zu beenden. 


VI. Verschmutzung durch Schiffe 

Ministerb eschl uß 

In den Nummern 25 bis 33 sind weitreichende Verein- 
barungen zu diesem Thema getroffen worden. 

Nummer 25 verlangt die Erklärung der Nordsee zum 
MARPOL-Sondergebiet für Schiffsmüll. Nummern 26 
bis 28 dienen dem Ziel der Schaffung praktikabler 
und kostengünstiger Auffanganlagen in den Häfen. 
Die Beschlüsse in Nummern 29 und 30 fordern ver- 
stärkte internationale Zusammenarbeit u. a. zur In- 
kraftsetzung von MARPOL- Anlage V (Schiffsmüll). 

Auch die Nummern 31 bis 33 enthalten die Verpflich- 
tung zu internationalen Maßnahmen wie die Verbes- 
serung der Qualitätsstandards für Schiffstreibstoffe. 


Umsetzung 

1. Inkrafttreten der MARPOL-Anlage V (Schiffsmüll) 

Die MARPOL-Anlage V „Regeln zur Verhütung der 
Verschmutzung durch Schiffsmüll " ist am 31. Dezem- 
ber 1988 weltweit in Kraft getreten, nicht nur — wie 
auf der 2. INK geplant — begrenzt auf die Nordsee. 
Das Überbordwerfen von Plastikabfällen, die den 
größten Teü des Mülls ausmachen, der an der deut- 
schen Nordseeküste angespült wird, ist seitdem ver- 
boten. Andere hausmüllähnliche Abfälle dürfen dann 
nur noch in größerer Entfernung von der Küste einge- 
bracht werden. 
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Wie groß das Müllproblem für die Nordsee war, läßt 
sich mit einigen Zahlen belegen, die in einem vom 
Umweltbundesamt vor Inkrafttreten der Anlage V ge- 
förderten Vorhaben ermittelt wurden. Danach wur- 
den in einem Jahr auf einem 60 m langen Strandab- 
schnitt von Helgoland 8 539 Müllteile (75 % Kunst- 
stoff) mit einem Gesamtgewicht von 1 360 kg einge- 
sammelt. 

Von dem Inkrafttreten der Anlage V kann daher eine 
wesentliche Verringerung des Mülleintrags erwartet 
werden. 


2. Sondergebiet für Schiffsmüll 

Der weitergehende Beschluß der 2. INK, bei der Inter- 
nationalen Seeschiffahrts- Organisation (IMO) die für 
alle Mitgliedstaaten der weltweiten Organisation ver- 
bindliche Erklärung der Nordsee zum Sondergebiet 
für Schiffsmüll zu beantragen, wurde im September 
1988 anläßlich der 26. Sitzung des Ausschusses für 
den Schutz der Meeresumwelt (MEPC) der IMO ein- 
gebracht. 

Der Ausschuß stimmte dem Antrag der Nordseeanlie- 
gerstaaten im Grundsatz zu, die Nordsee hinsichtlich 
des Schiffsmülls gemäß Anlage V des MARPOL- 
Übereinkommens zum Sondergebiet zu erklären. 

Der darüber hinaus erforderliche formelle MEPC-Be- 
schluß wurde am 17. Oktober 1989 gefaßt. Die hierfür 
notwendige Sitzung des Ausschusses konnte auf In- 
itiative der Bundesregierung vorgezogen werden, so 
daß die Sondergebietsregelung für die Nordsee am 
18. Februar 1991 in Kraft treten wird. Die Schutzwür- 
digkeit der Nordsee ist damit erstmals weltweit aner- 
kannt worden. 


3. Entsorgung von Schiffsmüll 

Bereits im Vorgriff auf die sich aus dem Inkrafttreten 
der Anlage V zum MARPOL-Übereinkommen erge- 
benden Verpflichtung für die Häfen, Auffanganlagen 
für Schiffsmüll zu schaffen, hat Bremen zum 1. Sep- 
tember 1987 in seinen Häfen eine Regelung einge- 
führt, bei der jedes Schiff ein Entsorgungsentgelt für 
Schiffsmüll zu entrichten hat, unabhängig davon, ob 
das Schiff Müll abgibt oder nicht. Auf diese Weise 
wird den Schiffen der Anreiz genommen, sich der 
Abfälle zur Kostenersparnis auf See zu entledigen. 

Die Maßnahmen in den anderen bundesdeutschen 
Häfen sind im einzelnen im Teü E „Maßnahmen der 
Bundesländer" wiedergegeben. 

Um das Inkrafttreten der Anlage V möglichst schnell 
wirksam werden zu lassen, hat der IMO-Ausschuß für 
den Schutz der Meeresumwelt MEPC auf der bereits 
erwähnten 26. Tagung für die Behandlung von 
Schiffsmüll Richtlinien verabschiedet, die Rahmen- 
grundsätze enthalten für die Ausbildung und Informa- 
tion der Seeleute, Methoden zur Verringerung und 
zur Lagerung des Mülls an Bord, Möglichkeiten zur 
Verringerung und Verbrennung des Mülls, Grund- 
sätze für die Entsorgung im Hafen und Maßnahmen, 
um die Beachtung der Vorschriften durchzusetzen. 


Dabei wird klargestellt, daß Anlage V zwar erlaubt, 
Müll unter bestimmten Voraussetzungen auf See zu 
beseitigen, die Entsorgung im Hafen aber als vorran- 
gig angesehen wird. Die Staaten werden deshalb auf- 
gefordert, die Benutzung von Auffanganlagen wei- 
testmöglich zu fördern. 


4. Verbesserung der Auffanganlagen für Öl- und 
Chemikalienrückstände 

Zur Umsetzung der Vereinbarungen über die Verbes- 
serung der Auffanganlagen in den Häfen hat die Bun- 
desregierung besondere Anstrengungen unternom- 
men. 

Anläßlich der Elbe-Minister-Konferenz am 27. Mai 
1988 in Hamburg wurde zwischen den Umweltmini- 
stern des Bundes und der Küstenländer Bremen, 
Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
Einvernehmen über ein Verwaltungsabkommen zur 
kostenlosen Entsorgung der Schiffe von Öl- und Che- 
mikalienrückständen nach MARPOL- Anlagen I und II 
erzielt. 

Der Bund beteiligt sich demnach seit dem 1 . Juni 1988 
an einem Demonstrationsvorhaben, mit dem eine ko- 
stenlose Entsorgung von Schiffen in den deutschen 
Häfen angeboten wird. 

Dabei übernimmt der Bund für eine dreijährige Pilot- 
phase bis zu 50% der Kosten — höchstens jedoch 
6,75 Mio. DM pro Jahr — für die Schiffsentsorgung. 

Mit dem Demonstrationsvorhaben soll verhindert 
werden, daß Seeschiffe ihre Abfälle illegal ins Meer 
und insbesondere in die Nordsee ablassen. 

Das Verwaltungsabkommen über das am 1. Juni 1988 
angelaufene Demonstrationsvorhaben sieht 2 Phasen 
vor: 

— In einer ersten Phase sind bis Ende Mai 1989 die 
bestehenden technischen und organisatorischen 
Entsorgungsstrukturen erprobt worden. Schwach- 
stellen wurden analysiert und Verbesserungsvor- 
schläge erarbeitet. 

Diese Phase wurde vom Umweltbundesamt unter 
Einschaltung von Gutachtern wissenschaftlich be- 
gleitet. 

Die bisher vorhegenden Erkenntnisse sind in ei- 
nem Erfahrungsbericht dargestellt. Insbesondere 
folgende Aussagen erscheinen bedeutsam: 

= Der auf den Brennstoffverbrauch bezogene An- 
teil von zu entsorgenden ölhaltigen Rückstän- 
den aus dem Maschinenbereich wurde mit 1,9 
bis 2,4 % ermittelt und hegt damit um ca. 100 % 
über den früheren Annahmen. 

= Die Analyse des Ist-Zustandes hat ein Mißver- 
hältnis zwischen in der Region Bremen anfal- 
lenden Rückstandsmengen und den dort zur 
Verfügung stehenden Aufbereitungs- und Ent- 
sorgungskapazitäten aufgezeigt. 

Zusätzhche Investitionen werden in diesem 
Raum für erforderlich gehalten, um die Entsor- 
gung zu optimieren. 


23 


Drucksache 11/6373 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Die abschließende Bilanz, wie der bisherige Ver- 
lauf des Demonstrationsvorhabens zu beurteilen 
ist, wird vom Umweltbundesamt z. Z. erarbeitet. 

— In der zweiten Phase ab 1. Juni 1989 sollen nach 
dem Verwaltungsabkommen insbesondere Inve- 
stitionen zur Verbesserung der Entsorgungsstruk- 
tur gefördert werden. 

Hierzu muß das „Konzept zur Schiffsentsorgung" 
fortgeschrieben werden. Für die Fortschreibung 
müssen die Küstenländer die geplanten Investitio- 
nen für Entsorgungsanlagen dem Koordinierungs- 
ausschuß zuleiten und ein gemeinsames Investi- 
tionskonzept erarbeiten. Die Federführung obhegt 
der Freien und Hansestadt Hamburg. 

Vor dem Hintergrund der zeitlich und der Höhe nach 
begrenzten haushaltsmäßigen Ermächtigung für eine 
Förderung der Schiffsentsorgung nach MARPOL aus 
Mitteln des Haushaltes des Bundesministers für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit ist eine ent- 
sprechende Initiative der Küstenländer dringend ge- 
boten, damit eine Förderung von Investitionen im 
Rahmen des Demonstrationsvorhabens überhaupt 
noch in Betracht kommen kann. 

Ziel des Demonstrationsvorhabens ist die Schaffung 
einer dauerhaften Entsorgungsstruktur, die sowohl 
dem Verursacherprinzip Rechnung trägt als auch die 
Reeder von zurechenbaren Entsorgungskosten entla- 
stet. Im Rahmen eines F+E-Vorhabens wird ein Gut- 
achten über mögliche Finanzierungsmodelle gefer- 
tigt. 

In seiner Entschließung vom 17. März 1989 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 96/235 vom 
7. April 1989) hat das Europäische Parlament u. a. 
eine Gebührenfreiheit für die Benutzung der Entsor- 
gungseinrichtungen durch Schiffe gefordert. Dabei 
soll im Hinblick auf internationale Konkurrenz im 
Seeverkehr einheitlich festgelegt werden, welcher 
Anteil der Kosten als Bestandteil der von den Schiffen 
zu entrichtenden Hafengebühren auf die Verursacher 
abgewälzt werden kann und welcher Anteil von der 
Allgemeinheit übernommen werden muß. 


5. Maßnahmen zur Verringerung der 
Meeresverschmutzung durch Öl 

Bezüglich der Verschmutzung durch Öl befaßte sich 
der IMO-Ausschuß für den Schutz der Meeresumwelt 
(MEPC) auf seiner 26. Tagung 1988 schwerpunktmä- 
ßig mit Vorschlägen der Bundesrepublik Deutschland 
für zusätzliche Maßnahmen, um das unerlaubte Ein- 
leiten von Ölschlamm (Sludge) zu verhüten, der bei 
der Schwerölaufbereitung an Bord entsteht. Zur er- 
neuten Verdeutlichung der Problematik stellte die 
deutsche Delegation eine Studie über die Ölerfassung 
an der deutschen Nordseeküste vor. Danach stammen 
92 % aller gefundenen Ölrückstände von Schiffstreib- 
stoffen. Nach sehr intensiven Erörterungen einigte 
sich der Ausschuß darauf, Anlage I des MARPOL- 
Übereinkommens mit dem Ziel zu ergänzen, daß die 
Rohrleitungen auf den Schiffen zu und von den Tanks 
für Ölschlamm neben dem genormten Abflußan- 
schluß keine direkte Außenbordverbindung haben 


sollen. Ergänzend beschloß der Ausschuß auf seiner 
27. Tagung 1989 Grundsätze für Kapazität und Kon- 
struktion der Ölschlammtanks. 

Zur Verbesserung der Qualitätsstandards von Schiffs- 
treibstoffen kam der Ausschuß überein, mit der Inter- 
nationalen Organisation für Normung (ISO) zusam- 
menzuarbeiten. 

Hierbei sollen im Rahmen einer Bestandsaufnahme 
neben den schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Schwefeldioxid-Emissionen der Anfall von Öl- 
schlamm und die Belastung durch umweltgefähr- 
dende Additive zu den Schiffstreibstoffen berücksich- 
tigt werden. 


6. Zusammenarbeit und Sicherheit 

Im Rahmen der Vereinbarung über die Hafenstaat- 
kontrolle haben die dieser Vereinbarung angehören- 
den Schiffahrtsverwaltungen von 14 westeuropäi- 
schen Staaten auf ihrer Sitzung im Mai 1988 beschlos- 
sen, die Zusammenarbeit bei Meldungen über vermu- 
tete Meeresverschmutzungen zu intensivieren. Dabei 
soll insbesondere eine Koordinierung mit den Aktivi- 
täten der Luftüberwachung im Rahmen des Bonn- 
Abkommens erreicht werden. 

Die Bundesregierung arbeitet in der Internationalen 
Seeschiffahrts-Organisation (IMO) an hervorragender 
Stelle und mit hohem Personal- und Sachaufwand bei 
der ständigen Weiterentwicklung der internationalen 
Regelungen zur Sicherheit des Schiffsverkehrs mit. 

Die Sicherheit des Transports gefährlicher Güter hat 
dabei besonderes Gewicht. 

Die Arbeiten können mit Aussicht auf Erfolg nur inter- 
national im Rahmen der IMO weiterbetrieben wer- 
den. Bilaterale Initiativen scheiden aus. Insbesondere 
auch deshalb, weil alle wichtigen seeschiffahrtstrei- 
benden Nationen wie die Bundesrepublik Deutsch- 
land bei der IMO für den Bereich „Transport gefähr- 
licher Güter mit Seeschiffen" mitarbeiten. Dies gilt für 
alle europäischen Länder innerhalb und außerhalb 
der EG. 

Bund und Küstenländer beabsichtigen, die Zusam- 
menarbeit bei der Bekämpfung von Meeresver- 
schmutzungen zu erweitern und zu verbessern. 

So soll das 1975 über die gemeinsame Bekämpfung 
von Ölverschmutzungen abgeschlossene Verwal- 
tungsabkommen auf andere Schadstoffe als Öl erwei- 
tert und die gemeinsamen Organisationsstrukturen 
mit dem Ziel einer Zentralisierung verbessert werden. 
Der Entwurf eines neuen Verwaltungsabkommens ist 
von einer Bund/Länder-Arbeitsgruppe inzwischen 
vorgelegt worden. 

Bisher wurden seit 1980 mit einem Investitionsvolu- 
men von rd. 150 Mio. DM zahlreiche Fahrzeuge und 
Geräte zur Bekämpfung von Ölverschmutzungen be- 
schafft (vgl. Einzelheiten u. a. in dem Bericht der Bun- 
desregierung an den Deutschen Bundestag zur Vor- 
bereitung der 2. INK, Drucksache 11/878 vom 2. Ok- 
tober 1987, S. 18, Nr. 6). 
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7. Haftung und Entschädigung für 
Verschmutzungen 

Mit Gesetz vom 31. August 1988 (BGBl. II S. 705 ff./ 
Bekanntmachung der Neufassung BGBl. II S. 824 
bzw. 839) hat die Bundesrepublik Deutschland den 
Protokollen vom 25. Mai 1984 zur Änderung des Inter- 
nationalen Übereinkommens von 1969 über die zivil- 
rechtliche Haftung für Ölverschmutzungsschäden 
und zur Änderung des Internationalen Übereinkom- 
mens von 1971 über die Errichtung eines Internatio- 
nalen Fonds zur Entschädigung für Ölverschmut- 
zungsschäden zugestimmt. 

Mit den Änderungen der Übereinkommen wird der 
Schadensausgleich bei durch Seeschiffe verursachten 
Ölverschmutzungsschäden verbessert. 

So wird der Haftungshöchstbetrag um das drei- bis 
vierfache heraufgesetzt. 

Weiterhin erfaßt das Übereinkommen grundsätzlich 
nunmehr auch ein im Schadensfall leer fahrendes, 
aber zur Ölbeförderung konstruiertes Schiff, da dieses 
bei einer Tankreinigung infolge des Schmutz wassers 
oder des Bunkeröls ebenfalls erhebliche Schäden ver- 
ursachen kann. Eine weitere Änderung des Überein- 
kommens betrifft den für die Schadenshaftung maß- 
geblichen Begriff des „Ereignisses". Zukünftig gilt als 
Ereignis nicht nur ein bereits eingetretener Ölver- 
schmutzungsschaden, sondern auch eine schwer und 
unmittelbar drohende Gefahr, daß ein derartiger Ver- 
schmutzungsschaden eintritt. Schließlich wird der 
geographische Anwendungsbereich des Haftungs- 
übereinkommens über das Hoheitsgebiet und das Kü- 
stenmeer eines Vertragsstaates ausgedehnt und er- 
faßt nun auch die in Übereinstimmung mit dem Völ- 
kerrecht eingerichtete Wirtschaftszone eines Ver- 
tragsstaates. 


8. Internationales Bergungsübereinkommen 

Am 28. April 1989 haben sich die Vertreter von 
66 Staaten auf der „Internationalen Konferenz über 
Bergung" auf ein neues Bergungsübereinkommen 
geeinigt. 

Das bisher geltende Recht datiert aus dem Jahre 1910. 
Es regelt — international vereinheitlicht — die Rechte 
und Pflichten der Beteiligten bei der Bergung von 
Schiffen und Schiffsladungen, die in Gefahr geraten 
sind. Sein Schwachpunkt besteht darin, daß es keine 
Regeln enthält, die den heute unverzichtbaren Zu- 
sammenhang zwischen Bergungsmaßnahmen und 
Umweltschutz herstellen. Insbesondere können Ber- 
gungsunternehmen heute nur dann eine Vergütung 
beanspruchen, wenn ihr Einsatz erfolgreich war. 

Diesem Mangel hilft das neue Bergungsübereinkom- 
men ab: 

Es verpflichtet die an einer Bergung beteiligten Unter- 
nehmen, alles zu unternehmen, um im Rahmen der 
Bergungsmaßnahmen drohende Schäden für die Um- 
welt abzuwenden. Das Übereinkommen sieht ferner 
eine Mindestvergütung für den Fall vor, daß sich Ber- 
gungsmaßnahmen auf ein Schiff beziehen, von dem 


oder von dessen Ladung eine wesentliche Gefahr für 
die Umwelt ausgeht. Dadurch soll vor allem für die 
professionellen Bergungsunternehmen ein finanziel- 
ler Anreiz geschaffen werden, im Interesse des Um- 
weltschutzes auch dann eine Bergung zu versuchen, 
wenn die Erfolgsaussichten in bezug auf Schiff und 
Ladung eher gering sind oder wenn sich das Ber- 
gungsuntemehmen bei einem Bergungsversuch er- 
heblichen eigenen Risiken ausgesetzt sieht. 


VII. Verringerung der Verschmutzung durch 
Offshore-Einrichtungen 

Ministerbeschluß 

Die Verringerung des Eintrags von Bohrplattformen in 
das Meer ist Gegenstand der Vereinbarungen in 
Nummern 34 bis 38, die sich vorwiegend an die Paris- 
Kommission wenden. 


Umsetzung 

Die Paris-Kommission bemüht sich gegenwärtig um 
eine Lösung der an sie herangetragenen Fragen. Die 
Tätigkeit von Arbeitsgruppen ist vor allem auf eine 
Verringerung des Öleintrags durch Bohrspülung und 
Bohrklein, eine Einschränkung der Verwendung von 
Chemikalien sowie auf eine Verbesserung der Über- 
wachungs- und Berichterstattungsprogramme gerich- 
tet. Hierbei sind zahlreiche Einzelheiten zu klären. 
Die Bundesregierung setzt sich für einen zügigen 
Fortgang der Arbeiten ein und forciert das Tempo 
durch verschiedene Vorschläge für Ministerbe- 
schlüsse der 3. INK (vgl. unten zu D VII). 


VIII. Reduzierung der Ableitungen und 
Beseitigung radioaktiver Abfallstoffe 

Ministerbeschluß 

In Nummern 39 bis 42 sind Maßnahmen zur weiteren 
Verringerung radioaktiver Emissionen vereinbart. 


Umsetzung 

1. Radioaktive Abfälle 

Für die Bundesregierung steht die Frage der Beseiti- 
gung radioaktiver Abfälle im Meer nicht zur Diskus- 
sion. Sie hat sich im Jahre 1983 zusammen mit ande- 
ren Vertragsstaaten der Londoner Dumping-Konven- 
tion freiwillig einem Moratorium unterworfen, nach 
dem auf das Einbringen radioaktiver Abfälle ins Meer 
verzichtet wird. 1985 ist mit der Stimme der Bundes- 
republik Deutschland dieses Moratorium auf unbe- 
stimmte Zeit verlängert worden. 
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2. Radioaktive Ableitungen 

Die Bundesregierung hat seit jeher bei der Begren- 
zung radioaktiver Emissionen aus kemtechnischen 
Anlagen strengste Maßstäbe angelegt und auf strikte 
Anwendung des Minimierungsgebotes geachtet. Dies 
hat dazu geführt, daß der Eintrag radioaktiver Stoffe 
aus diesen Anlagen über die Flüsse in die Nordsee 
völlig unbedeutend ist. Die Kontamination der Nord- 
see mit künstlichen Radionukliden ist hingegen in 
erster Linie auf die Ableitungen der Wiederaufarbei- 
tungsanlagen in La Hague und Sellafield zurückzu- 
führen. 

Das Thema der Minimierung von Ableitungen hat die 
Paris-Kommission bei der 11. Sitzung vom 19. bis 
22. Juni 1989 erneut beraten. Dabei hat sie frühere 
Beschlüsse zur Anwendung der best verfügbaren 
Rückhaltetechnologien konkretisiert. Weiterhin hat 
sie unter Bezug auf die Ministerdeklaration der 2. INK 
die Anwendung des Vorsorgeprinzips und die Redu- 
zierung der Emissionen selbst dann empfohlen, wenn 
kein wissenschaftlicher Beleg für einen kausalen Zu- 
sammenhang zwischen Emissionen und möglichen 
Auswirkungen vorliegt. 


IX. Wattenmeer 

Ministerbeschluß 

Der verbesserte Schutz des Wattenmeeres ist Gegen- 
stand der Vereinbarungen der Nummern 43 bis 45 
und des Anhanges F. 


Umsetzung 

Das Wattenmeer ist in seiner Gesamtheit als ökologi- 
sche Einheit zu verstehen. Maßnahmen zum Schutz 
des Wattenmeeres werden deshalb seit langem zwi- 
schen den 3 Wattenmeerstaaten Dänemark, Nieder- 
lande und Bundesrepublik Deutschland koordiniert. 
Am 17. November 1988 haben in Bonn unter deut- 
scher Präsidentschaft die fünften trilateralen deutsch- 
dänisch-niederländischen Regierungsgespräche zum 
Schutz des Wattenmeeres stattgefunden. 

Dabei sind insbesondere die folgenden Vereinbarun- 
gen getroffen worden: 

— Für das seit mehreren Jahren zwischen den Regie- 
rungen verhandelte Regionalabkommen zum 
Schutz der Seehunde ist hinsichtlich aller bis dahin 
offenen Fragen Einvernehmen erzielt worden. Da- 
mit ist der Weg frei für einen wichtigen Schritt zur 
Erhaltung dieser aufgrund der aktuellen Ereig- 
nisse des Jahres 1988 besonders schutzbedürftigen 
Tierart. 

Die sprachliche, vertragsf ärmliche und rechtsförm- 
liche Prüfung des Abkommensentwurfs ist abge- 
schlossen. Es ist vorgesehen, das Abkommen bald- 
möglichst zu unterzeichnen. 

— Zur bestmöglichen Unterstützung des Wiederauf- 
baus der Seehundpopulation wurde ein Aktions- 
programm verabschiedet. Das Programm sieht zur 


Wiederherstellung einer günstigen Erhaltungssi- 
tuation der Seehunde trilaterale Maßnahmen, ins- 
besondere in den Bereichen Forschung sowie 
Schutz und Erhaltung der Seehunde, vor. Im Rah- 
men des Aktionsprogramms sind insbesondere die 
folgenden Maßnahmen ergriffen worden: 

= Erstellung einer Übersicht über laufende See- 
hund-Forschungsprojekte in Deutschland, Dä- 
nemark und den Niederlanden. 

= Verschiedene Konferenzen über Ursachen des 
Seehundsterbens und die Ergebnisse wissen- 
schaftlicher Untersuchungen zu diesem Kom- 
plex. 

= Antrag an die EG zur Unterstützung eines trila- 
teralen Forschungsprojekts über Populations- 
entwicklung und Wanderungs verhalten der 
Seehunde. 

= Intensivierung und Koordinierung der Überwa- 
chungsflüge. 

= Regelmäßiger Informationsaustausch zwischen 
allen zuständigen Institutionen; Erstellung 
einer Aufklärungs- und Informationsbro- 
schüre. 

— Zur umfassenden Erfüllung der Verpflichtungen 
aus internationalen rechtlichen Regelungen des 
Naturschutzes ist ein Katalog verabschiedet wor- 
den. U. a. ist vorgesehen, diejenigen Teile des 
Wattenmeeres zur Liste der Feuchtgebiete interna- 
tionaler Bedeutung (Ramsar) anzumelden, für die 
dies bisher noch nicht erfolgt ist. Ferner wurde 
beschlossen, die bestehenden unterschiedlichen 
Naturschutzregelungen zu analysieren, um auf 
dieser Grundlage über geeignete Maßnahmen für 
einen umfassenden Schutz des Wattenmeeres ins- 
gesamt zu entscheiden. . 

Besondere Beachtung verdient in diesem Zusam- 
menhang die Überwachung der Schutzgebiete 
durch qualifiziertes Personal. 

Eine trilaterale deutsch- dänisch-niederländische 
Arbeitsgruppe ist beauftragt, einen Entwurf für ein 
umfassendes Monitoring-Programm für das ge- 
samte Wattenmeer zu erstellen. 

— Im Hinblick auf die Vorbereitungen der 3. INK 
werden die 3 Wattenmeerstaaten wiederum eng 
Zusammenwirken und eine gemeinsame Stellung- 
nahme erarbeiten, die die nach der 2. INK ergriffe- 
nen Maßnahmen, soweit sie das Wattenmeer be- 
treffen, bewertet und Ansatzpunkte für weitere 
zum Schutz des Wattenmeers notwendige Maß- 
nahmen liefert. 

Der Entwurf dieser gemeinsamen Stellungnahme 
liegt dem Sekretariat zur Vorbereitung der 3. INK 
vor. 

Außerdem haben die 3 Wattenmeerstaaten Möglich- 
keiten für die weitere Intensivierung der Zusammen- 
arbeit im Bereich der Forschung, der Umweltbeob- 
achtung und der praktischen Naturschutzmaßnah- 
men im Wattenmeer erörtert. Ferner wurde von jedem 
der 3 Wattenmeerstaaten ein umfassender nationaler 
Bericht vorgelegt, der die Entwicklungen im Watten- 
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meer seit den letzten Regierungsgesprächen (Den 
Haag 1985) widerspiegelt. 

Für die Erforschung der Ursachen des Seehundster- 
bens wurden vom Bundesumweltministerium bisher 
ca. 2,2 Mio. DM bereit- bzw. in Aussicht gestellt. Zu- 
nächst wurden breit angelegte, orientierende Unter- 
suchungen gefördert. Mittlerweile liegt das Schwer- 
gewicht auf virologischen Untersuchungen sowie auf 
Untersuchungen der stofflichen Belastung der See- 
hunde. 

Die Bundesregierung erarbeitet seit 1986 zusammen 
mit den Landesregierungen von Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein ein umfassendes, fachübergrei- 
fendes Programm für die Ökosystemforschung im 
Wattenmeer. 

Zur Durchführung der jeweiligen Teilvorhaben sind 
im Umweltforschungsplan des Bundesumweltmini- 
sters Forschungsmittel in Höhe von vorerst rd. 
11,6 Mio. DM für eine Projektlaufzeit bis 1993 bereit- 
gestellt bzw. in Aussicht gestellt worden. 

Mit diesem Projekt wird entscheidend dazu beigetra- 
gen, daß die multikausalen Zusammenhänge und die 
künftige Entwicklung des Ökosystems Wattenmeer 
besser erkannt werden. Hiermit sollen Maßnahmen 
zum Schutz oder zur Verbesserung der Situation des 
Wattenmeeres gezielt angesetzt und der zur Verfü- 
gung stehende Zeithorizont für die Durchführung ent- 
sprechender Maßnahmen aufgezeigt werden. 


X. Luftüberwachung 

Ministerbeschluß 

In Nummern 46 bis 50 wird die Notwendigkeit der 
Verbesserung der nationalen und internationalen 
Luftüberwachung betont. 


In einer am Rande der 3. INK durch Belgien, Däne- 
mark, Bundesrepublik Deutschland und den Nieder- 
landen Unterzeichnete Erklärung verpflichteten sich 
die Unterzeichnerstaaten, im Jahre 1988 eine detail- 
lierte Vereinbarung über verbesserte grenzüber- 
schreitende Luftüberwachung abzuschließen. 


Umsetzung 

1. Verbesserung der Überwachung im nationalen 
Bereich 

Das jetzige Luftüb erwachungs System zur Erkennung 
von Ölverschmutzungen wurde Anfang 1986 einge- 
führt. Die für die Sensoren-Ausrüstung der beiden 
Flugzeuge entstandenen Kosten (ca. 10 Mio. DM) 
wurden je zur Hälfte vom Bund und den Küstenlän- 
dern getragen. Kosten für Betrieb und Unterhaltung 
trägt der Bundesminister der Verteidigung. Die Be- 
triebserwartung für dieses System liegt bei fünf bis 
zehn Jahren. 

Die bisherigen Einsätze und Ergebnisse der Luftüber- 
wachung mit diesem System zeigen, daß sowohl flä- 
chen- als auch mengenmäßig das beobachtete Ver- 
schmutzungsausmaß mit Intensivierung der Flug- 
überwachung abgenommen hat. Die Anzahl der pro 
Flugstunde im Mittel festgestellten Ölverschmutzun- 
gen hat "sich von 1,6 seit Beginn der Flugüberwachung 
(1983; zunächst in Zusammenarbeit mit niederländi- 
schen Systemen) bis heute (erstes Halbjahr 1989) auf 
0,2 reduziert. Die Erwartung der abschreckenden Wir- 
kung des Luftüberwachungssystems hat sich damit in 
vollem Umfang bestätigt. Die nachstehenden Ergeb- 
nisse zeigen aber auch, daß auf eine intensive Fortset- 
zung der Luftüberwachung insbesondere im Hinblick 
auf Maßnahmen der Strafverfolgungsbehörden nicht 
verzichtet werden kann: 



1986 

1987 

1988 

1989 

(1. Halbjahr) 

— Anzahl der Flugstunden 

über See mit DO 28 

478 

532 

614 

306 

— Anzahl der festgestellten 

Gewässerverunreinigungen 

119 

138 

87 

70 

— Identifizierte Verursacher von 

Meeresverschmutzungen 

9 

7 

14 

8 


Das vorhandene System soll durch ein verbessertes 
System der 2. Generation ersetzt werden. Die Haupt- 
merkmale der angestrebten Verbesserungen sind: 

— Verwendung eines leistungsstärkeren Flugzeugs 
(DO 228), 

— Erkennung auch anderer Schadstoffe als Öl (z. B. 
Chemikalien) und von Algenentwicklungen, 

— Klassifizierung von Schadstoffen, 

— Erhöhung der jährlichen Flugstunden von 600 auf 

1 000 , 


— Intensivierung der internationalen Zusammenar- 
beit. 

Ein entsprechender Auftrag ist erteilt worden. Die 
Investitionskosten für die Beschaffung eines Flugzeu- 
ges einschließlich Ausrüstung mit elektronischen 
Sensoren belaufen sich auf ca. 36 Mio. DM. Ob — 
wie beim jetzigen System — ein zweites Luftfahrzeug 
erforderlich ist, wird nach einer etwa zweijähri- 
gen Erfahrungszeit zu entscheiden sein. Die Be- 
triebs- und Unterhaltungskosten werden bei 1 000 
Flugstunden pro Jahr mit jährlich 5 Mio. DM veran- 
schlagt. 
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Im Rahmen des Systems der 2. Generation werden 
zusätzliche Sensoren (Laserfluorosensor, Mikrowel- 
lenradimeter) entwickelt, die vom Bund mit einem 
Kostenaufwand von ca. 9 Mio. DM gefördert wer- 
den. 

Wegen der noch nicht abgeschlossenen Entwicklung 
der neuen Sensoren erfolgt die Inbetriebnahme des 
Systems in 2 Phasen. Phase 1 — Ausrüstung mit den 
vorhandenen Sensoren einschließlich Bild- und Da- 
tenübertragung zu einer Bodenstation — Ende 1990. 
Phase 2 — Zusatzausrüstung mit den neuen Senso- 
ren — voraussichtlich im Frühjahr 1992. 

Die Luftüberwachung kann jedoch nur dann effektiv 
genutzt werden, wenn bei erkannten Ölverschmut- 
zungen mit polizeilichen Vollzugsmitteln (Booten, 
Hubschraubern) unverzüglich die zur erfolgreichen 
Strafverfolgung erforderlichen Beweise erhoben wer- 
den. 

Es ist auch hier festzustellen, daß die Zusammenarbeit 
der am Meeresumweltschutz beteiligten Vollzugsor- 
gane sich aufgrund der organisatorischen Maßnah- 
men bewährt hat. Die Übertragung schiffahrtspolizei- 
licher Vollzugsaufgaben auch auf den Bundesgrenz- 
schutz und die Zollverwaltung im Bereich der Hohen 
See war sinnvoll, um zu einer Bündelung aller ohne- 
hin dort tätigen Vollzugsorgane zu gelangen und 
diese Vollzugskräfte für Überwachungsaufgaben mit 
heranzuziehen. So haben z. B. Bundesgrenzschutz 
und Zollverwaltung zugleich unter Wahrnehmung ih- 
rer originären Aufgaben 1987 insgesamt ca. 128 000 
Seemeilen und 1988 insgesamt ca. 163 400 Seemeilen 
mit ihren Fahrzeugen zurückgelegt. 

Aus haushaltsrechtlichen Überlegungen ist die jetzige 
Lösung für den Bund im Hinblick auf Sach- und Per- 
sonalmittel als günstigste Lösung anzusehen. Eine 
Neuordnung und Konzentration der Überwachungs- 
tätigkeit im Umweltbereich ist nicht erforderlich. In 
technischer Hinsicht ist folgende Verbesserung vor- 
gesehen: 

Der Bundesgrenzschutz hat im Mai 1989 ein voll nord- 
seetaugliches Patrouillenboot in Dienst gestellt, das 
auch bei extremen Witterungsbedingungen außer- 
halb der Küstengewässer eingesetzt werden kann. Es 
wird z. Z. vom Bundesgrenzschutz erprobt. Nach Ab- 
schluß der Erprobung Mitte 1991 wird das Patrouillen- 
boot „Bredstedt" die schiff ahrtspolizeiliche Über- 
wachung der Nordsee verstärken. Eine weitere Ver- 
besserung der Strafverfolgung wird davon erwar- 
tet. 

Verstöße gegen Umweltbestimmungen werden durch 
die zuständigen Behörden des Bundes und der Länder 
verfolgt. Bei strafbarem Verhalten erfolgt Weitergabe 
der Ermittlungsgrundlagen an die zuständige Staats- 
anwaltschaft. Es wird die Einführung eines einheitli- 
chen Bußgeldkatalogs in allen Küstenländern gefor- 
dert. Hierzu hat die 29. Umwelt-Minister-Konferenz 
(UMK) am 3./4. Dezember 1987 in Berlin einen Mu- 
ster-Bußgeldkatalog verabschiedet. 

Für die Verfolgung von Meeresverunreinigungen 
bzw. das Einleiten von gefährlichen Stoffen in die 
Hohe See oder das Küstengewässer enthalten die 


§§ 324, 326, 330, 330 a StGB grundsätzlich Sanktions- 
möglichkeiten. Die Bundesrepublik Deutschland ge- 
hört im internationalen Vergleich zu den Staaten mit 
den schärfsten Strafandrohungen. In der Praxis wer- 
den bisher allerdings in der Regel nur Geldstrafen ver- 
hängt; Freiheitsstrafen sind die Ausnahme. Dies hegt 
wohl vor ahem daran, daß die Beschuldigten in der 
Regel Ersttäter sind und die zur Verurteilung gelang- 
ten Fälle in den meisten Fällen nicht besonders 
schwerwiegend waren. Bei der Geldstrafe ist in den 
achtziger Jahren eine Zunahme des Anteils höherer 
Tagessätze zu beobachten; in der Praxis wird bisher 
allerdings zu wenig von dem Rechtsinstitut des Ver- 
falls zur Abschöpfung von Vermögensvorteilen aus 
Umweltstraftaten Gebrauch gemacht. 

Für den Bereich des Umweltstrafrechts hat der Bun- 
desminister der Justiz einen Referentenentwurf vor- 
gelegt, der zur Zeit innerhalb der Bundesregierung 
erörtert wird. 


2. Verbesserung der Überwachung im 
internationalen Bereich 

Die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Luftüberwachung wurde weiter verstärkt. Auf der 
Konferenz der Vertragsparteien des Bonn-Überein- 
kommens im September 1989 in Bonn wurde einstim- 
mig beschlossen, zusätzlich zur Bekämpfung die 
Überwachung in das Abkommen einzubeziehen. Die 
Niederlande als federführender Vertragsstaat stellen 
Flugüberwachungspläne auf, in denen nationale und 
grenzüberschreitende Flüge koordiniert werden. 
Auch Dänemark hat seit Juni 1989 ein Luftüberwa- 
chungssystem eingerichtet. Ein gleichzeitig abge- 
schlossenes bilaterales Abkommen mit der Bundesre- 
publik Deutschland stellt sicher, daß die Flugpläne 
optimal aufeinander abgestimmt werden und die Er- 
gebnisse bei den Ländern zur Verfügung stehen. Ein 
entsprechendes Abkommen mit den Niederlanden 
steht vor dem Abschluß; in der Praxis wird schon nach 
dem zu erwartenden Abkommen verfahren. 

Darüber hinaus soll die Zusammenarbeit mit den Ver- 
tragsstaaten des Übereinkommens über die Hafen- 
staatkontrolle (Memorandum of Understanding on 
Port State Control) verbessert werden. 

Anläßlich der 14. Sitzung der Hafenstaatkontrolle im 
Mai 1989 in Lissabon wurde beschlossen, daß fortan 
die Systeme der Vereinbarung über die Hafenstaat- 
kontrolle und des Bonn-Übereinkommens verknüpft 
werden. Das effektive Kommunikationsnetz der Staa- 
ten der Hafenstaatkontrolle ermöglicht es, grenzüber- 
schreitende Strafverfolgungs- und Beweissicherungs- 
maßnahmen zu ergreifen. 

Der Vereinbarung über die Hafenstaatkontrolle gehö- 
ren derzeit 14 europäische Staaten an. Sie haben sich 
1982 in Paris verpflichtet, fremdflaggige Schiffe in ih- 
ren Häfen verstärkt und nach einheitlichen Maßstä- 
ben zu kontrollieren. Die Kontrolle der Einhaltung von 
Umweltschutzbestimmungen steht dabei im Vorder- 
grund. 
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XI. Erweiterung wissenschaftlicher Kenntnisse 
und Erkenntnisse 

Minis terb eschl ul 3 

Die Nummern 51 bis 54 enthalten vor allem Aufforde- 
rungen an die zuständigen Organisationen, die Vor- 
aussetzungen für die Erweiterung wissenschaftlicher 
Kenntnisse und Erkenntnisse zu schaffen. 


Umsetzung. 

Die Aufwendungen des Bundes auf dem Gebiet der 
Meeresforschung (ohne Meerestechnik und Polarfor- 
schung) haben seit 1988 jährlich ca. 215 Mio. DM be- 
tragen. Mit diesen Mitteln werden Untersuchungen 
zur weltweiten Schadstoffbelastung der Meere sowie 
zu Klimaveränderungen und deren Auswirkungen 
gefördert. Andere Schwerpunkte sind Forschungen 
zur marinen Zukunftstechnologie sowie zur Versor- 
gung mit Rohstoffen und Nahrungsmitteln aus dem 
Meer, 

Die Bundesrepublik Deutschland ist bestrebt, im Ver- 
bund mit der Europäischen Gemeinschaft die Ein- 
schätzung der ökologischen Situation der europäi- 
schen Meere mit Hilfe neu zu entwickelnder Instru- 
mente und Verfahren in EUROMAR-Projekten zu ak- 
tualisieren. EUROMAR-Projekte sind EUREKA- Vor- 
haben von Meereswissenschaftlern und der Industrie 
unter Mitwirkung des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie. Zielsetzung ist die ausgewo- 
gene Nutzung mariner Ressourcen, um gesunde ma- 
rine Umweltbedingungen für die Funktionsfähigkeit 
der Biosphäre zu erhalten. Zwischen den zwölf gegen- 
wärtig an EUROMAR beteiligten Partnerländern 
Dänemark, Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Italien, den Niederlanden, Norwe- 
gen, Schweden, Spanien, Türkei, Bundesrepublik 
Deutschland sowie der EG besteht eine enge Zusam- 
menarbeit. Das internationale EUROMAR- Sekretariat 
wurde 1986 am Alfred-Wegener-Institut in Bremerha- 
ven eingerichtet. 

Ein weiteres EG -Programm für Meereswissenschaf- 
ten und -technologien wird 1990 aufgelegt. Bei dem 
mit MAST abgekürzten Programm (Marine Science 
and Technology) handelt es sich um ein Dreijahres- 
Programm mit einem geplanten Budget von 50 Mio. 
ECU. Ziel des Programms ist es, zur Erstellung einer 
wissenschaftlichen und technologischen Basis für die 
Erforschung, Nutzung und Bewirtschaftung sowie 
zum Schutz der europäischen Küstengewässer und 
regionaler Meeresgebiete beizutragen. 

Für die ökologische Meeresforschung in Nord- und 
Ostsee, deren Ziel es ist, durch interdisziplinäre For- 
schung über ökologische Zusammenhänge Schädi- 
gungen und Schädigungsmöglichkeiten zu erkennen 
und damit eine wissenschaftliche Grundlage für Vor- 
schläge zum Schutz vor möglichen Schäden oder zur 
Schadensbehebung zu schaffen, werden jährlich ca. 
45 Mio. DM bereitgestellt. Davon stehen ca. 16 Mio. 
DM jährlich für ökologische Untersuchungen des 
Wattenmeeres zur Verfügung. 


Die Mittel sind in der mittelfristigen Finanzplanung 
des Bundes enthalten. 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Re- 
aktorsicherheit hat hierfür erhebliche Mittel bereitge- 
stellt. Für das BMU-Forschungspaket „Umweltbela- 
stung/Ökosystemforschung Wattenmeer", das ein 
Bündel unterschiedlichster, aufeinander bezogener 
und koordinierter Teilvorhaben in den Wattenmeer- 
gebieten von Schleswig-Holstein und Niedersachsen 
beinhaltet, sind von den beiden Ländern und dem 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit 25 Mio. DM für einen Zeitraum von vier 
bis fünf Jahren veranschlagt. 

Ein wesentlicher Schritt zur Umsetzung der Ziele ei- 
ner ökologischen Meeresforschung ist mit der Instal- 
lierung des langfristig angelegten Verbundvorhabens 
„Ökosystemforschung Wattenmeer" getan worden. 
Im Sinne angewandter und praxisorientierter Ökosy- 
stemforschung wurde vom Umweltbundesamt ge- 
meinsam mit den Nationalparkverwaltungen der Län- 
der Niedersachsen und Schleswig-Holstein seit 1986 
in mehreren Vorstudien die methodische Basis erar- 
beitet und die prinzipielle Machbarkeit einer Watten- 
meer-Ökosystemforschung geprüft. Das Vorhaben, 
dessen Hauptphase Mitte 1989 begann, hat folgende 
Zielsetzungen: 

— Die Erlangung eines grundlegenden Verständnis- 
ses der Funktionsweise des Systems Natur— 
Mensch im Wattenmeer, insbesondere um für die 
Lösung zukünftiger Umweltprobleme, die heute 
noch nicht bekannt sind, gerüstet zu sein. 

— Die frühzeitige Bereitstellung von Kenntnissen, die 
zur Lösung bzw. Entschärfung von aktuellen Um- 
weltproblemen im Wattenmeer benötigt werden. 

— Die Erarbeitung von Bewertungskriterien sowie 
Bereitstellung von Instrumentarien, die zur Ver- 
wirklichung der langfristigen Schutz-, Planungs- 
und Überwachungsaufgaben des Nationalpark- 
amtes in Tönning notwendig sind. 

Zur Schaffung der notwendigen Voraussetzungen für 
die Erweiterung wissenschaftlicher Kenntnisse und 
Erkenntnisse in den zuständigen Organisationen 
wurde am 20./21. Juni 1988 auf der 10. Gemeinsamen 
Sitzung der Kommissionen von Oslo und Paris 
(OSPARCOM) in Lissabon die Einrichtung einer Ar- 
beitsgruppe Nordsee (North Sea Task Force) mit fol- 
genden Aufgaben beschlossen: 

— Festlegung des Gebietes und Umfanges einer re- 
gionalen Bewertung, die das Gebiet der Nordsee 
abdeckt (Qualitätszustandsbericht/Quality Status 
Report = QSR); 

— Entscheidungen über Meßanforderungen, ein- 
schließlich neuer Aktivitäten und Untersuchun- 
gen, die notwendig sind, um für die Bewertung 
und für bestimmte Abstimmungs- und Qualitäts- 
kontrollprogramme, die ihrerseits für neue und be- 
stehende Aktivitäten notwendig sind, notwendige 
Daten zu sammeln, sowie die Überwachung der 
Durchführung und Leitung dieser Aktivitäten; 

— Beratung bei den Aufgaben, die von den zuständi- 
gen OSPARCOM- oder ICES (Internationaler Rat 
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für Meeresforschung) -Arbeitsgruppen durchge- 
führt werden müssen und die Überwachung ihrer 
Leitung; solche Aufgaben werden z. B. die Zusam- 
menstellung von Eingabedaten und die Bewertung 
ihrer Trends bei Schadstoffkonzentrationen sowie 
weitere relevante Aufgaben umfassen; 

— Beratung über Forschung und weitere Ressourcen, 
die notwendig sind, um die bestimmten Untersu- 
chungsarbeiten durchzuführen und darüber, wie 
sie am besten eingesetzt werden können, um die 
beste Zusammenarbeit und gemeinsamen Nutzen 
zu erzielen; 

— Verabschiedung des endgültigen und ausführli- 
chen Inhalts des regionalen Bewertungsberichtes, 
d. h. der interdisziplinären Prüfung des abge- 
stimmten Berichtes. 

Vorläufiges Hauptergebnis der von der North Sea 
Task Force bisher durchgeführten Arbeiten ist ein 
umfassendes Konzept zur Erledigung der folgenden 
fünf Aufgaben; 

— Erstellung eines neuen Qualitätszustandsberichts 
für die Nordsee bis 1993 

— international koordiniertes Nordsee-Monitoring 

— international koordinierte Erstellung von mathe- 
matischen Modellen für die Nordsee 

— international koordinierte Nordsee-Forschung 

— besondere Vorhaben. 

Bei der Umsetzung des Konzepts der North Sea Task 
Force wird die Erstellung des QSR als Hauptaufgabe 
angesehen. Die Ergebnisse aus der Erledigung der 
anderen vier Aufgaben sollen zur Erstellung des QSR 
verwendet werden. Der geplante Zeitpunkt der Fer- 
tigstellung des QSR bis 1993 entspricht der Schlußfol- 
gerung der 2. INK, daß Einschätzungen des Nordsee- 
Zustands alle fünf Jahre nötig sind. 

Das vorgesehene, international koordinierte Nordsee- 
Monitoring ist eng mit dem Joint Monitoring Pro- 
gramme der Joint Monitoring Group von OSPARCOM 
abgestimmt. Das Joint Monitoring Programme dient 
der Abschätzung von möglichen Gefahren für die 
menschliche Gesundheit, von Schäden an Lebewesen 
und Ökosystemen im Meer, des gegenwärtigen Stan- 
des der Meeresverschmutzung und der Wirksamkeit 
getroffener Maßnahmen. 

Insbesondere der Überwachungszweck der Abschät- 
zung des gegenwärtigen Standes der Meeresver- 
schmutzung findet sich im vorgesehenen Monitoring 
der North Sea Task Force wieder. Das Joint Monito- 
ring Programme ist aber auf küstennahe Seegebiete 
und Flußmündungen konzentriert. Hingegen wird das 
Monitoring der North Sea Task Force das Gesamtge- 
biet der Nordsee abdecken, wobei alle geeigneten 
Daten aus dem Joint Monitoring Programme mitver- 
wertet werden sollen. 

Auch beim Überwachungszweck der Abschätzung 
von Schäden an Lebewesen und Ökosystemen gibt es 
Gemeinsamkeiten. Allerdings sind wegen erheblicher 
methodischer Probleme, die in diesem Bereich in be- 
sonderem Maße auftreten, noch keine Verfahren ver- 


fügbar, welche nordseeweit Aussagekraft für Orga- 
nismenzellen, Organismenarten oder Lebensgemein- 
schaften haben. Daher hegt ein Schwerpunkt der Ar- 
beiten der Joint Monitoring Group schon seit einigen 
Jahren auf der Einführung entsprechender Verfahren. 
Hierbei wird ein nach Nationen arbeitsteiliger Einsatz 
von bereits vorhandenen oder neuen Methoden ange- 
strebt, wodurch sich die erforderlichen speziellen Eig- 
nungsnachweise und anschließend möglicherweise 
geographisch ausgeweitete Anwendungen ergeben 
sollen. 

Die North Sea Task Force hat diese Vorarbeiten der 
Joint Monitoring Group und die dabei gemachten Er- 
fahrungen in vollem Umfang für ihre Planungen ge- 
nutzt. Sie hat dabei zusätzlich auf Erkenntnisse zu- 
rückgegriffen, die kürzlich außerhalb der Joint Moni- 
toring Group durch internationale Arbeitstreffen er- 
zielt worden waren, und wird dies für demnächst zu 
erwartende Arbeitstreffen fortsetzen. Auch bei dieser 
Planung des Nordsee-Monitoring zur Abschätzung 
von Schäden an Lebewesen und Ökosystemen betont 
die North Sea Task Force eine möglichst breite Aus- 
weitung der Verwendung von Methoden im Gesamt- 
gebiet der Nordsee. 

Insgesamt wurde das international koordinierte Nord- 
see-Monitoring der North Sea Task Force bereits in 
Einzelheiten für 1990 bis 1991 geplant. 

Die international koordinierte Nordsee-Forschung 
zielt auf die Schließung von Wissenslücken auf den 
folgenden Gebieten ab: 

— Ermittlung genauerer Eintragsdaten 

— Umsetzungsvorgänge von Nährstoffen und ihr Zu- 
sammenhang mit außergewöhnlichen Algenblü- 
ten 

— krankheitsverursachende Faktoren für Meeresor- 
ganismen 

— Quellen und Verhalten von Schadstoffen 

— kritische Belastung der Regionen der Nordsee mit 
Nähr- und Schadstoffen 

— international vergleichbare Werte über die Vor- 
kommen von Schadstoffen 

— Öko System -Auswirkungen auf Nordsee-Organis- 
men, insbesondere auf Robben 

— Qualitätssicherung mathematischer Modelle 

— andere besondere Probleme, z. B. Eintragsermitt- 
lung aus Flußmündungsgebieten in Küstengewäs- 
ser oder die Bedeutung von Sediment Verlagerun- 
gen für den Transport von Schadstoffen. 

Besondere Vorhaben, u. a. kurzfristige Berichterstat- 
tung, sind vor allem in Hinblick auf „sensitive Punkte" 
(sensitive issues) durchzuführen. Die North Sea Task 
Force unterscheidet dabei zwischen solchen sensiti- 
ven Punkten, derer sich die Öffentlichkeit bereits 
weitgehend bewußt ist, und solchen, die aufgrund 
neuer Erkenntnisse von wissenschaftlicher Seite be- 
sonders hervorzuheben sind. 

Die North Sea Task Force wird zur 3. INK einen Be- 
richt vorlegen. 
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Anläßlich der 3. Sitzung der Arbeitsgruppe Eintrags- 
daten Working Group on Input Data wurden im Ja- 
nuar 1988 in London die Ergebnisse einer vom Um- 
weltbundesamt geförderten Pilotstudie zur Frage der 
Bilanzierung von Stoffeinträgen über Flüsse in die 
Nordsee vorgestellt. Am Beispiel der Elbe wurde die 
Methodik der Bilanzierung in das Konventionsgebiet 
der Oslo- und Paris-Kommissionen an der Süßwasser- 
grenze der Tideelbe überprüft. 

Im September 1989 wurden die Ergebnisse des vom 
Umweltbundesamt mit 2,4 Mio. DM geförderten For- 
schungsprojektes „Eutrophierung der Nord- und Ost- 
see“ vorgestellt. Der vorgelegte Abschlußbericht mit 
dem Titel „Stickstoff, Phosphor, Plankton und Sauer- 
stoffmangel in der Deutschen Bucht und in der Kieler 
Bucht" fußt auf Arbeiten in 22 Teilvorhaben sowie auf 
umfassenden Literaturstudien. Der Bericht kommt zu 
dem Schluß, daß es Eutrophierungserscheinungen in 
den offenen deutschen Küstengewässem gibt und 
legt dar, wie die Entwicklung in den vergangenen 
Jahrzehnten bis Mitte der 80er Jahre war. 

Das Deutsche Hydrographische Institut (DHI) betei- 
ligt sich an umfangreichen internationalen Ringversu- 
chen zur Qualitätssicherung der Analytik für Nähr- 
stoffe und organische Schadstoffe. Das DHI wird auf 
der Grundlage eines mehrjährigen Forschungspro- 
gramms seine Aktivitäten im Rahmen des Nordsee- 
Monitorings weiter optimieren. 

Hinsichtlich des Stoffeintrags aus der Atmosphäre in 
die Nordsee sind durch Forschungsvorhaben des Um- 
weltbundesamtes die Grundlagen für eine Beurtei- 
lung des Ist-Zustandes und für Szenarien bei Einset- 
zen europaweiter Minderungsmaßnahmen geschaf- 
fen worden. Mit dem modifizierten Transportmodell 
des EMEP-ProgTamms (Co-operative Programme for 
monitoring and evaluation of the long ränge transmis- 
sion of air pollutants in Europe), das von der Wirt- 
schafts-Kommission der Vereinten Nationen für Eu- 
ropa (ECE) für die internationale Zusammenarbeit im 
Bereich der Luftreinhaltung erarbeitet wurde, kann 
der Eintrag von Schwermetallen bei Vorliegen einer 
europaweiten Emissionsdatenbasis ermittelt werden. 
Das Verfahren ist für die Ermittlung des atmosphäri- 
schen Stoffeintrags in die Nordsee von der ATMOS- 
Gruppe der Paris-Kommission akzeptiert worden. 

Gemäß der Anlage G, 4. (6) zur Ministererklärung sol- 
len Lücken der Erkenntnisse z. B. über die Auswir- 
kungen auf Meeresökosysteme, Indikatoren für biolo- 
gische Veränderungen und Fischkrankheiten ge- 
schlossen werden. Zur Umsetzung der daraus resultie- 
renden Erfordernisse hat das Umweltbundesamt in 
Zusammenarbeit mit den Ländern Schleswig-Hol- 
stein und Niedersachsen eine Arbeitsgruppe einge- 
setzt, die das aus sieben Teilvorhaben bestehende 
Forschungsprojekt „Fischkrankheiten im Watten- 
meer" wissenschaftlich begleitet (Kosten: 2,1 Mio. 
DM). 

Hinsichtlich der Auswirkungen von Stoffen auf Mee- 
resökosysteme und Indikatororganismen sind die Ar- 
beitsgruppen der Kommissionen der OSLO- und PA- 
RIS -Übereinkommen einen großen Schritt vorange- 
kommen, so daß in Zukunft mit dem Anlaufen einer 
Pilotphase zum Biologischen Monitoring auf interna- 


tionaler Ebene gerechnet werden kann. Die nationa- 
len Aktivitäten hierzu werden — unter Einbindung 
der Biologischen Anstalt Helgoland in die „Fortschrei- 
bung der Grundlagen für ein biologisches Effektmoni- 
toring in der Nordsee" — vom DHI koordiniert. 

Die Meeresumwelt-Datenbank (MUD AB), die seit 
1987 als externe UMPLIS-Faktendatenbank gemein- 
sam vom DHI und dem Umweltbundesamt betrieben 
wird, ist die nationale Sammelstelle für alle für die 
marine Umwelt in Nord- und Ostsee relevanten Da- 
ten. Über diese Datenbank werden in zunehmendem 
Maße auch die Aufgaben des internationalen Daten- 
austausches, besonders mit dem ICES und den Ar- 
beitsgruppen der Übereinkommen von OSLO, PAJUS 
und HELSINKI abgewickelt. 

Hinsichtlich der geforderten verstärkten Beachtung 
der Wattenmeerproblematik wurde 1989 eine Schad- 
stoffkartierung der Wattsedimente begonnen (Kosten 
ca. 1,3 Mio. DM). Die Untersuchungen werden einge- 
bunden in das laufende vom Bund und den Ländern 
Schleswig-Holstein und Niedersachsen gemeinsam 
geförderte Verbundvorhaben „Sensitivitätskartie- 
rung Wattenmeer" (Kosten ca. 4 Mio. DM). 

Bereits am 24725. November 1987 fand in London 
eine Zusammenkunft der für den Einsatz staatlicher 
Forschungsschiffe zuständigen Vertreter aller Anrai- 
nerstaaten statt. Es wurde die bisher bestehende Zu- 
sammenarbeit einzelner Institute auf alle Staaten aus- 
gedehnt. 

Eine Unterrichtung über die beabsichtigten For- 
schungsfahrten wurde festgeschrieben. So wird die 
Möglichkeit einer Beteiligung und Koordinierung ein- 
schlägiger Forschungsvorhaben gewährleistet. 

Der Erweiterung wissenschaftlicher Kenntnisse und 
Erkenntnisse diente auch das vom Bundesumweltmi- 
nister anläßlich des Seehundsterbens und der Algen- 
blüte veranstaltete Internationale Wissenschaftliche 
Symposium in Bonn am 23. und 24. Juni 1988. 

Zur Erforschung der Ursachen des Seehundsterbens 
wurden ferner die unter IX beschriebenen Vorhaben 
eingeleitet. 

Im Juni 1988 legte der Bundesminister für Forschung 
und Technologie die Abschlußberichte seiner Pro- 
jekte: „Zirkulation und Schadstoffumsatz in der Nord- 
see (ZISCH) " und „Biogeochemie und Verteilung von 
Schwebstoffen in der Nordsee und im Bezug zur Fi- 
schereibiologie" vor. Diese Berichte enthalten neue 
Erkenntnisse und werden für die Fortschreibung des 
Gütezustandsberichtes der Nordsee von großer Be- 
deutung sein. 


XII. Nach der Konferenz durchzuführende 
Maßnahmen 

Ministerbeschluß 

Nummer 55 stellt sicher, daß 1990 in den Niederlan- 
den eine 3. INK stattfinden wird, während Num- 
mer 56 klarstellt, daß die entsprechenden finanziellen 
Mittel bereitgestellt werden müssen. 
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Umsetzung 

Ein Schwerpunkt der 3. INK, die am 7./8. März 1990 in 
Den Haag/Niederlande stattfindet, ist die Überprü- 
fung der von den Nordseeanrainerstaaten nach der 
2. INK ins Werk gesetzten Arbeiten und Programme, 
die die Erreichung der in London beschlossenen Ziele 
zum Nordseeschutz sicherstellen sollen. Der Zu- 
standsbericht wird in seinem Zahlenmaterial aktuali- 
siert und wo möglich verbessert werden. 

Die DDR, CSSR und die Schweiz haben auf Vorschlag 
der Bundesregierung bereits an den Vorbereitungssit- 
zungen zur 3. INK teilgenommen. Die DDR und CSSR 
werden bei der 3. INK als Beobachter, die Schweiz als 
Vollmitglied vertreten sein. 

Die innerdeutsche Zusammenarbeit im Hinblick auf 
die erforderliche Verringerung der Belastung der Elbe 
mit Schadstoffen wurde von der DDR aus formalen 
Gründen lange Zeit abgelehnt (Hinweise der DDR auf 
Lösung der Frage der Elbgrenze vor Eintritt in Sach- 
gespräche). 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit hat sich in einer Arbeitsgruppe im 
Rahmen der Umweltvereinbarung zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Deutschen Demo- 
kratischen Republik vom 8. September 1987 um ge- 
meinsame Aktionen auf dem Gebiet der Gewässer- 
analytik, der Gewässermeßprogramme und des Da- 
tenaustausches über Ergebnisse der Meßprogramme 
bemüht. Wichtiges Ziel ist ein gemeinsames Elbe- 
Meßprogramm. 

Anläßlich des Besuchs des Kanzleramtsministers am 
10. November 1988 in der DDR wurde vereinbart, in 
den ersten Monaten des Jahres 1989 die Gespräche 
über die Reinhaltung der Elbe fortzuführen mit dem 
Ziel, Maßnahmen zum Schutz dieses Gewässers zu 
erörtern und gegebenenfalls Regelungen zu treffen. 

Auf der Grundlage der Umwelt Vereinbarung mit der 
DDR und der o. g. Absprache vom 10. November 1988 
wurden die Expertengespräche zur Reinhaltung der 
Elbe am 30./31. März, am 31. Mai, 26. September und 
9. November 1989 fortgesetzt, um im Einzugsgebiet 
der Nordsee Lösungen zu finden, die durch techni- 
sche Maßnahmen bei ausgewählten Hauptver- 
schmutzern zu spürbaren Verringerungen der Bela- 
stung der Elbe und damit der Nordsee mit Nähr- und 
Schadstoffen führen. Als Ergebnis der intensiven Ex- 
perten- bzw. Beauftragtengespräche kam es am 
6. Juli 1989 zur Unterzeichnung der Gemeinsamen 
Erklärung zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik über 
die Durchführung von sechs Umweltschutzpilotpro- 
jekten. Drei dieser Pilotprojekte haben einen direkten 
Bezug zur Elbe. Bei ihrer Realisierung tritt eine Entla- 
stung dieses Flusses und damit auch der Nordsee um 
jährlich ca. 6 t Quecksilber, ca. 100 t Chlorkohlenwas- 
serstoffen und ca. 4 000 t chlorhaltiger Abfälle ein. 
Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Re- 
aktorsicherheit beteiligt sich an den Pilot- und De- 
monstrationsvorhaben mit insgesamt 300 Mio. DM. 

Nach dem gegenwärtigen Stand kann mit einem Bau- 
beginn für 1990/91 und einer Fertigstellung bis 1993 
gerechnet werden. Ende Dezember 1989 wurde dar- 


über hinaus von den Beauftragten die Vorbereitung 
bzw. Prüfung von 15 Folgeprojekten beschlossen. 
Auch bei diesen Folgeprojekten hegt ein Schwer- 
punkt im Bereich der Verminderung der Abwasserlei- 
tungen aus Industrie und Kommunen. Über die Ein- 
richtung eines Gewässergütemeßsystems an Elbe, 
Spree und Havel mit 5 MeßsteUen hat Bundesminister 
Prof. Dr. Töpfer am 17. Januar 1990 mit seinem DDR- 
AmtskoUegen eine Gemeinsame Erklärung unter- 
zeichnet. Außerdem beteiligt sich das Land Nieder- 
sachsen an einem Projekt zur Rückhaltung von ca. 
3 t/a Quecksilber aus dem Abwasser des Chemie- 
werks Bitterfeld. 

Anders als die DDR stand die CSSR einer Zusammen- 
arbeit zum Schutz der Elbe schon längere Zeit unvor- 
eingenommen gegenüber. Auch einer trilateralen 
Elbe -Konferenz stimmt sie grundsätzlich zu. Nach 
langer Zurückhaltung hat nunmehr auch die DDR si- 
gnalisiert, daß sie hierzu bereit ist. 

Auf Initiative von Bundesumweltminister Töpfer wird 
im Februar 1990 ein erstes bilaterales Expertentreffen 
stattfinden mit dem Ziel, eine Elbe-Schutz-Kommis- 
sion einzurichten. 

In der Jahressitzung 1989 der Paris-Kommission hat 
die Bundesregierung darauf gedrängt, daß DDR und 
CSSR als Elbeoberheger eingeladen werden, Vollmit- 
glieder der Paris -Kommission zu werden. Die Kom- 
mission beschloß daraufhin, Frankreich als Depositar- 
staat zu bitten, DDR und CSSR aufzufordem, sich an 
den Arbeiten der Kommission zu beteiligen und der 
Konvention beizutreten. Beide Staaten haben — 
ebenso wie die Schweiz — die Möglichkeit beizutre- 
ten, da sie über die Flußsysteme Rhein und Elbe mit 
dem Konventionsgebiet verbunden sind. Die genann- 
ten Staaten haben bisher keine Überlegungen erken- 
nen lassen, ob sie sich in Zukunft als Beobachter betei- 
ligen oder Vollmitglied mit ahen Rechten und Pflich- 
ten werden wollen. 


XIII. Deutsche EG-Präsidentschaft 

Das für den Umweltschutz zuständige Mitglied der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat 
die Ministerdeklaration der 2. INK ebenfalls unter- 
zeichnet und es damit übernommen, für eine Umset- 
zung auch im Rahmen der Gemeinschaft Sorge zu tra- 
gen. 

Die Bundesregierung hat die Zeit ihrer Präsident- 
schaft in der EG im ersten Halbjahr 1988 dazu genutzt, 
den Schutz der Nordsee innerhalb der EG deutlich 
voranzubringen. Vereinzelt wurde darauf — z. B. bei 
Ziffer V — bereits hingewiesen. 


Folgende Initiativen seien kurz hervorgehoben: 

1. EG-Fischereirat in Luxemburg 

Im EG-Fischereirat wurde am 23. und 24. Juni 1988 
unter deutschem Vorsitz u. a. der Tagesordnungs- 
punkt „Fisch- und Robbensterben in Nord- und Ost- 
see" behandelt. Der Fischereirat, der damit der Tatsa- 
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che Rechnung trug, daß Meeresumweltschutz zwin- 
gende Voraussetzung für die Erhaltung der Existenz- 
grundlage der Fischerei ist, ersuchte die Kommission, 
einen Bericht über die Verbindungen zwischen Fi- 
scherei und Verunreinigung in der Nord- und Ostsee 
vorzulegen. 

Die deutsche Delegation hat diesen Tagesordnungs- 
punkt wiederholt eingebracht. Die EG-Kommission 
hat inzwischen einen entsprechenden Bericht vorge- 
legt. Diese Arbeiten finden derzeit Eingang in die 
Vorbereitungsarbeiten zur 3. INK. 


2. EG-Gewässer-Symposium auf Ministerebene in 
Frankfurt/Main 

Am 27. und 28. Juni 1988 fand in Frankfurt/Main auf 
Einladung und unter Vorsitz von Bundesumweltmini- 
ster Prof. Dr. Töpfer ein Seminar auf Ministerebene 
über die zukünftige Wasserpolitik der Europäischen 
Gemeinschaft statt. Das Seminar zeigte der Europäi- 
schen Gemeinschaft Schwerpunktthemen für die 90er 
Jahre auf. 

Darüber hinaus wurden Leitlinien für die künftige 
Arbeit auf EG-Ebene beschlossen. Diese Leitlinien 
sollen die Arbeiten der EG-Kommission wesentlich 
beeinflussen und zu einer nachhaltigen Verbesserung 


D. Ziele für die 3. INK 


Die Bundesregierung hat die Länder, insbesondere 
die vier Küstenländer, in die Vorbereitungsarbeiten 
— wie vor der 2. INK — laufend eingebunden. 

Auch die Verbände hatten wie vor der 2. INK Ge- 
legenheit, Ihre Vorstellungen einzubringen. Am 
26. Oktober 1989 führte der Bundesumweltminister in 
Hannover eine Verbändeanhörung durch. Die weitere 
Beteiligung der Verbände ist durch regelmäßige Ge- 
sprächsrunden im Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit sichergestellt. 

Die 3. INK wird zwei Schwerpunkte haben. Zum ei- 
nen wird geprüft werden, ob die von den Anrainer- 
staaten in die Wege geleiteten Maßnahmen voraus- 
sichtlich ausreichen, um die anspruchsvollen Be- 
schlüsse der 2. INK zu erfüllen. Dabei steht die Ver- 
ringerung der Schadstoffe und der Nährstoffe um 
etwa 50 % bis 1995 (auf der Basis des Jahres 1985) im 
Vordergrund. Hierzu werden die Anrainerstaaten Be- 
richte vorlegen. Problematisch ist die Abschätzung 
der Schadstoffeinträge aus der Luft und deren mögli- 
che Verringerung. Dasselbe güt für die diffusen 
Schadstoffeinträge z. B. aus der Landwirtschaft. Die 
Gesamtsituation soll in einem Synthesebericht darge- 
stellt werden. 

Der zweite Schwerpunkt der 3. INK hegt auf der Ver- 
einbarung weitergehender Reduzierungsmaßnahmen 
und zusätzlicher Beschlüsse. 


des gemeinschaftlichen Gewässerschutzes führen; 
dies gerade auch mit dem Ziel eines verstärkten 
Schutzes von Nord- und Ostsee. 


3. EG-Gipfel in Hannover 

Auch der Europäische Rat, der am 27. und 28. Juni 
1988 unter deutschem Vorsitz in Hannover tagte, äu- 
ßerte in seinen Schlußfolgerungen Besorgnis u. a. 
über die Gefahren wie die Wasserverschmutzung. Er 
stellte fest, daß der Rat auf seiner Tagung über Um- 
weltfragen zu positiven Ergebnissen gelangt ist und 
ersuchte die Kommission und den Rat, ihre Anstren- 
gungen zur Verbesserung der Möglichkeiten, mit de- 
nen die Luft- und Wasserverschmutzung bekämpft 
und verhindert werden kann, zu intensivieren. 


4. EG-Umweltrat in Luxemburg 

Der Umweltrat hat am 28. Juni 1988 unter deutschem 
Vorsitz und auf deutsche Initiative eine Entschließung 
des Rates über den Schutz der Nordsee und anderer 
Gewässer der Gemeinschaft verabschiedet. Die deut- 
sche Delegation hat eine Erklärung über weiterfüh- 
rende Maßnahmen abgegeben. 


I. Vorsorgeprinzip 

Ein wesentlicher Erfolg der 2. INK war die Anerken- 
nung des Vorsorgeprinzips in Bezug auf die Emis- 
sionsbegrenzung an der Quelle nach dem Stand der 
Technik. Die Bundesregierung setzt sich weiterhin 
dafür ein, daß das Vorsorgeprinzip als allgemeiner 
umweltpolitischer Handlungsgrundsatz, d. h. nicht 
nur für die Einleitung aus Punktquellen, anerkannt 
wird. 


II. Reduzierung der Einträge von langlebigen, 
toxischen und bioakkumulierenden Stoffen 
über Flüsse und Flußmündungen 

Die Bemühungen der Bundesregierung zielen auf die 
Vereinbarung einer detaillierten Schadstof fliste, wo- 
nach die Verpflichtung zur Reduzierung um 50 % bis 
1995 auszurichten ist. Unter Berücksichtigung des 
Branchenansatzes soll der Grundsatz der Reduzie- 
rung an der Quelle nach dem Stand der Technik her- 
vorgehoben werden. 

Alle Schwermetalle und die von der Menge her wich- 
tigsten persistenten organischen Halogenverbindun- 
gen sollen in der Liste enthalten sein. 

Darüber hinaus strebt die Bundesregierung die Been- 
digung des Gebrauchs von PCB und bestimmter Sub- 
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stitute an. Sie tritt dafür ein, daß Produktion und Ver- 
wendung von PCB schrittweise einzustellen sind und 
diese Stoffe bis Ende des Jahres 1999 vollständig ver- 
schwinden. Die skandinavischen Staaten wollen die- 
ses Enddatum bereits 1995 setzen, während die Mehr- 
heit der anderen Staaten 2005 bzw. 2010 bevorzugt. 
Einige Staaten weisen auf Entsorgungsengpässe hin 
und warnen vor dem Zwang zur Lagerung von PCB- 
Abfällen, der dann entsteht, wenn das Enddatum zu 
früh liegt und die Aufarbeitungs- bzw. Verbrennungs- 
kapazitäten an Land fehlen. 


III. Reduzierung der Einleitung von Nährstoffen 

Das von der 2. INK in London vereinbarte Ziel einer 
annähernden Halbierung des Eintrages von Stickstoff 
und Phosphor in die Küstengewässer ist außerordent- 
lich anspruchsvoll. 

Zur Erreichung des Ziels hat die Bundesregierung ei- 
nen detaillierten und weitgehenden Vorschlag einge- 
bracht, der auf dem 10-Punkte-Programm basiert, 
welches dem Deutschen Bundestag am 22. Juni 1988 
vorgelegt wurde. Danach sollen grundsätzlich alle 
größeren Gemeinden im Nordseeeinzugsbereich mit 
kommunalen Kläranlagen ausgerüstet sein. Ab 1. Ja- 
nuar 1991 soll gelten, daß Anlagen ab 20 000 Einwoh- 
nergleichwerten (EW) die Anforderung von 2,0 mg/1 
Phosphor erfüllen. Diese Anforderung soll bei Anla- 
gen ab 100 000 EW auf 1,0 mg/1 gesenkt werden. 

Für Ammoniumstickstoff soll vom 1. Januar 1991 an 
ab 5 000 EW die Anforderung von 10 mg/1 gelten. Fer- 
ner wird die baldige Einführung der Denitrifikation 
vorgeschlagen. Entsprechende Maßnahmen sollen 
nach dem von der Bundesregierung eingebrachten 
Vorschlag auch für industrielle Kläranlagen gelten. 
Nach dem derzeitigen Verhandlungsstand ist unsi- 
cher, ob diese hohen Anforderungen international 
durchgesetzt werden können. Einige Staaten lehnen 
derartige Mindestanforderungen für Kläranlagen 
rundweg ab, weil in ihren Küstengebieten an der 
Nordsee keine Eutrophierungserscheinungen zu be- 
obachten und die Kosten zu hoch seien. 

Nach Ansicht der 31. Umweltminister-Konferenz 
(UMK) vom 17./18. November 1988 müssen diese 
Maßnahmen wirksam ergänzt werden durch geeig- 
nete Maßnahmen der Landwirtschaft, um die von hier 
ausgehenden diffusen Einträge ebenfalls deutlich zu 
verringern. Es liegt auf der Hand, daß die Einträge 
und etwa erreichbare Verringerungen im Bereich der 
Landwirtschaft nur grob abgeschätzt werden können 
und genauere Mengenangaben kaum möglich sind. 


IV. Reduzierung des Eintrags von Schadstoffen 
aus der Luft 

Die Bundesregierung tritt dafür ein, daß der Beschluß 
der 2. INK zum Lufteintrag weiter spezifiziert wird. 
Einige Staaten fordern, daß für bestimmte Stoffe 
ebenfalls für den Zeitraum zwischen 1985 und 1995 
eine Reduzierung um 50 % erreicht werden soll. 


Die Bundesregierung unterstützt die Vorschläge, die 
Zusammenarbeit bezüglich der Luftverschmutzung 
zu verbessern und die Paris-Kommission zu bitten, ein 
Emissionsinventar zu erstellen. Das Hauptproblem ist 
eine zuverlässige Abschätzung der über die Luft ein- 
getragenen Schadstoffmengen. Zur Zeit gibt es im 
wesentlichen nur Rechnungen, die aufgrund der ab- 
sichtlich pessimistischen Annahmen zu wahrschein- 
lich weit überschätzten Mengen kommen. Insofern 
unterliegt es auch besonderen Schwierigkeiten, die 
Stoffe im einzelnen zu benennen, die hier einer 
50%igen Reduzierung unterworfen werden sollen. 


V. Einbringen von Abfällen und Verbrennung 
auf See 

Einbringen von Abfällen 

Nur noch Großbritannien wird zum Zeitpunkt der 
3. INK Abfälle in die Nordsee einbringen. 

Hierbei handelt es sich zum einen um etwa 5 Mio. t/a 
Klärschlamm aus Kläranlagen. Großbritannien weist 
auf die Probleme hin, diese Klärschlämme an Land zu 
entsorgen. Deshalb hat die Bundesregierung einen 
Kompromißvorschlag unterbreitet, der eine stufen- 
weise Reduzierung der Einbringung von Klärschlamm 
mit dem Ziel vorsieht, die Einbringung in die Nordsee 
bis 1995 zu beenden. 

Dieser Vorschlag wird inzwischen von allen Delega- 
tionen unterstützt, ausgenommen Großbritannien. 

Zum anderen hat sich die Bundesrepublik Deutsch- 
land Vorbehalten, zum Thema Einbringen von Indu- 
strieabfällen erneut die Diskussion zu eröffnen. 

Nach dem Beschluß der 2. INK dürfen seit Ende 1989 
nur noch Industrieabfälle eingebracht werden, die die 
Meeresumwelt nicht gefährden. Dennoch beabsich- 
tigt Großbritannien die Einbringung von Abfällen, die 
aus der Sicht mehrerer Anliegerstaaten nicht unbe- 
denklich sind. 

Die Bundesregierung strebt daher eine möglichst bal- 
dige ausnahmslose Beendigung an. 


Verbrennung auf See 

Ausgangspunkt ist der Beschluß der 2. INK, die Ver- 
brennung von Abfällen auf Hoher See bis 1991 deut- 
lich zu verringern und bis Ende 1994 einzustellen. 
Dieser Beschluß wurde ohne Einschränkungen für die 
Nordsee-Anrainerstaaten von der OSLO-Kommission, 
mit Einschränkungen auch von dem London Dumping 
Übereinkommen (63 Vertragsstaaten) bestätigt (über 
die Umsetzung in der Bundesrepublik Deutschland 
vgl. unter C V 2. a)). 

Die Bundesregierung hat in die Vorbereitungsarbei- 
ten zur 3. INK einen Vorschlag eingebracht, wonach 
international der Beschluß der 2. INK von Ende 1994 
auf Ende 1991 vorgezogen werden soll. 
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VI. Verschmutzung durch Schiffe 

1. Sondergebiet für Ölableitungen nach 
MARPOL-Anlage I 

Die Bundesrepublik Deutschland hat in mehreren 
Stellungnahmen die Notwendigkeit zur Erklärung der 
Nordsee zum Sondergebiet nach MARPOL-Anlage I 
begründet. Sie wurde allerdings mit dieser Forderung 
lediglich von Dänemark unterstützt. 

Alle anderen Anrainerstaaten lehnen den Vorschlag 
hingegen ab und unterstützen einen Vermittlungs Vor- 
schlag, der auf eine Initiative der Niederlande zurück- 
geht. Danach soll für Ölableitungen aus Maschinen- 
räumen der für Sondergebiete geltende Grenzwert 
(15 ppm) auf alle Meeresgebiete ausgedehnt werden. 
Hierdurch soll eine Reduzierung der erlaubten Einlei- 
tungen um 85 % erzielt werden. Die Einleitungen von 
Waschwässern aus Ladetanks der Öltankschiffe sollen 
um 50 % verringert werden. Diese Vorschläge kom- 
men den für ein Sondergebiet geltenden Regeln 
nahe. 

Da der Vorschlag zu einer weltweiten Reduzierung 
des Öleintrags durch die Schiffahrt führt, unterstüt- 
zen die Bundesrepublik Deutschland und Dänemark 
diesen Vorschlag ebenfalls. Für den Fall jedoch, 
daß er in der Internationalen Seeschiffahrts-Orga- 
nisation (IMO) bis zum 31. Dezember 1991 nicht 
durchgesetzt werden kann, sollen alle Anrainerstaa- 
ten bereits jetzt beschließen, einen gemeinsamen An- 
trag bei der IMO zu stellen, demgemäß die Nordsee 
zum Sondergebiet nach MARPOL-Anlage I (Öl) er- 
klärt werden soll. 


2. Sondergebiet für Chemikalienabfälle nach 
MARPOL-Anlage II 

Die Bundesregierung fordert ferner die Erklärung der 
Nordsee zum Sondergebiet für Chemikalienabfälle 
nach MARPOL-Anlage II. Sie wird lediglich unter- 
stützt von Schweden und Dänemark. Alle anderen 
Anrainerstaaten wenden sich dagegen mit der Be- 
gründung, diese Regelung würde in den Chemika- 
lienumschlaghäfen sehr hohe Kosten zur Folge haben, 
ohne daß für die Nordsee eine wesentliche Entlastung 
herbeigeführt werden könnte. 


3. Verhütung von Schiffsunfällen 

Der Unfall des Öltankers „Exxon Valdez " vor der Süd- 
küste Alaskas, bei dem ausgelaufenes Öl die Küsten 
verschmutzte und den Tod für viele Meereslebewesen 
bedeutete, sowie der Vorfall der „Oostzee", bei dem 
aufgrund fehlerhafter Stauung Fässer leckgeschlagen 
waren, haben gezeigt, daß weitere Maßnahmen zur 
Verhütung von Schiffsunfällen und deren Folgen er- 
forderlich sind. 

Die Tanker Sicherheit und der sichere Transport ge- 
fährlicher Güter können nur verbessert werden, wenn 
in der IMO weltweit Einvernehmen in allen Einzel- 


punkten erreicht werden kann. Die Bundesrepublik 
Deutschland fordert mit den Nordseestaaten die zu- 
ständige IMO auf, die bestehenden Sicherheitsanfor- 
derungen einer erneuten Überprüfung zu unterziehen 
mit dem Ziel, daß die Regeln und die Kontrollen inter- 
national verschärft und die Beweissicherung verbes- 
sert werden. 

Bezüglich des Transports gefährlicher Güter fordert 
die Bundesrepubük Deutschland mit den Nordseean- 
liegern die IMO auf, das Internationale Übereinkom- 
men zum Schutz des menschlichen Lebens auf See 
(SOLAS) sowie das MARPOL- Übereinkommen so zu 
ergänzen, daß z. B. in den Häfen die Verfügbarkeit 
von Informationen über auf dem Seeweg in verpack- 
ter Form beförderte gefährliche Güter und Schad- 
stoffe gewährleistet ist. Ferner soll die revidierte Fas- 
sung der MARPOL-Anlage III (Schadstoffe, die in ver- 
packter Form befördert werden) zum frühestmögli- 
chen Zeitpunkt in Kraft treten. 


4. Ableitung von Fäkalien aus Passagierschiffen 
gemäß MARPOL-Anlage IV 

Die Bundesregierung hat einen Vorschlag einge- 
bracht, wonach die noch nicht völkerrechtlich in Kraft 
befindlichen Regeln der Anlage IV von MARPOL für 
Schiffe mit mehr als 50 Personen an Bord in den Kü- 
stenmeeren der Nordseeanrainerstaaten vorzeitig in 
Kraft gesetzt werden sollen. Sie wird lediglich unter- 
stützt von Dänemark und Schweden. 


5. Luftverschmutzung durch Schiffe 

Die Bundesregierung unterstützt in diesem Zusam- 
menhang Beschlüsse, die sich an die IMO mit dem 
Ziel wenden, effektive Maßnahmen zur Verminde- 
rung der Luftverschmutzung durch Schiffe zu ergrei- 
fen. So sollen z. B. gefährliche Komponenten in Abga- 
sen limitiert sowie Qualitätsstandards für Antriebs- 
stoffe entwickelt werden. Insbesondere soll deren Ge- 
halt an Schwefel, Chlor und Schwermetallen verrin- 
gert werden. 


6. Verbesserung der Kontrollen 

Die regionale Zusammenarbeit zur Intensivierung der 
Luftüberwachung gegen illegale Praktiken der Schiff- 
fahrt wird intensiviert. Die Bundesregierung unter- 
stützt mehrere Maßnahmen, die darauf abzielen, die 
Kontrolle auch außerhalb des Hoheitsbereichs zu ver- 
bessern. Neben der Verbesserung der Zusammenar- 
beit der verschiedenen zuständigen internationalen 
Organisationen wird geprüft, ob die Einrichtung von 
ausschließlichen Wirtschaftszonen (AWZ) in der 
Nordsee Verbesserungen bringen. 

Von der Ausweisung ausschließlicher Wirtschaftszo- 
nen verspricht man sich u. a. eine Verbesserung der 
internationalen Strafverfolgung bei Verstößen gegen 
Meeresschutzbestimmungen, wie z. B. durch illegale 
Ableitungen aus Schiffen. 
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7. Auffanganlagen für Schiffsabfälle in den Häfen 

Die Bemühungen zur Schaffung kostengünstiger Ent- 
sorgungsbedingungen für die Schiffe in den Häfen 
sollen fortgesetzt werden. Ergänzend fordert die Bun- 
desrepublik Deutschland — wie schon auf den voran- 
gegangenen Konferenzen — eine einheitliche Ge- 
bührenregelung für die Nutzung der Hafenauffang- 
anlagen. Dies wird jedoch von der Mehrzahl der ande- 
ren Nordseeanliegerstaaten weiterhin entschieden 
abgelehnt. 


8. Beseitigung gesunkener Schiffe und gefährlicher 
Ladung 

Die Verhandlungen in der IMO über eine Konvention 
über Haftungsfragen beim Transport gefährlicher und 
schädlicher Stoffe sollen aktiv unterstützt werden. 

Ziel der Bundesregierung ist die Verbesserung inter- 
national gültiger Regeln zur Beseitigung gesunkener 
Schiffe und/oder gefährlicher Ladung unter Beach- 
tung des Verursacherprinzips. Im Gegensatz zu den 
Niederlanden, die einen mit öffentlichen Mitteln ge- 
speisten Fonds befürworten, bevorzugt die Bundesre- 
gierung die Haftung der Eigentümer von Schiff und 
Ladung. 


VII. Verschmutzung durch 
Offshore-Einrichtungen 

Die Bundesregierung unterstützt einen Beschlußvor- 
schlag, demgemäß die Reduzierung des Eintrags von 
ölhaltigem Bohrklein verringert werden soll. Ebenso 
ist die Reduzierung des Einsatzes von Chemikalien 
vorgesehen; so ist z. B. geplant, daß der Eintrag von 
Substanzen der schwarzen Liste gänzlich ausge- 
schlossen werden soll. 

Ferner soll die Vorsorge gegen Unfälle auf Bohrplatt- 
formen untersucht und entsprechend verbessert wer- 
den. 

Ein weiterer Streitpunkt ist die Beseitigung ausge- 
dienter Bohrplattformen. Hier bestehen unter den gro- 
ßen Förderstaaten an der Nordsee Tendenzen, ausge- 
diente Bohrplattformen ca. 50 Meter unter der Was- 
seroberfläche abzulösen und an Ort und Stelle zu ver- 
senken („Toppling"). Hiergegen hat sich die Bundes- 
regierung mit einem detaillierten Vorschlag betref- 
fend die Beseitigung ausgedienter Bohrplattformen 
und deren Entsorgung an Land gewandt. 


VIII. Ableitungen und Beseitigungen 
radioaktiver Abfallstoffe 

Bezüglich der Einhaltung des Standes der Technik zur 
Vermeidung bzw. Minimierung radioaktiver Emissio- 
nen aus kerntechnischen Anlagen hat die PARIS- 
Kommission 1988 Beschlüsse gefaßt. Dasselbe gilt für 


das Erfordernis der besten verfügbaren Rückhalte- 
technik bei Planung, Bau und Betrieb von Wiederauf- 
arbeitungsanlagen. Die Bundesregierung hält an ih- 
ren hohen Anforderungen zur Anwendung des Stan- 
des von Wissenschaft und Technik fest. 

(Anmerkung: Der in § 7 Abs. 3 AtG verwandte Be- 
griff der Vorsorge gegen Schäden durch Anwendung 
des Standes von Wissenschaft und Technik hat weder 
in der englischen noch in der französischen Rechts- 
sprache eine genaue Entsprechung.) 

Planung und Konstruktion von Endlagem sind nach 
Nummer 41 der London-Deklaration so auszulegen, 
daß eine Kontamination der Nordsee ausgeschlossen 
ist. Hieran ist festzuhalten. 


IX. Schutz des Wattenmeeres 

Die drei Wattenmeerstaaten bringen einen eigenstän- 
digen Beschlußvorschlag zum Schutz des Wattenmee- 
res ein. Die Bundesregierung unterstützt dabei insbe- 
sondere die Forderung nach einem übergreifenden, 
von allen Nordseeanliegem respektierten Schutz des 
Wattenmeeres. 

Durch die Initiativen der Bundesregierung ist eine 
enge Zusammenarbeit der Elb-Oberhegerstaaten in 
greifbare Nähe gerückt. Die Maßnahmen zur Redu- 
zierung der Schadstoff fracht in der Elbe, die in der 
DDR geplant und von der Bundesrepublik Deutsch- 
land finanziell gefördert werden, sind ein entschei- 
dender Beitrag zur Schadstoffentlastung der südli- 
chen Nordsee. 


X. Erweiterung wissenschaftlicher Kenntnisse 
und Erkenntnisse 

Zu diesem Thema ist vorgesehen, der Arbeitsgruppe 
Nordsee (North Sea Task Force) u. a. zur Fortschrei- 
bung des Qualitätszustandsberichts der Nordsee de- 
taillierte Arbeitsaufträge zu erteilen. 


XI. Artenschutz 

Die Bundesregierung unterstützt verschiedene Maß- 
nahmen, die auf einen verbesserten Schutz der Arten, 
z. B. Seehunde, Kleinwale und Seevögel, abzielen. 
Schwerpunkte bilden die Forschung und die Koordi- 
nierung der Zusammenarbeit. 


XII. Fischerei 

Die ökologischen Auswirkungen der Fischerei auf die 
Nordsee sollen Gegenstand eines Beschlusses sein in 
dem Sinne, daß bei der Vergabe von Forschungspro- 
jekten die Auswirkungen der Fischerei und Umwelt- 
belastungen gleichermaßen Berücksichtigung fin- 
den. 
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XIII. Weitere Zusammenarbeit 

Die Bundesregierung unterstützt nachdrücklich das 
Vorhaben, die Zusammenarbeit der Regierungen fort- 


E. Maßnahmen der Bundesländer 


Die getroffenen oder eingeleiteten Maßnahmen des 
Bundes werden wirksam ergänzt durch eigene Maß- 
nahmen der Länder, die insbesondere im Gewässer- 
schutz weitreichende Kompetenzen haben. 

Bei der Bewertung der insgesamt von der Bundesre- 
publik Deutschland als föderativem Staat getroffenen 
Maßnahmen zur Umsetzung der Verpflichtungen aus 
der 2. INK kommt diesem Gesichtspunkt besondere 
Bedeutung zu. Dies zeigt sich u. a. daran, daß die Län- 
der neben dem Bund zusätzlich nicht unerhebliche 
eigene Finanzmittel zur Verfügung stellen, beispiels- 
weise zum Neubau, vor allem aber zur Verbesserung 
von kommunalen Kläranlagen im Hinblick auf den 
Schutz der Nordsee. 

Nachfolgend wird daher von den Bundesländern über 
die von ihnen eingeleiteten oder sonst in diesem Zu- 
sammenhang bedeutenden Maßnahmen berichtet. 


I. Maßnahmen im Lande Baden-Württemberg 

(rd. 9,3 Mio. Einwohner/35 751 km 2 ) 

1. Gewässerschutz und Abwasser 

Baden-Württemberg verfügt über ca. 1 260 Kläranla- 
gen mit einer Ausbaufläche von 22,8 Mio. EW. Davon 
haben 510 Anlagen mit 21,7 Mio. EW eine Ausbau- 
größe ab 5 000 EW. An diesen mechanisch-biologi- 
schen Kläranlagen sind 93,6 % der Bevölkerung ange- 
schlossen. 

Bei der Regenwasserbehandlung sind derzeit 63% 
des erforderlichen Regenbeckenvolumens erstellt. 

Zur gezielten Reduzierung der Nährstoffe hat Baden- 
Württemberg im September 1988 ein 5-Jahres- 
Schwerpunktprogramm erstellt. 

Für die Nachrüstung der Kläranlagen werden in die- 
sem Zeitraum 1,25 Mrd. DM investiert. Dafür stehen 
jährlich 100 Mio. DM an Landeszuschüssen zur Verfü- 
gung. Diese Konzeption wird ergänzt durch die Ver- 
stärkung und Intensivierung der Eigenkontrolle von 
industriellen und kommunalen Einleitem und durch 
den weiteren Ausbau der Regenwasserbehandlung. 

Über das Schwerpunktprogramm hinaus werden für 
den sonstigen Bau und Ausbau von Kläranlagen, für 
den Bau von Regenwasserbehandlungsanlagen und 
überörtlichen Leitungen jährlich etwa 450 Mio. DM 
investiert. Das Land gibt hierzu 150 Mio. DM an Zu- 
wendungen. 


zuführen, auch zur Vorbereitung der 4. Nordsee- 
schutz-Konferenz 1995 in Dänemark, wobei an eine 
Ständige Arbeitsgruppe (ca. 2 Sitzungen pro Jahr) ge- 
dacht ist. 


a) Nährstoffreduzierung 

Im Rahmen des Schwerpunktprogramms sollen alle 
großen Anlagen mit einer chemischen Stufe zur Redu- 
zierung des Phosphors nachgerüstet werden. Darüber 
hinaus ist bei den Großanlagen geplant, die Stickstoff- 
elimination durchzuführen. Durch das Schwerpunkt- 
programm sollen die Restfrachten aus dem Abwasser 
an Phosphor um 55 %, an Amoniumstickstoff um 50 % 
und an Nitratstickstoff um 20 % reduziert werden. 

In Baden-Württemberg sind bereits über 750 Kläran- 
lagen mit Verfahren zur weitergehenden Nährstoff- 
elimination ausgerüstet. 


b) Eigenkontrollverordnung 

Industriebetriebe und Kommunen werden in Zukunft 
umfangreichere Messungen und Überprüfungen im 
Rahmen der Eigenkontrolle durchführen müssen. 
Hierzu werden sie durch die novellierte Eigenkon- 
trollverordnung vom 9. August 1989 verpflichtet. 

In der Neufassung der Eigenkontrollverordnung er- 
folgte insbesondere die Ausdehnung der zu untersu- 
chenden Parameter auf die Nährstoffe, die Verpflich- 
tung zur Entnahme von Rückstellproben, die Führung 
von Stoffeinsatzlisten bei industriellen Anlagen, die 
regelmäßige Überprüfung von produktionsspezifi- 
schen Vorgängen und die Verpflichtung zur Kontrolle 
der Kanalisationsanlagen. 


c) Indirekteinleiter 

Seit 1978 sind in Baden-Württemberg Anforderungen 
an Abwasser bei Einleitung in öffentliche Abwasser- 
anlagen in Kraft. Die Indirekteinleiter-Richflinien 
werden derzeit überarbeitet und durch eine Indirekt- 
einleiter-Verordnung, die die Änderung des §7a 
WHG berücksichtigt, ersetzt. 


2. Naturgemäße Behandlung der Gewässer 

a) Umgestaltung und Gewässerrandstreifen 

Zum Schutz vor oberflächigen Abschwemmungen 
von Bodenteilen werden zukünftig Gewässerrand- 
streifen aus der landwirtschaftlichen Intensivnutzung 
genommen. Der Erwerb der Gewässerrandstreifen er- 
folgt bei Gewässern erster Ordnung durch das Land, 
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bei Gewässern zweiter Ordnung durch die unterhalts- 
pflichtige Gemeinde. Ausmaß und Entwicklungsziel 
der Gewässerrandstreifen sind in Gewässerpflegeplä- 
nen darzustellen. 

Die Umgestaltung ausgebauter Fließgewässer ist 
dann notwendig, wenn angesichts der Ausbauart für 
das Gewässer aus ökologischer Sicht keine oder eine 
sehr beschränkte EntwickhingsmÖglichkeit besteht. 
Zur Zeit hegen konkrete Planungen für rd. 30 Gewäs- 
ser mit einer Gesamtlänge von rd. 100 km vor. Bei ca. 
10 Maßnahmen wurde bereits mit der Umgestaltung 
begonnen. 

Mit der am 24. Februar 1989 verabschiedeten Novel- 
lierung der Förderrichtlinie Wasserwirtschaft wird die 
Möglichkeit eröffnet, Maßnahmen zur ökologischen 
Verbesserung von nicht naturgemäß ausgebauten 
Gewässern zweiter Ordnung einschließlich des Er- 
werbs von Gewässerrandstreifen verstärkt mit Lan- 
desmitteln zu fördern. 


b) Überschwemmungsgebiete 

Überschwemmungsgebiete sollen erhalten werden, 
um der Verschärfung des Hochwasserabflusses, der 
Gefahr der Bodenerosion und der Gewässerverunrei- 
nigung infolge von Hochwasserabflüssen vorzubeu- 
gen. Sie sind durch Rechtsverordnung dort auszuwei- 
sen, wo dem Erhalt vorhandener natürlicher Über- 
schwemmungsgebiete besondere wasserwirtschaftli- 
che Bedeutung zukommt. 

Die verstärkte Ausweisung von Überschwemmungs- 
gebieten entlang von 2 600 km Gewässerstrecke ist 
beabsichtigt. Zur Vereinheitlichung wird Anfang 1990 
eine Verwaltungsvorschrift erlassen, die Hinweise zu 
fachtechnischer Abgrenzung, Verwaltung sverfahren 
und eine Musterverordnung enthält. 


3. Landwirtschaftliche Nutzung in 
Wasserschutzgebieten 

Am 1. Januar 1988 ist in Baden- Württemberg die 
„Verordnung des Ministeriums für Umwelt über 
Schutzbestimmungen in Wasser- und Quellenschutz- 
gebieten und die Gewährung von Ausgleichsleistun- 
gen (Schutzgebiets- und Ausgleichsverordnung — 
SCHALVO)" vom 27. November 1987 in Kraft getre- 
ten. 

Durch die SCHALVO wurden erstmalig für alle fest- 
gesetzten und vorläufig angeordneten Wasserschutz- 
gebiete verschärfte Schutzbestimmungen hinsichtlich 
der landwirtschaftlichen Nutzung festgesetzt. 

Dies war auf Grund der Entwicklung der Nitratge- 
halte erforderlich, zumal dadurch mit minimalem Ver- 
waltungsaufwand der Vorsorgegedanke schnellst- 
möglich umgesetzt werden konnte. Als Alternative 
hätten für die 2 500 festgesetzten Wasserschutzge- 
biete neue Wasserrechts-Verfahren mit großem Zeit-, 
Verwaltungs- und Personalaufwand durchgeführt 
werden müssen. 


Durch die verschärften Schutzbestimmungen entste- 
hen dem Landwirt wirtschaftliche Nachteile. Sie wer- 
den durch das Land mit einem Pauschalbetrag in 
Höhe von jährlich 310 DM je ha landwirtschaftlicher 
Nutzfläche angemessen ausgeglichen. An Stelle des 
Pauschalausgleichs ist unter bestimmten Vorausset- 
zungen auch ein Einzelausgleich möglich. Durch den 
vom Land gewährten Ausgleich wird dem Gleichbe- 
handlungsgrundsatz Rechnung getragen. 

Nach der SCHALVO gelten grundsätzlich innerhalb 
und außerhalb von Wasserschutzgebieten die Grund- 
sätze der „ordnungsgemäßen Landbewirtschaftung". 
Sie sind wie folgt definiert: 

— standortgerechte Flächennutzung, z. B. Belassung 
von Grünland auf typischen Grünlandstandorten, 

— möglichst vielseitige Fruchtfolge und lange 
Bodenbedeckung (Vermeidung von Schwarz- 
brache) 

— schonende Bodenbehandlung bei Bearbeitung 
und Befahren, 

— bedarfsgerechte organische und mineralische 
Düngung unter Berücksichtigung der standortge- 
rechten Ertragserwartung und der Nährstoffliefe- 
rung aus dem Boden, 

— sachgerechte Anwendung von Pflanzenschutzmit- 
teln und Berücksichtigung vorbeugender Maß- 
nahmen. 

In den Bewirtschaftungsregeln ist im einzelnen fest- 
gelegt, daß das Düngeniveau in Wasserschutzgebie- 
ten gegenüber der ordnungsgemäßen Landbewirt- 
schaftung um 20 % abgesenkt wird. 

Durch diese Beschränkungen in Wasserschutzgebie- 
ten, die primär auf den Schutz der öffentlichen Trink- 
wasserversorgung abzielen, erfolgt auch eine Redu- 
zierung des Stickstoffeintrags in die oberirdischen 
Gewässer. 


4. Einstellung der Abfallverbrennung auf See 

In den vergangenen Jahren sind große Mengen an 
CKW-haltigen flüssigen Abfällen auf Spezialverbren- 
nungsschiffen auf der Nordsee verbrannt worden, da 
geeignete Anlagen an Land nicht vorhanden waren. 

Im wesentlichen handelte es sich sowohl um Abfälle 
aus der Anwendung von Lösemitteln in Industrie, Ge- 
werbe, Forschung und Haushalten sowie aus der Auf- 
bereitung von verunreinigten Lösemitteln als auch um 
nicht verwertbare flüssige Produktionsreststoffe aus 
der chemischen Industrie. Baden-Württemberg unter- 
nimmt seit längerem nachhaltige Anstrengungen, um 
die zur Verbrennung auf Hoher See gelangenden Ab- 
fälle zu reduzieren. Die Fachverwaltung hat in der 
Vergangenheit verstärkt die Betriebe über eine alter- 
native Entsorgung von CKW-haltigen Abfällen bera- 
ten und sie angehalten, innerbetriebliche Umstellun- 
gen vorzunehmen, um eine Umstellung auf weniger 
problematische Einsatzstoffe zu bewirken oder — so- 
weit nicht möglich — die Getrennthaltung und Ver- 
wertung dieser Reststoffe zu ermöglichen. Verwertbar 
sind verschmutzte Lösemittel in aller Regel dann, 
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wenn sie nach Lösemitteltypen getrennt an der Anfall- 
stelle erfaßt werden. 

Wegen der unbefriedigenden Reduzierungsrate der 
zur Seeverbrennung verbrachten Abfälle hat das Um- 
weltministerium zum 1. Juli 1989 einschneidende 
Maßnahmen verfügt. Die zur Beförderung dieser Ab- 
fälle erforderlichen Genehmigungen — auch zu Zwi- 
schenlagern — wurden widerrufen. Neue Genehmi- 
gungen werden seither nur noch in besonderen Aus- 
nahmefällen erteilt, wenn nachgewiesen ist, daß alle 
Möglichkeiten der Getreruithaltung und Verwertung 
ausgeschöpft worden sind. 

Die Mengen der aus Baden-Württemberg zur Hohen 
See verbrachten CKW-haltigen Lösemittelabfälle sind 
aufgrund der ergriffenen Maßnahmen seit Juli 1989 
drastisch zurückgegangen. Während im Jahr 1988 aus 
Baden-Württemberg noch etwa 1 000 t pro Monat zur 
Hohen See verbracht wurden, waren es in der ersten 
Hälfte 1989 noch 750 t pro Monat, in der zweiten 
Hälfte 1989 — nachdem die verschärften Regelungen 
wirksam wurden — sogar weniger als 100 t pro Mo- 
nat. Es sind allerdings weitere erhebliche Anstren- 
gungen erforderlich, damit die bisher noch auf See 
verbrannten Lösemittelabfälle in verwertbarer Form 
anfallen oder — soweit nicht verwertbar — an Land 
entsorgt werden. 


II. Maßnahmen im Freistaat Bayern 

(rd. 11 Mio. Einwohner/70 553 km 2 ) 

Von der Gesamtfläche Bayerns entwässern 31,6 % zur 
Nordsee, die übrigen 68,4 % gehören zum Donauein- 
zugsgebiet (Schwarzes Meer). 

An rd. 3 000 kommunalen Kläranlagen mit einer Ge- 
samtkapazität von rd. 25,8 Mio. EW sind derzeit rd. 
83% der bayerischen Bevölkerung angeschlossen. 
Davon sind 65 Kläranlagen mit 2,9 Mio. EW auf P-Eli- 
mination ausgelegt. Aufgrund der Ergebnisse der be- 
hördlichen Überwachung kann festgestellt werden, 
daß derzeit in Bayern ca. 400 Anlagen mit einer Aus- 
baugröße 5 000 EW und größer mit insgesamt 12 Mio. 
EW die Anforderungen der 1. Abwasserverwaltungs- 
vorschrift vom 9. November 1988 bezüglich Ammoni- 
umstickstoff einhalten. Der überwiegende Teil dieser 
Anlagen nitrifiziert verfahrensbedingt (z. B. Anlagen 
mit aerober Schlammstabilisierung) oder aufgrund 
geringer Auslastung. 


1. Allgemeine Maßnahmen 

In Bayern werden seit jeher an Seezuflüssen und ab- 
flußschwachen Vorflutern, soweit die wassergesetzli- 
chen Mindestanforderungen an die Abwasserreini- 
gung nicht genügen, die Ziele des Landesentwick- 
lungsprogramms zu erreichen, weitergehende Ab- 
wasserbehandlungsverfahren gefordert. So sind im 
Maineinzugsgebiet zahlreiche nitrifizierende Kläran- 
lagen und im Bodenseegebiet ausschließlich Kläran- 
lagen mit P-Fällung errichtet worden. 

Zur Verminderung der gefährlichen Stoffe hat Bayern 
bereits 1986 die Verordnung über die Genehmigungs- 


pflicht für das Einleiten wassergefährdender Stoffe in 
Sammelkanalisationen und ihre Überwachung (VGS) 
erlassen. 

Mit Rücksicht auf die künftigen Aufgaben wurden bei 
den Wasserwirtschaftsämtem rechtzeitig die Labors 
erweitert, die Geräte ausstattung zur Optimierung der 
amtlichen Überwachung verbessert, zusätzliches Per- 
sonal eingestellt und die notwendigen organisatori- 
schen Änderungen getroffen. 

Durch die neuen Vorschriften sind weitere Verbesse- 
rungen, insbesondere auf dem personellen Sektor er- 
forderlich. 


2. Gefährliche Stoffe 

Einige nach dem Stand der Technik fortgeschriebene, 
den industriellen und gewerblichen Bereich betref- 
fende Anhänge zur Rahmen- Ab wasserverwaltungs- 
vorschrift sind mittlerweile erlassen. Weitere sollen in 
Kürze folgen. 

Bei neuen Abwassereinleitungen werden seit gerau- 
mer Zeit die bereits im Entwurf bekannten verschärf- 
ten Grenzwerte in den Begutachtungen berücksich- 
tigt. 

Bestehende Einleitungen müssen mittelfristig nach 
dem Stand der Technik umgerüstet werden. Mit der 
Umsetzung der VGS werden bei den betroffenen indi- 
rekt einleitenden Betrieben die gefährlichen Stoffe 
bereits derzeit reduziert. Durch die Forderung einer 
Abwasserbehandlung nach dem Stand der Technik 
gern. § 7 a WHG ist in den nächsten Jahren auch in 
diesem Bereich eine weitere deutliche Emissionsver- 
minderung zu erwarten. 

Im Bereich der Landwirtschaft wird über den verstärk- 
ten Einsatz des integrierten Pflanzenbaus sowie eine 
intensive Beratung und Schulung der Landwirte 
durch die Landwirtschaftsbehörden eine deutliche 
Verringerung der Gewässerbelastung durch Pflan- 
zenschutzmittel angestrebt. 


3. Nährstoffe 

Kommunaler Bereich 

Für das Einzugsgebiet der Nordsee (Main-, Elbe- und 
Bodenseegebiet) ist vorgesehen, die bestehenden 
Kläranlagen ab 5 000 EW auf Nitrifikation (Oxidation 
des Stickstoffes) und Denitrifikation (Entfernung des 
Stickstoffes) sowie die vorhandenen Kläranlagen ab 
20 000 EW zusätzlich auf Phosphorelimination bis 
1995 nachzurüsten. Die dafür erforderlichen Investi- 
tionskosten werden auf rd. 1 Mrd. DM geschätzt. Die 
Städte und Gemeinden werden von den Wasserwirt- 
schaftsämtem bereits jetzt im Sinne des Anhanges 1 
der Rahmen- Ab wasser- Verwaltungsvorschrift bera- 
ten. Derzeit ergibt sich im bayerischen Anteil am Ein- 
zugsgebiet der Nordsee folgender Stand für die Klär- 
anlagen ab 5 000 EW Ausbaugröße: 
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Vorhanden 

im Bau 

gepr. Bauentwürfe 

Anzahl 

Mio. EW 

Anzahl 

Mio. EW 

Anzahl 

Mio. EW 

Alle Anlagen 

227 

9,3 

— 

— 

— 

— 

Nitrifikation 

30 

3,0 

10 

1,2 

8 

0,8 

Denitrifikation 

— 

— 

8 

0,9 

13 

1,3 

P-Elimination 

10 

1,5 

9 

1,2 

11 

1,1 

Filtration 

— 

— 

1 

0,4 

— 

- 


Zur Umsetzung der Ziele des Gewässerschutzes gibt 
es in Bayern ein allgemeines, jährlich neu aufgelegtes 
Förderprogramm für kommunale Abwasseranlagen. 

Über dieses Förderprogramm .wird die Entwicklung 
maßgeblich gesteuert. Vorang haben dabei der Bau 
von Abwasserbehandlungsanlagen (Kläranlagen und 
Regenbecken). Kläranlagen mit weitergehender Rei- 
nigung werden dabei erhöht und bevorzugt gefördert. 
Allein in den Jahren 1984 bis 1988 hat der Freistaat 
BAyern zu geförderten Investitionen von rd. 6,45 Mrd. 
DM rd. 2,45 Mrd. DM Zuweisungen gegeben. 

Es ist geplant, auch im Doppelhaushalt 1989/90 deut- 
lich mehr als 500 Mio. DM/Jahr staatlicherseits für die 
kommunale Abwasserbeseitigung bereitzustellen. 


Landwirtschaft 

Zum Schutze vor oberflächigen Abschwemmungen 
von Bodenmaterial, das Nährstoffe und Pflanzen- 
schutzmittel enthalten kann, in Gewässer hat Bayern 
bereits 1977 begonnen, Uferstreifen zu erwerben und 
damit vollkommen aus der intensiven landwirtschaft- 
lichen Nutzung zu nehmen. Derzeit befinden sich an 
bayerischen Gewässern im öffentlichen Eigentum: 

Gewässer I. Ordnung rd. 3550 km 

ca. 40 % (bezogen auf beide 
Gewässerufer und eine Ge- 
samtlänge der Gewässer von 
4 237 km) 

Gewässer II. Ordnung rd. 3550 km 
ca. 25% 

Gewässer III. Ordnung rd. 3550 km 

(beruht zum Teil auf Schät- 
zung) 

Die noch nicht erworbenen Uferstreifen und Ufer- 
grundstücke an den Gewässern I. und II. Ordnung 
werden Zug um Zug erworben (Mittelbedarf rd. 
760 Mio. DM). 

Im Rahmen des Acker- und Wiesenrandstreifenpro- 
gramms des Landes Bayern erhalten Landwirte, deren 
Räche unmittelbar an Gewässer III. Ordnung angren- 
zen, für eine naturschonende Bewirtschaftung der 
Randstreifen (Verzicht auf Düngung und Pflanzen- 
schutzmittel) bis zu grundsätzlich 5 m Breite Aus- 
gleichszahlungen von in der Regel 0,10 DM je Qua- 
dratmeter und Jahr. 

Auf Initiative und unter Mitarbeit der Wasserwirt- 
schaftsverwaltung sind in den letzten Jahren mehrere 


Merkblätter für die Landwirtschaft (Hinweise zur Ver- 
minderung der Phosphorzufuhr aus diffusen Quel- 
len in Gewässer, „Silosickersaft" -Merkblatt, „ Wirt- 
schaftsdünger " -Merkblatt) erarbeitet worden. Diese 
Merkblätter werden regelmäßig auf den neuesten 
Stand gebracht. 

Im Rahmen der technischen Gewässeraufsicht wird 
die Landwirtschaft beraten und dabei die Landwirt- 
schafts Verwaltung eingebunden. 

Fachleute der Wasserwirtschaftsverwaltung halten 
seit Jahren an den Landwirtschaftsschulen Unterricht 
zum Thema „Wasserwirtschaft und Landwirtschaft" 
mit dem Schwerpunkt Vermeidung von Nährstoffein- 
trägen aus der Landwirtschaft in Gewässer. 


III. Maßnahmen im Lande Berlin (West) 

(rd. 1,8 Mio. Einwohner/480,14 km 2 ) 

Eine Belastung der Berliner Fließgewässer erfolgt 
ausschließlich über die Einleitungen der kommunalen 
Großklärwerke und einiger gewerblicher Kleinbe- 
triebe sowie über die Niederschlagswassereinleitun- 
gen. 

Aufgrund der geringen landwirtschaftlich genutzten 
Flächen sind in Berlin weder Belastungen durch Dün- 
gemitteleinsatz noch von Chemikalien wie Pflanzen- 
schutznüttel zu verzeichnen. 

Zur Verminderung des Eintrags gefährlicher Stoffe 
hat Berlin am 1. April 1989 die Verordnung über die 
Genehmigungspflicht für das Einleiten gefährlicher 
Stoffe und Stoffgruppen und ihre Überwachung 
(VGS) vom 14. März 1989 (GVB1. S. 561) erlassen. Mit 
einer ersten Novellierung der VGS, die u. a. ihre An- 
passung an die von der Bundesregierung inzwischen 
erlassene, am 1. Januar 1990 in Kraft getretene Ab- 
wasser-Rahmenverwaltungsvorschrift und die zu die- 
sem Zeitpunkt in Kraft tretenden Anhänge zum Inhalt 
haben wird, ist Anfang 1990 zu rechnen. Es ist davon 
auszugehen, daß aufgrund der Neuregelungen künf- 
tig mehrere Tausend Indirekteinleiter unter die Ge- 
nehmigungs- und Überwachungspflicht fallen wer- 
den und der von diesen Betrieben ausgehende Schad- 
stoffeintrag in die Gewässer bedeutend reduziert wer- 
den kann. 

Ferner planen der Senat und die Berliner Wasser- 
Betriebe für die Zeit bis 1995 den Bau von weiteren 
Regenwasservorreinigungsanlagen. Dabei handelt es 
sich um Regenbecken im Trennsystem, die voll aus 
Kapitalzuführungen des Landes Berlin finanziert wer- 


40 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/6373 


den, und Regenbecken im Mischsystem, die zu 60 % 
aus Kapitalzuführungen und zu 40 % aus Eigenmitteln 
der Berliner Wasser-Betriebe finanziert werden. Die 
Planung für Regenbecken im Trennsystem umfaßt 
weitere 18 Vorreinigungsanlagen mit einem Investi- 
tionsvolumen von 70 Mio. DM. Im Mischsystem sind 
weitere Bauvorhaben mit einem Investitionsvolumen 
von 86 Mio. DM vorgesehen. 

Dabei handelt es sich um vier Regenbecken, von de- 
nen sich eines bereits in Betrieb befindet und des wei- 
teren um eine Druckrohrleitung zum Rieselfeld Karo- 
linenhöhe, die den Bau von Regenbecken in Spandau 
entbehrlich macht. 

Das Ziel der Planung ist, 90 % der jährlich anfallenden 
Schmutzstoffe den Großkläranlagen zuzuführen und 
die Qualität der Oberflächengewässer nachhaltig zu 
verbessern. 

Was die Reduzierung des Eintrags von Phosphor be- 
trifft, so hat Berlin (West) zwei Klärwerke: das Klär- 
werk Ruhleben (240 000 m 3 /d) im Norden und das 
Klärwerk Marienfelde (100 000m 3 /d) im Süden. Im 
gesamten Klärwerk Marienfelde wurde ursprünglich 
die Simultanfällung für die Einhaltung eines 2 mg/1 
P-Ablaufwertes angewendet. Inzwischen erfolgt die 
P-Entfemung wie im Klärwerk Ruhleben biologisch. 

Bei der Anwendung der chemischen P-Entfernungs- 
verfahren entstehen Nachteile wie erhebliche zusätz- 
liche Schlammengen, Aufstockung der Anionen in 
den Vorflutern und zusätzliche Kosten. Die zusätzli- 
che Schlammenge wirkt sich besonders dann negativ 
aus, wenn der Schlamm wie in Berlin verbrannt wird. 
Eine Reduzierung dieser Nachteile ist möglich, indem 
das Fällmittel nicht zulauf abhängig, sondern P-fracht- 
abhängig dosiert wird. Eine deutliche Verringerung 
dieser Nachteüe ergibt sich jedoch bei der Anwen- 
dung der biologischen P-Entfernung. 

In Berlin wurde erstmals im Zusammenhang mit Ver- 
suchen zur Blähschlammverhinderung im Klärwerk 
Ruhleben unerwartet das Phänomen der intensivier- 
ten biologischen P-Entfemung festgestellt. Bei diesen 
Versuchen wurde in Übereinstimmung mit der Selek- 
tor-Theorie die längs verteilte Abwasserbeschickung 
auf Vor-Kopf-Beschickung umgestellt und ein Bereich 
am Beckenanfang stark unterbelüftet. Durch diese 
Beschickungsart konnte nicht nur Blähschlamm ver- 
hindertwerden, sondern es zeigte sich auch eine deut- 
liche Abnahme der P-Ablaufkonzentration. 

Diese Ergebnisse führten zu weiteren Prozeßmodifi- 
kationen und speziellen Forschungsaktivitäten in bei- 
den Klärwerken. 

Insgesamt liegen inzwischen mit der biologischen P- 
Elimination Erfahrungen im Betriebsmaßstab von 
über zwei Jahren von beiden Klärwerken vor. Nähere 
Einzelheiten können beim Senator für Stadtentwick- 
lung und Umweltschutz, Lindenstr. 20 — 25, 1000 Ber- 
lin 61, erfragt werden. 

Die Werte der Gesamtphosphat-P (P T ) zeigen, daß bei 
allen Anlagen die bis zum Inkrafttreten der neuen 
VwV ab 1. Januar 1990 geltenden Auflagenwerte von 
2 mg/1 im Ablauf der Kläranlagen eingehalten werden 
konnten. Es muß betont werden, daß dies sowohl im 


Sommer als auch im Winter möglich war und zwar 
ohne zusätzliche Dosierung von Fällmitteln. 

Mit der Halbiemng der Phosphoremission aus den 
Kläranlagen auf 1 mg/1 ab 1. Januar 1990 sind diese 
Werte in Berlin bereits im Mittel einhaltbar. 

Bezüglich der Reduzierung des Stickstoffeintrags 
läuft — wie vorstehend bereits dargelegt — in Berlin 
ein Forschungsvorhaben für die biologische Phos- 
phat- und Stickstoff elimination (PNELI) mit Unterstüt- 
zung des UBA in der Kläranlage Ruhleben. 

Dabei werden in einer ersten Ausbaustufe schon Aus- 
laufwerte für NH 4 -N i. M. von 1,4 mg/1 gemessen. 

Aufgrund dieser sehr guten Abbauleistungen sind 
z. B. für das Klärwerk Ruhleben bereits die notwendi- 
gen Umbau- und Ausbaumaßnahmen eingeleitet und 
voraussichtlich bis 1992 abgeschlossen. Der Ausbau 
der Kläranlage Marienfelde ist in der Planung; vor- 
aussichtlich wird dort eine erneuerte und erweiterte 
Kläranlage erst in den Jahren 1996 und 1997 ein- 
schließlich der PNELI-Verfahrensschritte in Betrieb 
gehen. 

Die damit verbundenen Kosten bis zur vollständigen 
Inbetriebnahme belaufen sich nach heutigen Schät- 
zungen für den Ausbau der 

— Kläranlage Ruhleben auf 763,2 Mio. DM 

— Kläranlage Marienfelde auf 538,0 Mio. DM 


IV. Maßnahmen in der Freien Hansestadt 
Bremen 

(rd. 654 000 Einwohner/404 km 2 ) 

1. Reduzierung des Nährstoffeintrages 

Das Land Bremen betreibt vier kommunale Kläranla- 
gen. Die beiden Groß -Kläranlagen werden seit 1983 
bzw. seit 1985 mit den bisher üblichen biologischen 
Reinigungsverfahren betrieben. 

Durch chemische Fällung bei den Kläranlagen Bre- 
men-Seehausen, Farge und Bremerhaven werden ab 
1990 über 90% der Phosphorfracht des Abwassers im 
Land Bremen zurückgehalten. 

Für diese Kläranlagen sind aufgrund von Gutachten 
Ausbauvorschläge zur Stickstoffe limination, zur Um- 
stellung von chemischer auf biologische Phosphateli- 
mination und zur Schweb st off entnähme erarbeitet 
worden, die in zwei Stufen bis 1995 realisiert werden 
sollen. 

Parallel zum Ausbau der Kläranlagen wird durch zu- 
sätzliche Maßnahmen bei den Indirekteinleitem aus 
Industrie und Gewerbe eine weitere Verminderung 
der Restschmutzfracht erwartet. 


2. Gefährliche Stoffe 

Allgemein wird davon ausgegangen, daß die gefähr- 
lichen Stoffe insbesondere aus industriellen und ge- 
werblichen Anlagen stammen. 
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Im Zuge der weiteren intensiven Bemühungen der 
Stadtentwässerung bei der Umsetzung der Ortsent- 
wässerungsgesetze richten sich jetzt auch die An- 
strengungen auf eine Vermeidung des Eintrags von 
organischen Schadstoffen und auf die Einführung der 
Anforderungen nach dem Stand der Technik bei Her- 
kunftsbereichen mit Abwässern gemäß § 7 a WHG. Im 
Land Bremen müssen nach Einführung der Anforde- 
rungen „Stand der Technik " etwa 1 300 Einleiter eine 
Einleitungserlaubnis erhalten und regelmäßig über- 
wacht werden. Z. Z. sind etwa 620 Einleiter bereits 
beschieden. Weitere 680 Einleiter müssen noch eine 
Erlaubnis erhalten. 


3. Eintrag aus der Landwirtschaft 

Die Einträge von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 
sollen generell und drastisch reduziert werden. Dar- 
über hinaus ist gefordert, den Einsatz von Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteln auf Uferstreifen ganz einzu- 
stellen. Durch die Ausweisung von bisher etwa 
1 000 ha Naturschutzgebiet sowie mit der Auswei- 
sung von drei Wasserschutzgebieten sind grundle- 
gende Voraussetzungen getroffen worden. Als wei- 
tere Maßnahme ist die Ausweisung eines Wasserein- 
zugsgebietes geplant. 

Die Investitionen des Nordseeschutzprogramms zur 
Nährstoffreduzierung stellen sich im einzelnen wie 
folgt dar: 


Maßnahme 

Investition 
in Mio. DM 

Zeitraum 

Weitergehender Ausbau 
der Kläranlagen 

— Seehausen 

— Farge 

>220 

1990 
bis 1994 

— Mischwasser 90/11 . . . 

144 

1987 bis 1993 

— Weitergehender 
Ausbau ZKA 
Bremerhaven 

32 

1990 bis 1992 

— 3 Regenrückhalte- 
becken 

in Bremerhaven .... 

21 

1989 bis 1997 

— Abwasserkanalisation 
Überseehafen- 
Bremerhaven 

35 

1987 bis 1994 


Das bedeutet eine Gesamtinvestition in dem Zeitraum 
bis 1994 von grob geschätzten 450 Mio. DM. 

Durch folgende Maßnahmen soll im Land Bremen er- 
reicht werden, daß der Eintrag aus der Landwirtschaft 
weiter reduziert wird: 

— Schaffung einer gesetzlichen Grundlage mit der 
Novellierung des Bremischen Wassergesetzes, um 
Uferrandstreifen vorrangig aus Düngung und 
Pflanzenbehandlung herauszunehmen, 

— Novellierung der bestehenden Wasserschutzge- 
bietsverordnungen, um insbesondere den Einsatz 
von Pflanzenschutzmitteln zu verbieten, 


— Vereinbarungen mit Landwirten und den Nutzem 
fiskalischer Flächen, um den Einsatz von Düngung 
und Pflanzenbehandlung in Uferrandstreifen ein- 
zuschränken, 

— Vollzug der seit dem 1. Mai 1989 für das Land Bre- 
men gültigen Gülleverordnung. 


4. Schiffsentsorgung in den Häfen des Landes 
Bremen 

Durch das im Bericht der Bundesregierung unter 
C VI 4. beschriebene Demonstrationsprojekt erfolgt 
die Entsorgung der Stoffe gemäß MARPOL- Anlagen I 
und II. 

Bereits im Vorgriff auf die sich aus dem Inkrafttreten 
der Anlage V zum MARPOL- Übereinkommen erge- 
bende Verpflichtung für die Häfen, Auffanganlagen 
für Schiffsmüll zu schaffen, hat Bremen zum 1. Sep- 
tember 1987 in seinen Häfen eine Regelung einge- 
führt, bei der die Anlandabgabe von Abfall und Müll 
der Seeschiffe zwingend vorgeschrieben ist. Jedes 
Schiff hat dafür im Rahmen der Hafengebühren ein 
Entsorgungsentgelt zu entrichten, unabhängig davon, 
ob das Schiff Müll abgibt oder nicht. Auf diese Weise 
wird den Schiffen der Anreiz genommen, sich der 
Abfälle zur Kostenersparnis auf See zu entledigen. 

Schiffsmüllentsorgung in den Häfen des Landes Bre- 
men in der Zeit vom 1. September 1987 bis 31. August 
1988 wurden in 

Bremen 5 794 Seeschiffe 
Bremerhaven 3 898 Seeschiffe mit insgesamt 

4 389 m 3 = 399 t entsorgt. 

Nach Ablauf des 1. Entsorgungsjahres wurden die Ta- 
rife und, Gebühren geändert und entsprechend den 
gewonnenen Erkenntnissen ab 1. Januar 1989 den 
praktischen Erfordernissen angepaßt. Das Gebühren- 
einkommen bewegt sich in dem vorgegebenen Fi- 
nanzrahmen. 

In der Zeit vom 1. September 1988 bis 31. August 1989 
wurden in 

Bremen 5 485 Seeschiffe 
Bremerhaven 5 153 Seeschiffe mit insgesamt 

5 675 m 3 = 473 t entsorgt. 


V. Maßnahmen in der Freien und Hansestadt 
Hamburg 

(rd. 1,5 Mio. Einwohner/755 km 2 ) 

Von den etwa 400 Mio. m 3 Flußwasser, die täglich in 
die Nordsee fließen, stammen etwa 60 Mio. m 3 aus der 
Elbe (ca. 15%). Die Elbe ist als ein hochgradig bela- 
stetes Gewässer einzustufen, wobei insbesondere den 
Schwermetallen und den halogenierten Kohlenwas- 
serstoffen eine herausragende Bedeutung zukommt. 
Das untenstehende Schaubild enthält die über die 
Elbe in die Nordsee in Jahren mit durchschnittlichen 
Niederschlägen (mittlere Abfluß Verhältnisse) einge- 
leiteten Schadstofffrachten. 
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Schadstoffbelastung 
der in die Nordsee 
fließenden Unterelbe 



Schadstoff-Direkteinleitungen 
In Hamburg (t/a)(1987) 

Stickstoff ol 6.400 t/a 
Phosphor ca. 1000 t/a 
Kupfer ca. 20,4 t/a 
Chrom ca. 4,8 t/a 
Biel ca. 2,7 t/a 

«*•1 I Nickel ca. 2,9 t/a 

| Cadmium ca. 0,2 t/a 

TtTtttI Quacks II bar ca.< 0,06 t/a 


Schadstoffbelastung 
der zufließenden Elbe 



ELBE 


Entnahme 
in Hamburg 
durch Aus- 
baggerung (t/a) 


Kupfer ca. 100 t/a 
Chrom ca. 60 t/a 
Blei ca. 50 Va 

Nickel ca. 25 t/a 
I Quecksilber ca. 5 t/a 

i 

Cadmium ca. 2,5 t/a 



TYTTi 


a 

Loa 


UMWELTBtHÖROE | 

Ami für Urmmftactiuti I 

Owfiwr und Bod«n*of>utl j 


Obgleich Hamburg — aufgrund zahlreicher Sanie- 
rungsprojekte — nur noch einen geringen Einfluß auf 
die Gesamtbelastung von Elbe und Nordsee hat, 
wurde 1989 eine Langzeitstrategie zur weiteren Ver- 
minderung der Einträge Hamburgs in Elbe und Nord- 
see vorgelegt. In diesem Handlungskonzept, das in- 
nerhalb der nächsten zehn Jahre verwirklicht werden 
soll, werden eine Reihe von weiteren Maßnahmen in 
Höhe von über 500 Mio. DM vorgesehen: 

— Verstärkter Rückhalt von Phosphor und Stickstoff 
durch weitergehende Reinigungsmaßnahmen bei 
den kommunalen Klärwerken. 

— Der Ausbau der Sielanlagen zur verstärkten Spei- 
cherung, Ableitung und Behandlung von Misch- 
wasser. 

— Die Umstellung der Einleitungsbedingungen und 
der wasserrechtlichen Erlaubnisse entsprechend 
den gesetzlichen Anforderungen, insbesondere im 
Hinblick auf einen optimalen Rückhalt von gef ähr- 
lichen Stoffen. Die relevanten Direkteinleitungen 
sollen bis Beginn 1990 umgestellt sein. 


Eine Prüfung der Produktionsverfahren der Was- 
ser- und Abwasserflußwege des Stoffanfalls und 
der Reinigungsverfahren. 

Eine verstärkte Überwachung. 

Eine Verbesserung der Sicherheit bei Anlagen 
zum Lagern, Abfüllen, Umschlagen, Herstellen, 
Behandeln und Verwenden wassergefährdender 
Stoffe. 

Die Kreislaufführung und Reinigung von Spülfeld- 
ablaufwasser. 

Die vollständige Entsorgung des Schiffsbetriebes 
von Öl, Chemikalien, Schiffsabwässern/-müll für 
See-, Binnen-, Hafenschiffe und Sportboote durch 
schiffs- und landgestützte Entsorgungseinrichtun- 
gen. 


— Reduzierung des Eintrags von Nährstoffen und 
Pflanzenschutzmitteln durch Gewässerrandstrei- 
fenprogramme und extensive Landwirtschaft. 
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1. Gewässerschutz 

a) Kommunale Klärwerke 

Hamburg verfügt derzeit über zwei Großklärwerke 
und drei kleinere Kläranlagen. Im Klärwerkverbund 
Köhlbrandhöft/Dradenau werden ca. 87% (1987: 
155 Mio. m 3 ) und im Klärwerk Stellinger Moor ca. 9 % 
(1987: 17 Mio. m 3 ) der den Klärwerken zugeleiteten 
Abwassermengen gereinigt; rd. 4 % der Hamburger 
Abwässer werden im Klärwerk Hetlingen/Kreis Pin- 
neberg behandelt. 

Im Klärwerksverbund Köhlbrandhöft/Dradenau wird 
der größte Teil des hamburgischen Abwassers wei- 
testgehend von sauerstoffzehrenden Substanzen be- 


freit. Dies bedeutet sowohl für den BSB 5 (biologischer 
Sauerstoffbedarf) als auch für den Ammoniumabbau 
eine mittlere Reinigungsleistung von 97 % und mehr. 
Die Nährstoffe Phosphor (P) und Stickstoff (N) werden 
zu 75% bzw. über 60% ehminiert. Bei den Schwer- 
metallen und AOX (organische Halogenverbin- 
dungen als absorbierbare organisch gebundene Ha- 
logene) hegen sämtliche Werte z. T. deutlich un- 
ter den Schwellenwerten des Abwasserabgabenge- 
setzes. 

Diese Abwasserbehandlung hat vornehmlich das Ziel, 
den Sauerstoffhaushalt der Elbe zu entlasten. Wie 
weit dies gelungen ist, zeigt folgender Vergleich der 
Jahresschmutzfrachten: 



Klärwerkszufluß 
Mittelwerte aus 

1985 bis 1988 


Gewässerbelastung durch 
Klärwerkseinleitungen 



P nur aus 
1985 

1985 

1986 

1987 

1988*) 

1989**) 

BSB 5 

1 000 t 0 2 /a 

45,7 

9,1 

8,1 

6,6 

2,4 

1,5 

CSB (chem. Sauerstoffbedarf) 

1 000 t 0 2 /a 

122,8 

29,9 

20,9 

20,2 

13,1 

10,0 

Ammonium 

1 000 t NH 4 -N/a 

6,4 

5,7 

5,7 

5,8 

2,0 

0,8 

gesamt-N 

1 000 t/a 

11,0 

7,8 

7,7 

8,0 

4,3 

3,8 

gesamt-P 

1 000 t/a 

1,7 

1,4 

1,1 

1,0 

0,7 

0,5 


*) Klärwerk Dradenau in Betrieb seit Mai 1988 
**) im November 1989 geschätzte Werte 


Seit dem zweiten Quartal 1989 werden auf den Klär- 
werken Köhlbrandhöft-Süd und Stellinger Moor Si- 
multanfällungsanlagen eingesetzt (ein entsprechen- 
der Einsatz auf den Klärwerken Köhlbrandhöft-Nord 
und Dradenau muß noch versuchstechnisch erprobt 
werden). Für das dem Klärwerk Stellinger Moor zu- 
fließende Abwasser müssen die Voraussetzungen für 
eine Nitrifikation und Denitrifikation ggf. einschließ- 
lich weitestgehender Phosphorehmination noch ge- 
schaffen werden. 

Der Überwachungswert der ersten Abwasserverwal- 
tungsvorschrift von 2 mg/P/1, der eine Senkung der 
eingeleiteten P-Fracht auf ca. 300 t P/a erfordert, wird 
bereits eingehalten. Der Beschluß des Hamburger Se- 
nats eine weitestgehende gezielte Reduzierung der 
eingeleiteten N- und P-Frachten vorzusehen, ist bis 
1995 realisierbar. Aufgrund bisheriger Abschätzun- 
gen lassen sich bis dahin insgesamt die jährlichen 
Frachten aus den Hamburger Klärwerken für Stick- 
stoff auf 1 700 t und für Phosphor auf ca. 150 t sen- 
ken. 

Als Folge zahlreicher Sanierungen und insbesondere 
der Inbetriebnahme des Klärwerks Köhlbrandhöft/ 
Dradenau sind heute die Auswirkungen Hamburger 
Einleitungen auf den Sauerstoffhaushalt der Elbe 


— abgesehen vom unmittelbaren Einflußbereich der 
Einleitungsstellen — kaum noch nachweisbar. 


b) Gewerbliche und industrielle Direkteinleitungen 

In Hamburg werden für gewerbliche und industrielle 
Direkteinleitungen, bei denen aufgrund des Produkti- 
onsprozesses anderer betrieblicher Vorgänge oder 
der Herkunft des Abwassers toxische und/oder 
schwer abbaubare Stoffe insbesondere Schwerme- 
talle und/oder halogenierte Kohlenwasserstoffe im 
Abwasser vorhanden bzw. zu erwarten sind, an die 
Maßnahmen zur Abwasservermeidung und Abwas- 
serreinigung schon seit 1982, also lange vor dem In- 
krafttreten des novellierten § 7 a WHG (5. Novelle des 
WHG), Anforderungen nach dem Stand der Technik 
gestellt. Für bestehende wasserrechtliche Erlaubnisse 
werden diese Anforderungen im Umstellungsverfah- 
ren durchgesetzt. 

In Hamburg bestehen für Gewässer I. Ordnung 
(schiffbare Gewässer) 1 200 wasserrechtliche Erlaub- 
nisse für ca. 3 000 Einleitungsstellen (einschl. Nieder- 
schlagswasser). Im Emissionskataster Wasser sind 
derzeit 300 Einleiter mit rd. 950 Einleitungsstellen er- 
faßt. 
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Die Umstellungsverfahren für alle relevanten Direkt- 
einleiter werden bis Ende 1989 durch Umstellungsbe- 
scheide auf der Grundlage der 5. Novelle des WHG 
durchgeführt. Bis Ende 1988 sind 145 Direkteinleiter 
umgestellt worden. 


c) Vorbeugender Gewässerschutz bei Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Mit der am 1. Januar 1988 in Kraft getretenen Verord- 
nung über Anlagen zum Umgang mit wassergefähr- 
denden Stoffen (Anlagenverordnung-VAwS) ist das 
rechtliche Instrumentarium zur Durchsetzung not- 
wendiger Sanierungsmaßnahmen geschaffen wor- 
den. Dadurch werden die rahmenrechtlichen Bestim- 
mungen des WHG und die Bestimmungen des Ham- 
burgischen Wassergesetzes konkretisiert und umge- 
setzt. 

Die Anlagenverordnung regelt praktisch den gesam- 
ten anlagenbezogenen Umgang mit wassergefähr- 
denden Stoffen. Sie gilt für Anlagen zum Lagern, Ab- 
füllen, Umschlagen, Herstellen, Behandeln und Ver- 
wenden solcher Stoffe sowohl im gewerblich-industri- 
ellen als auch im privaten Bereich. Damit hat Ham- 
burg bundesweit gesehen, die fortschrittlichste Anla- 
genverordnung, da auch das Herstellen, Behandeln 
und Verwenden bereits berücksichtigt wurden. Das 
entsprechende Rahmenrecht war erst zum 1. Januar 
1987 mit der 5. Novelle zum WHG in Kraft getreten. 

Die Möglichkeit der Schadensfallvorsorge ist ein be- 
sonderes Anhegen und Kernstück der Verordnung. 
Unter dem Eindruck der Brandkatastrophe bei der 
Firma Sandoz in der Schweiz und weiterer schwerer 
Schadensfälle sind in die Verordnung Vorschriften 
aufgenommen worden, die es ermöglichen, beson- 
dere Maßnahmen zur Verhinderung und Begrenzung 
von Schadensfällen, z. B. Einrichtungen zum Auffan- 
gen kontaminierten Löschwassers, zu fordern. 


2. Schiffsentsorgung im Hamburger Hafen 

Das im Bericht der Bundesregierung unter C VI 4. be- 
schriebene Demonstrationsprojekt zur kostenlosen 
Schiffsentsorgung nach MARPOL- Anlagen I und II, 
das je zur Hälfte vom Bund und von den Küstenlän- 
dern finanziert wird, soll die ordnungsgemäße Entsor- 
gung von öl- und chemikalienhaltigen AbfäUen si- 
cherstellen. 

Im Hamburger Hafen sind derzeit Auffanganlagen 
für 

— ölhaltige Rückstände und Gemische (MARPOL- 
Anlage I), 

— chemikalienhaltige Tankwaschwässer (MARPOL- 
Anlage II), 

— Schiffsabwässer (MARPOL-Anlage IV) und 

— Schiffsmüll (MARPOL-Anlage V) 

vorhanden. Seit Beginn des Demonstrationsprojektes 
hat sich die Anzahl der entsorgenden Schiffe von 100 
auf 150 pro Monat erhöht. Die entsorgten Mengen von 


ölhaltigen Rückständen und Gemischen aus dem Ma- 
schinenbereich haben sich im Zeitraum Juni 1988 bis 
Mai 1989 mit rund 26 000 m 3 gegenüber einer Erhe- 
bung bei Entsorgungsunternehmen im Jahre 1987, die 
im Rahmen eines Gutachtens des Umweltbundesam- 
tes durchgeführt wurde, um mehr als verdoppelt. Ins- 
besondere die Seperatorenschlämme aus der Brenn- 
stoffaufbereitung, die für die Verölung von Seevögeln 
verantwortlich sind, gelangen vermehrt zur Entsor- 
gung. 

Die derzeitige Praxis bei der Schiffsmüllentsorgung, 
das Einsammeln durch private Firmen als beliehene 
Unternehmen im Aufträge der Freien und Hansestadt 
Hamburg durchzuführen, hat sich bewährt und soll 
zunächst beibehalten werden. 


3. Landwirtschaft 

Hamburg hat in der Erkenntnis, daß im Elbeeinzugs- 
gebiet der aus der Landwirtschaft stammende Anteil 
an der Gesamtstickstofffracht mit ca. einem Drittel 
angegeben werden kann, ein Extensivierungspro- 
gramm aufgestellt. 

Zur Verringerung der Nährstof feinträge in die Elbe 
und Nordsee aus dem Bereich der Landwirtschaft 
sowie aus Gründen des Arten- und Biotopschutzes 
standen 1989 1,2 Mio. DM für das Extensivierungs- 
programm zur Verfügung. Damit konnten ca. 
1 600 ha (11% der landwirtschaftlich genutzten Rä- 
che Hamburgs) extensiviert werden. Für 1990 ist eine 
Aufstockung auf 1,57 Mio. DM vorgesehen. 

Darüber hinaus wird punktuell die Ausweisung von 
Gewässerrandstreifen vorgenommen. Für den Einsatz 
von Düngemitteln an Oberflächen- und Küstenge- 
wässern, soll eine ökologisch vertretbare Regelung 
durchgesetzt werden. 

Langfristig soll die Verminderung der Belastung der 
Gewässer durch Dünge- und Pflanzenschutzmittel 
durch eine umweltschonende Landwirtschaft ange- 
strebt und insbesondere durch die Förderung des öko- 
logischen Landbaues erreicht werden. 


VI. Maßnahmen im Lande Hessen 

(rd. 5,5 Mio. Einwohner/21 114 km 2 ) 

1. Reduzierung des Nährstoffeintrages 

Das „Hessische Nährstoffprogramm zur Abwasserrei- 
nigung" zielt darauf ab, alle kommunalen Kläranla- 
gen 

> 20 000 EW kurzfristig mit einer Simultanfällung 
zur Phosphatelimination auszurüsten, 

> 5 000 EW mittelfristig für die Nitrifikation und 
Denitrifikation zweckentsprechend auszubauen 
oder umzurüsten. 

Um die für die Phosphatelimination erforderliche Si- 
multanfällung möglichst kurzfristig zu verwirklichen, 
wurden die Betreiber der Kläranlagen > 20 000 EW 
unmittelbar angeschrieben und gebeten, die erforder- 
lichen Einrichtungen freiwillig, mit finanzieller Unter- 
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Stützung des Landes zu installieren. Mehr als 90 % der 
etwa 120 Adressaten haben hierauf positiv reagiert 
und um Aufnahme in das Sofortprogramm gebeten. 
Die restlichen Betreiber werden die Phosphatelimina- 
tion im Rahmen des ohnehin anstehenden KLäranla- 
genausbaus errichten. Darüber hinaus sind für 50 An- 
lagen (< 20 000 EW) ebenfalls Finanzierungsanträge 
gestellt worden. 

Im Jahre 1989 wurden etwa 40 Anlagen zur Simultan- 
fällung mit einem Investitionsvolumen von 11 Mio. 
DM durch das Land bezuschußt. Weitere 72 größere 
Anlagen sollen im Jahre 1990 ausgerüstet werden, so 
daß nach dem gegenwärtigen Planungsstand alle 
Kläranlagen >20 000 EW zum 1. Januar 1991 in der 
Lage sind, die im Anhang 1 der Rahmenverwaltungs- 
vorschrift für Phosphor festgelegten Überwachungs- 
werte einzuhalten. 

Um die angestrebte Stickstoffelimination mittelfristig 
zu realisieren, wurden im Jahre 1989 die kommunalen 
Kläranlagen > 5 000 EW mit dem Ziel überprüft, den 
tatsächlichen Ausbaubedarf bzw. Möglichkeiten ei- 
ner zweckentsprechenden Umrüstung festzulegen. 
Diese Überprüfung hat ergeben, daß von den betrof- 
fenen 258 Kläranlagen 

60 Anlagen für die gezielte Nitrifikation und Deni- 
trifikation auszubauen sind, 

45 Anlagen für die gezielte Denitrifikation zu erwei- 
tern sind, 

30 Anlagen für die gezielte Denitrifikation umzurü- 
sten sind. 

Dies bedeutet, daß zukünftig noch bei etwa 135 hes- 
sischen Kläranlagen Maßnahmen zur Stickstoffelimi- 
nation erforderlich sind. Die übrigen Anlagen ent- 
sprechen schon derzeit den künftigen Mindestanfor- 
derungen bzw. werden hierfür gegenwärtig ausge- 
baut. 

Im Rahmen des wasserrechtlichen Vollzugs sollen, so- 
weit noch nicht geschehen, im Jahre 1990 Sanierungs- 
bescheide erlassen werden, auf deren Grundlage bis 
1995 die notwendigen Ausbau- und Umrüstungsmaß- 
nahmen durchzuführen sind. 

Die Gesamtkosten für die genannten Maßnahmen 
werden auf etwa 1,5 Mrd. DM geschätzt. 


2. Reduzierung des Eintrags gefährlicher Stoffe 

Bei Direkteinleitem sind bereits umfangreiche Maß- 
nahmen zur Verringerung gefährlicher Stoffe im Ab- 
wasser durchgeführt worden. Beispielhaft wird auf die 
Einleitungen am Untermain hingewiesen. 

Bei Direkteinleitem werden die den Stand der Tech- 
nik beschreibenden Abwasserverwaltungsvorschrif- 
ten umgesetzt, wobei für bestehende Einleitungen 
Übergangsfristen festgelegt werden. 

Das neue Hessische Wassergesetz beschränkt die Er- 
laubnispflicht für indirekte Einleitungen gefährlicher 
Stoffe in öffentliche Abwasseranlagen auf Herkunfts- 
bereiche, für die Verwaltungs Vorschriften nach § 7a 
des Wasserhaushaltsgesetzes mit Anforderungen 


nach dem Stand der Technik erlassen worden sind 
und auf das Einleiten oder Einbringen von Grundwas- 
ser mit in diesen Verwaltungsvorschriften genannten 
gefährlichen Stoffen in öffentliche Abwasseranlagen. 
Die Möglichkeiten, Einleitungen von der Erlaubnis- 
pflicht zu befreien, werden im Hinblick auf baurecht- 
liche Prüfzeichen und Bauartzulassungen erweitert. 


VII. Maßnahmen im Lande Niedersachsen 

(rd. 7,2 Mio. Einwohner/47 439 km 2 ) , 

1. Einleitung 

In Niedersachsen wird ein Investitionsvolumen von 
ca. 4 Mrd. DM freigesetzt, um die Gewässergüte wei- 
ter entscheidend zu verbessern und damit einen tat- 
sächlichen Beitrag zum Schutz der Nordsee zu leisten. 
Es wurden „Ziel Vorstellungen für einen verbesserten 
Schutz der Oberflächengewässer in Niedersachsen " 
entwickelt, die einen Planungs- und Realisierungs- 
zeitraum von zehn bis zwölf Jahren umfassen. Dabei 
stehen folgende abwassertechnische Maßnahmen im 
Vordergrund: 

1. Weiterer Ausbau der zentralen Kanalisation und 
der mechanisch-biologischen Gmndreinigung 
(92 % der Bevölkemng und Gewerbebetriebe sol- 
len angeschlossen werden, bislang 86%). 

2. Weitergehende Abwasserreinigung zur Reduzie- 
rung der Nährstoffe und der gefährlichen Stoffe 
unter Zuhilfenahme biologischer und chemisch- 
physikalischer Verfahren. 

3. Sanierung der Mischwasserkanalisationsnetze. 


2. Reduzierung des Nährstoffeintrages 

Im Jahr 1988 wurde das „Niedersächsische Sofortpro- 
gramm zur Phosphor- und Stickstoffentlastung der 
Oberflächengewässer durch abwassertechnische 
Maßnahmen" auf gestellt und dessen Umsetzung in 
Angriff genommen. 

Dieses Programm ist Bestandteil der „Zielvorstellun- 
gen für einen verbesserten Schutz der Oberflächenge- 
wässer in Niedersachsen" und trägt der Verpflichtung 
der 2. INK vom November 1987 Rechnung, nämlich: 
die Nährstof feinträge in die Nordsee bis 1995 um 50 % 
zu reduzieren. 

Nach dem Sofortprogramm werden in einer ersten 
Priorität bis 1991 die Kläranlagen über 20 000 Ein- 
wohnergleichwerte (EW) Einrichtungen zum geziel- 
ten Phosphorabbau durch die Simultanfällung erhal- 
ten. Damit werden die Phosphor einträge aus dem Ab- 
wasser kommunaler Kläranlagen um 60 bis 70 % redu- 
ziert. 

Zweite Priorität hat die Stickstoffreduzierung durch 
Nitrifikation und Denitrifikation bei Kläranlagen über 
1 000 EW. Diese Maßnahmen sollen in großen Teilen 
bis 1993, letztlich aber bis 1995 verwirklicht werden 
und die Stickstoffeinträge aus kommunalen Abwäs- 
sern um rd. 2 /3 verringern. 
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Die Gesamtkosten für das Sofortprogramm werden 
auf 750 Mio. DM geschätzt. An Landesmitteln sollen 
dafür 270 Mio. DM aufgebracht werden. Bereits 1989 
wurden Maßnahmen mit Gesamtkosten in Höhe von 
175 Mio. DM durchgeführt. 


3. Sonderprogramm Küste 

Durch Salmonellenbelastung kam es im Sommer 1988 
zu Badeverboten an der ostfriesischen Küste. Auf- 
grund dieser aktuellen Situation hat das Niedersäch- 
sische Landesministerium aus Vorsorgegründen das 
„Sonderprogramm Küste" verabschiedet. 

Die tatsächlichen Ursachen der Salmonellenbela- 
stung sind bis heute nicht bekannt. Abschließende 
Ergebnisse eines breit angelegten, wissenschaftlichen 
Untersuchungsprogramms werden erst in etwa zwei 
Jahren vorliegen. Das Untersuchungsprogramm wird 
mit jährlichen Aufwendungen in Höhe von 0,5 Mio. 
DM durchgeführt. 

Nach Auffassung der Fachleute war die Salmonellen- 
belastung insbesondere auf folgende Ursachen zu- 
rückzuführen: 

— Einleitungen aus Örtlichen Kläranlagen in die Kü- 
stengewässer, 

— Einleitungen ungeklärter Abwässer von Schiffen, 
insbesondere von Fahrgastschiffen. 

Darüber hinaus kommen auch Einträge aus Flußläu- 
fen mit Keimbelastungen durch die Landwirtschaft 
bzw. landwirtschaftliche Industrien in Betracht. 

Das „Sonderprogramm Küste" umfaßt folgende Sa- 
nierungsschwerpunkte : 

— Ausrüstung von insgesamt 29 Kläranlagen (7 In- 
selkläranlagen und weitere 22 Kläranlagen im kü- 
stennahen Bereich) mit Anlagen zur Keim- und 
Phosphorelimination. An den Gesamtkosten von 
ca. 4,0 Mio. DM hat sich das Land mit ca. 50% 
beteiligt. Die Maßnahmen sind abgeschlossen. 

— Bau von zwei Pilotanlagen zur Hygienisierung ge- 
reinigter Abwässer (UV-Bestrahlung nach Filtra- 
tion) auf den Kläranlagen Cuxhaven und Norden. 
In Cuxhaven ist die Anlage bei Investitionskosten 
in Höhe von 930 000 DM (Landeszuwendungen 
630 000 DM) im Juni 1989 in Betrieb genommen 
worden. In Norden ist die Planung abgeschlossen. 
Mit dem Baubeginn ist hier für 1990 zu rechnen. 

— Bau von Annahme Stationen für Schiffsabwässer in 
allen 23 niedersächsischen Fährhäfen. Diese Maß- 
nahmen mit Investitionen von rd. 10 Mio. DM sind 
abgeschlossen. Das Land hat die Kosten zu 100% 
getragen. 

Die Fährreedereien haben ihrerseits auf freiwilli- 
ger Basis die Fähren und Fahrgastschiffe — rund 
50 in Niedersachsen — mit Abwassersammeltanks 
ausgerüstet und Investitionen in Höhe von rd. 
8 Mio. DM getragen. 


Durch die vorgenannten Maßnahmen wird der 
überwiegende Teil des anfallenden Schiffsabwas- 
sers aus dem Bereich der Küstenfahrgastschiffahrt 
ordnungsgemäß entsorgt (an Spitzentagen von rd. 
100 000 Fahrgästen). 

— Zur Sanierung von Mischwasserkanalisationsnet- 
zen (gemeinsame Ableitung von Abwasser mit Re- 
genwasser) wurden auf den Inseln Norderney und 
Wangerooge sowie in den Städten Varel und Nor- 
denham Maßnahmen mit Investitionen von rd. 
2,4 Mio. DM durchgeführt. An diesen Maßnahmen 
hat sich das Land mit einem Zuschuß von 1,1 Mio. 
DM beteiligt. 


4. Schiffsentsorgung 

— MARPOL-Anlage IV (Schiffsabwasser) — 

Hierzu siehe „Sonderprogramm Küste", vorletzter 
Anstrich. 


— MARPOL-Anlage I (Öl) und -Anlage II 
(Chemikalien) 

Von den Küstenländern wird seit dem 1. Juni 1988 in 
allen Seehäfen eine kostenlose Schiffsentsorgung an- 
geboten, die bei einer 50%igen Beteiligung des Bun- 
des als Demonstrationsvorhaben für drei Jahre durch- 
geführt wird (siehe auch unter CVJ4.). Insgesamt 
wurden seit Beginn des Vorhabens rd. 6 300 Tonnen 
Ölgemische und Ölrückstände von den Schiffen ent- 
sorgt. Daneben gibt es in Niedersachsen eine kosten- 
lose Entsorgung von ölhaltigen Rückständen sowie 
anderen ölhaltigen Abfallstoffen (Putzwolle, Filter) für 
die Sport- und Kleinschiffahrt. Die im Rahmen dieser 
Entsorgung anfallenden Kosten werden ausschließ- 
lich vom Land getragen. Das Land fördert zur Zeit die 
Errichtung von Zwischenlagern zur Sammlung von 
Öl-Wasser-Gemischen (Leer, Wilhelmshaven, Cuxha- 
ven) sowie eine Aufbereitungsanlage in Nordenham- 
Blexen. 


- MARPOL-Anlage V (Schiffsmüll) - 

Laut der zum Jahresbeginn in Kraft getretenen MAR- 
POL-Anlage V dürfen keine Kunststoffgegenstände 
mehr über Bord gegeben werden. Nach Erklärung der 
Nordsee zum Sondergebiet (ab 18. Februar 1991) darf 
auch kein sonstiger Schiffsmüll — mit Ausnahme von 
Lebensmittelresten — in die See eingebracht werden. 
In allen niedersächsischen Häfen wurde deshalb das 
bereits bestehende Entsorgungsangebot für Hausmüll 
und hausmüllähnliche Abfälle von Schiffen erweitert 
und ausreichende Entsorgungsmöglichkeiten (Con- 
tainer, Müllsäcke) zur Verfügung gestellt. Die Abfall- 
entsorgung ist in den Landeshäfen für das Jahr 1989 
befristet kostenlos; dabei wurde von der Einführung 
einer besonderen Entsorgungsgebühr zunächst abge- 
sehen. In den kommunalen und privaten Häfen wird 
z. Z. die Müllentsorgung zum größten Teil ebenfalls 
kostenlos durchgeführt oder aber auf die Hafenge- 
bühr umgelegt. 
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5. Gewässerrandstreifen 

Die Herausnahme von Gewässerrandstreifen aus der 
Bewirtschaftung bzw. deren naturnahe Bewirtschaf- 
tung bewirken neben einer in der Hauptsache biotop- 
verbessernden Funktion auch eine Reduzierung der 
Boden-, Dünger- und Pestizidabschwemmung und 
leisten damit auch einen Beitrag zur Verringerung der 
Schadstoffbelastung der Meere. Die Ausweisung und 
Einrichtung der Gewässerrandstreifen wird in Nieder- 
sachsen mit umweltpolitischen und finanziellen Maß- 
nahmen vorangetrieben. So werden 

— im Rahmen der Flächenstillegung staatliche Zu- 
wendungen bei der Schaffung von Gewässerrand- 
streifen gewährt, 

— bei Maßnahmen der naturnahen Gewässergestal- 
tung, Haushaltsmittel für Ankauf und Gestaltung 
von Gewässerrandstreifen zur Verfügung ge- 
stellt, 

— entsprechend einer Anweisung an die grundbe- 
sitzverwaltenden Landesdienststellen bei land- 
wirtschaftlich genutzten Flächen Uferrandstreifen 
hergestellt und sichergestellt, daß uferbegleiten- 
des Ackerland in Grünland umgewandelt bzw. be- 
pflanzt wird, 

— Anleitungen zur Gestaltung einer naturnäheren 
Gewässerlandschaft unter besonderem Hinweis 
auf Gewässerrandstreifen veröffentlicht. 


6. Gülleverwertung 

Zur Verbesserung der Situation in der Gülleverwer- 
tung wurden von den Landwirtschaftskammern 

— breit angelegte Beratungskampagnen zur ord- 
nungsgemäßen Gülledüngung durchgeführt und 

— verbilligte Gülleuntersuchungen auf die wesentli- 
chen Inhaltsstoffe angeboten. 

Seitens des Landes wurden 

— ein mit insgesamt 50 Mio. DM dotiertes Gülle-Ge- 
meinschaftslagerprogramm für die Jahre 1990 bis 
1992 aufgelegt und 

— Pilotprojekte für eine zentrale Gülle aufb er eitung 
initiiert. 

Darüber hinaus ist der in Niedersachsen geltende 
Gülleerlaß Anfang 1990 durch eine Gülleverordnung 
ersetzt worden. Die Gülleverordnung regelt jahres- 
zeitlich, mengenmäßig und nach Bewirtschaftungsart 
begrenzt, die Ausbringung von Gülle. 

Die Verordnung gilt für Gülle und Geflügelkot, nicht 
aber für Jauche und Stallmist. 

Die landbauliche Verwertung von Klärschlamm er- 
folgt bereits jetzt in Niedersachsen in enger Abstim- 
mung zwischen Anlagenbetreibern, Landwirten und 
Fachberatern. Gezielte Beratungsempfehlungen wur- 
den in Abstimmung mit den Landwirtschaftskammern 
und der Landesregierung erarbeitet. 


Die Landesregierung hat bereits vor einiger Zeit die 
Förderung von drei Vorhaben zur technischen Gülle- 
verwertung beschlossen. Bei zwei niedersächsischen 
Vorhaben geht es um eine sogenannte Totalreinigung 
der Gülle bei unterschiedlichem technischem Ansatz 
(physikalisch/chemische Verfahren; Verdampfung). 
Die Anlagen sind für den Forschungs- und Entwick- 
lungszeitraum mit einer Verarbeitungskapazität von 
10 000 m 3 Gülle jährlich so ausgelegt, daß während 
des Versuchsbetriebes, für den zwei bis drei Jahre 
eingeplant sind, Veränderungen und Verbesserun- 
gen möglich wären. In einem dritten Vorhaben wird 
die Kompostierung der Gülle nach vorausgegangener 
Dispersion untersucht. 

Ob und in welchem Umfang die Markteinführung von 
anwendungsreifen Verfahren gefördert wird, kann 
erst zu einem späteren Zeitpunkt entschieden wer- 
den, wenn Erfahrungen mit den Forschungs- und Ent- 
wicklungsanlagen vorliegen. 


7. Abfallbeseitigung auf See 


— Dünnsäureverklappung 

Die Dünnsäureverklappung aus der Bundesrepublik 
Deutschland ist zum Jahresende 1989 eingestellt wor- 
den. Dazu gehört auch die Dünnsäure aus der Titan- 
Dioxid-Produktion im niedersächsischen Werk Nor- 
denham. Im Jahr 1989 wurde dort der Dünnsäurean- 
fall gegenüber dem Jahr 1988 um 230 000 t oder 50 % 
reduziert. Die Entsorgung erfolgt über eine Recycling- 
Anlage der Firma Sachtleben in Duisburg, die am 
9. November 1 989 ihren Betrieb aufgenommen hat. 


— Hohe-See-Verbrennung 

Basierend auf dem Beschluß der 2. INK, die Abfallver- 
brennung auf See spätestens zum 31. Dezember 1994 
zu beenden, haben Bund und Küstenländer bekundet, 
die Hohe-See-Verbrennung bereits Ende 1991 einzu- 
stellen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, hat das Niedersächsische 
Umweltministerium im Oktober 1989 die zuständigen 
Behörden der Abfallwirtschaft und der Gewerbeauf- 
sicht angewiesen, Betriebe, in denen halogenkohlen- 
wasserstoffhaltige Abfälle anfallen, verstärkt zu über- 
wachen sowie Vermeidungs- und Verwertung smög- 
lichkeiten zu überprüfen und ggf. nach Maßgabe der 
gesetzlichen Vorschriften (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG) 
anzuordnen. 

Darüber hinaus ist die Zentrale Stelle für Sonderab- 
fälle (NGS) aufgefordert worden, Abfälle zum Tankla- 
ger Mannheim nur noch dann zuzuweisen, wenn 
Nachweise darüber vorgelegt wurden, daß eine Ge- 
trennthaltung und Aufbereitung beim Abfallerzeuger 
nicht möglich war. 
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VIII. Maßnahmen im Lande 
Nordrhein-Westfalen 

(rd. 16,7 Mio. Einwohner/340 676,6 km 2 ) 

1. Kommunale Abwasserreinrichtungen 

Unter Berücksichtigung der Beschlüsse der 2. INK hat 
das Land Nordrhein-Westfalen unter dem Eindruck 
der Ereignisse in der Nord- und Ostsee im Jahre 1988 
ein eigenes Gewässerschutzprogramm zur Sanierung, 
Umrüstung und zum Neubau von Kläranlagen und 
Kanalisationen mit Investitionen in einem Gesamtum- 
fang von rd. 29 Mrd. DM auf Maßnahmen zur Redu- 
zierung des Nährstof fein trag es (Nitrifizierung, Deni- 
trifizierung und Entphosphatierung) , die Erstellung 
neuer Kläranlagen, die Verbesserung bestehender 
Kläranlagen und den Bau neuer Kanalisationen. Rd. 
11 Mrd. DM sind für die Sanierung bestehender Ka- 
nalisationen vorgesehen. Das Programm soll bis Ende 
1999 abgeschlossen sein. 

Zur Durchführung dieses gewaltigen ökologischen In- 
vestitionsprogramms hat die Landesregierung im 
Rahmen des NRW-Gewässerschutzprogramms die 
Änderung des bisherigen Förderprogramms zur Ab- 
wasserbeseitigung sowie zwei neue spezielle' Förder- 
programme zur Phosphat- und Stickstoffbeseitigung 
sowie zur Kanalisierung aufgelegt. 

Wenn die gestiegenen Anforderungen an den Gewäs- 
serschutz zeitgerecht umgesetzt werden sollen, muß 
die Zahl der Maßnahmen erhöht und gleichzeitig die 
vorhandene Bereitschaft des Bürgers zu höheren Lei- 
stungen für den Umweltschutz in ein optimales För- 
derkonzept eingebunden werden. Neben einer 
Grundförderung können die Gemeinden Förder- 
zuschläge erhalten, wenn sie finanzschwach sind 
bzw. eine bestimmte Lastzahl überschreiten. 

Zur Mitfinanzierung dieser kommunalen Umwelt- 
schutzinvestition stellt das Land Nordrhein-Westfalen 
in 10 Jahren von 1989 bis 1999 rd. 4,3 Mrd. DM zur 
Verfügung. 

Die Kosten für die Kanalsanierung werden in diesem 
Zeitraum mit Strukturhilfemitteln des Bundes in Höhe 
von 3,6 Mrd. DM gefördert. 

Neben den im Rahmen des NRW-Gewässerschutz- 
programms beschlossenen Maßnahmen erwartet die 
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen außerdem 
wesentliche Verbesserungen des Gewässerschutzes 
von der Verabschiedung ergänzender Vorschriften, 
die im folgenden einzeln aufgeführt und erläutert 
sind. Es handelt sich um 

a) die Verordnung über Art und Häufigkeit der 
Selbstüberwachung von Abwasseranlagen und 
Abwassereinleitungen vom 18. August 1988 
— Selbstüberwachungsverordnung — SüwV (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt für das Land Nord- 
rhein-Westfalen vom 19. Oktober 1989, 43. Jahr- 
gang, Nr. 44, S. 494 ff.), mit der die Verpflichtung 
der Betreiber von Abwasserbehandlungsanlagen 
und Abwassereinleitungen zur Eigenüberwa- 
chung verschärft wird. Sie soll mögliche Störungen 
bereits im Vorfeld erkennbar und damit vermeid- 
bar machen, 


b) die Novelle der ordnungsbehördlichen Verord- 
nung über die Genehmigungspflicht für die Einlei- 
tung von Abwasser mit gefährlichen Stoffen in öf- 
fentliche Abwasseranlagen (VGS) vom 25. Sep- 
tember 1989, welche die indirekte Einleitung von 
gefährlichen Stoffen in öffentliche Abwasseranla- 
gen neu regelt und an die Erfordernisse des § 7 a 
WHG und der dazu erlassenen Verwaltungsvor- 
schriften anpaßt, 

c) Anforderungen zur Schadstoffrückhaltung in Form 
von allgemein anerkannten Regeln der Technik 
nach § 57 Abs. 1 Landeswassergesetz NW, von de- 
nen 

— die Anforderungen an die öffentliche Nieder- 
schlagsentwässerung im Trennverfahren be- 
reits veröffentlicht sind (MB1. NW Nr. 11 vom 
22. Februar 1988 - S. 164) und 

— die Anforderungen an die öffentliche Nieder- 
schlagsentwässerung im Mischverfahren z. Z. 
vorbereitet werden. 


2. Abwasserbeseitigung der Industrie 

Zu den Maßnahmen auf kommunaler Ebene treten die 
in der Industrie erforderlichen Reduzierungen von 
Nähr- und Schadstoffen. Die dazu erforderlichen In- 
vestitionen der Industrie in Nordrhein-Westfalen wer- 
den bis 1999 auf 15 bis 20 Mrd. DM geschätzt. 


3. Sanierungsziele und Umsetzung der 
Verwaltungsvorschriften nach § 7a WHG 

Die bisherigen Verhandlungen über Sanierungsfri- 
sten mit Vertretern der Kommunen und der Industrie 
haben gezeigt, daß die Festlegung genereller Sanie- 
rungsfristen für ganze Branchen nicht sinnvoll ist, weil 
sich diese nach den jeweils schwierigsten Fällen rich- 
ten müssen, wodurch eine raschere Erledigung von 
leichten Fällen behindert und der wasserwirtschaft- 
liche Erfolg in Frage gestellt werden könnte. Die für 
die notwendigen Sanierungsmaßnahmen festzuset- 
zenden Fristen werden in Nordrhein-Westfalen im 
Einzelfall festgelegt. Kriterien hierfür sind: 

— die wasserwirtschaftliche Bedeutung der Maßnah- 
men, 

— der notwendige Zeitaufwand für die technische 
Realisierung und 

— der zumutbare Zeitraum für die Finanzierung. 

Dennoch ist festzustellen, daß die in internationalen 
Abkommen vereinbarte Halbierung des Eintrags ge- 
fährlicher Stoffe und die Halbierung des Nährstoffein- 
trages in Nordrhein-Westfalen in der vorgesehenen 
Frist erreicht wird. Die dazu eingeleiteten Maßnah- 
men wurden der Öffentlichkeit bereits im Rahmen des 
Aktionsprogramms „Rhein" vorgestellt. Ergänzend 
wurde im Aktionsprogramm Weser geplant, daß auch 
im Einzugsbereich der Weser Maßnahmen eingeleitet 
werden, die die angestrebte Halbierung des Nähr- 
und Schadstoffeintrages in der vorgesehenen Frist 
sicherstellen. 
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4. Maßnahmen im Bereich der Abfallwirtschaft 

Bereits seit November 1986 läuft das Planfeststel- 
lungsverfahren für die Kombinierte Entsorgungs-An- 
lage in Essen, in der eine Verwertung chlorierter Koh- 
lenwasserstoffe mit ausreichender Kapazität vorgese- 
hen ist. Daneben gibt es weitere Aufbereitungskapa- 
zitäten in der Größenordnung von 15 000 t/a. Voraus- 
setzung für die Steigerung der Verwertung ist eine 
strikte Getrennthaltung von Lösungsmitteln nach ih- 
rem Gebrauch, auf die Nordrhein- Westfalen mit 
Nachdruck hin wirkt. Das angestrebte Ziel der Einstel- 
lung der Abfallverbrennung auf See wird damit in 
Nordrhein- Westfalen erreicht. 

Darüber hinaus ist festzustellen, daß mit der Inbe- 
triebnahme einer weiteren Dünnsäureaufbereitungs- 
anlage im Oktober 1989 die Verklappung von Dünn- 
säure aus Nordrhein- Westfalen in der Nordsee einge- 
stellt wurde. Damit werden aus Nordrhein- Westfalen 
keinerlei Abfälle mehr in die Nordsee eingebracht. 


5. Maßnahmen im Bereich der Landwirtschaft 

Um stoffliche Einwirkungen auf Boden und Grund- 
wasser in vertretbaren Grenzen zu halten, hat die Lan- 
desregierung gemeinsam mit dem landwirtschaftli- 
chen und gärtnerischen Berufsstand, den Landwirt- 
schaftskammem und der Landbauwissenschaft ein 
„Programm für eine umweltverträgliche und standort- 
gerechte Landwirtschaft in Nordrhein-Westfalen l, er- 
arbeitet. Dieses Programm hat zum Ziel, die Belastung 
des Naturhaushalts durch die Weiterentwicklung bo- 
denschonender und umweltfreundlicher Produktions- 
verfahren unter ökonomischen und ökologischen Ge- 
sichtspunkten nachhaltig zu verringern. 

Darüber hinaus ist ein flächendeckendes Nitratmin- 
derungsprogramm für Landwirtschaft und Gartenbau 
entwickelt worden. Es umfaßt alle Maßnahmen, über 
die langfristig ein wirksamer Beitrag der Landwirt- 
schaft und des Gartenbaus zur Verringerung des Ni- 
trateintrags in die Gewässer geleistet werden kann. 
Das Programm beinhaltet sowohl praxisnahe Untersu- 
chungs- und Demonstrationsvorhaben als auch den 
Transfer praxisreifer Maßnahmen über die Ausbil- 
dung, Weiterbildung und Beratung in die landwirt- 
schaftliche Praxis. Ein Schwerpunkt zielt darauf ab, 
durch N-min-Untersuchungen (Messung des für die 
Pflanzen verfügbaren Stickstoffs im Boden) die orga- 
nische und anorganische Stickstoffdüngung in Was- 
serschutzgebieten so zu steuern, daß einerseits das 
Ertragsniveau erhalten bleibt, andererseits aber Ni- 
tratbelastungen des Grundwassers vermieden wer- 
den. Durch eine zentrale Auswertung der Ergebnisse 
sollen die gewonnenen Erkenntnisse in die allge- 
meine Beratung einfließen und damit flächendeckend 
wirken. 

Über das Land verteilt wurden zu diesem Zweck in 
79 Wasserschutzgebieten und 186 beteiligten Betrie- 
ben über 600 Dauerbeobachtungsflächen ausge- 
wählt. Diese Flächen werden auf ihre Stoff gehalte, 
insbesondere auf die Nitrat- und Ammoniumgehalte 
untersucht. Aufgrund der Ergebnisse dieser Untersu- 
chungen können in Abhängigkeit von der Bewirt- 


schaftungsart und den jeweiligen Standortverhältnis- 
sen Empfehlungen für das jeweilige Wasserschutzge- 
biet, aber auch darüber hinaus für die weitere land- 
wirtschaftliche Praxis abgeleitet werden. 

Für Untersuchungen und Versuche im Rahmen des 
Programms für eine umweltverträgliche und standort- 
gerechte Landwirtschaft in Nordrhein-Westfalen 
stellte die Landesregierung der Universität Bonn und 
den Landwirtschaftskammem seit 1985 insgesamt 
3 Mio. DM jährlich zur Verfügung. 

Für das Nitratminderungsprogramm erhalten die 
Landwirtschaftskammem rd. 1 Mio. DM Landesmit- 
tel. 

Neben den im Rahmen des Nitratminderungspro- 
gramms insgesamt eingeleiteten Maßnahmen, von 
denen die Landesregierung eine Halbierung des Ni- 
trateintrags in den nächsten fünf Jahren erwartet, ent- 
hält das NRW-Gewässerschutzprogramm noch ein 
Bündel weiterer Maßnahmen. Vorgesehen sind: 

— Die Einfühmng einer zwingenden Überprüfung 
der Pflanzenschutzgeräte, wobei gleichzeitig die 
fachkundige Beratung der Landwirte und Gärtner 
intensiviert werden soll. 

— Initiativen zum Verbot aller wassergefährdenden, 
schwer abbaubaren Pflanzenschutzmittel. 

— Initiativen zur Einführung flächenbezogener Be- 
standobergrenzen in der Tierhaltung. 

— Die Extensivierungs- und Stillegungsprogramme 
der EG werden konsequent für den Gewässer- 
schutz in NRW genutzt und in ein Gewässerrand- 
streifen-Programm eingebettet. 

— Konsequente Anwendung der Gülleverordnung in 
Nordrhein-Westfalen. Gleichzeitig werden ein 
Überbetrieblicher Gülle ausgleich in Regionen mit 
hohem Gefährdungspotential für die Gewässer so- 
wie technische Regeln für die Lagerung von Gülle 
vorbereitet. 

— Konsequente Anwendung der neuen Pflanzen- 
schutz-Anwendungsverordnung in Wasserschutz- 
gebieten und Einzugsgebieten von Talsperren zur 
Trinkwassergewinnung. 


IX. Maßnahmen im Lande Rheinland-Pfalz 

(rd. 3 640 000 Einwohner/19 848 km 2 ) 

Zum Teil im Vorgriff bzw. in Anlehnung an das Ak- 
tionsprogramm „Rhein" sowie den 10-Punkte-Kata- 
log des Bundesumweltministers hat Rheinland- Pfalz 
im Rahmen einer Arbeitsgruppe ein 5-Punkte-Pro- 
gramm erarbeitet, um den Gewässerschutz voranzu- 
bringen. 

Das Programm ist wie folgt zusammenzufassen: 
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1. Biologische Abwasserreinigung 

Da die Einleitung von Abwasser ohne biologische Rei- 
nigung nicht nur allgemein zu einer nicht vertretbaren 
Gewässerbelastung führt, sondern das Rohabwasser 
besonders nährstoffreich ist, muß vordringlich die 
Verpflichtung erfüllt werden, kein ungereinigtes Ab- 
wasser in die Gewässer einzuleiten. Zur Abdeckung 
des hier bestehenden Nachholbedarfs sind die von 
den verpflichteten Maßnahmeträgern durchzuführen- 
den Maßnahmen zur ordnungsgemäßen Abwasserbe- 
seitigung beschleunigt zu verwirklichen. 


2. Neue Anlagen mit weitergehender Reinigung 

Neu zu planende Abwasserbehandlungsanlagen sind 
nicht nur auf biologische Abwasserbehandlung, son- 
dern von vornherein auf Nitrifikation (Oxidation des 
Stickstoffes) und Denitrifikation (Entfernung des 
Stickstoffs) sowie auf die Phosphorelimination (Fäl- 
lung) auszulegen. Wegen dieser gebotenen weiterge- 
henden Abwasserreinigung sind Kläranlagen mit ei- 
nem Anschlußwert von nicht kleiner als 10 000 EW 
anzustreben. 


3. Ausrüstung bestehender Anlagen mit Phosphor- 
und Stickstoffelimination 

Die Landesregierung hält es für erforderlich und an- 
gemessen, bei bestehenden kommunalen Abwasser- 
behandlungsanlagen die Phosphorelimination ab ei- 


ner Größenordnung von 10 000 EW und die Stickstoff- 
elimination ab einer Größenordnung von 5 000 EW zu 
verlangen. Bei dieser Vorgabe werden von den in 
Rheinland-Pfalz bestehenden kommunalen Kläranla- 
gen 150 von der Forderung zur Phosphorelimination 
und 230 von der Forderung zur Stickstoffelimination 
betroffen. 


4. Stickstoffreduzierung bei der Industrie 

Die Bemühungen, den Nährstoffeintrag aus industri- 
ellen Direkteinleitungen weiter zu verringern, sind im 
Rahmen des wasserrechtlichen Vollzuges zu intensi- 
vieren. Von besonderer Bedeutung ist hier die Fort- 
schreibung der Abwasserverwaltungsvorschriften 
nach § 7 a WHG, für die ein strenger Maßstab anzule- 
gen ist; wichtig ist dabei, daß nicht nur der Ammoni- 
umstickstoff, sondern der Gesamtstickstoff nach Maß- 
gabe fortschrittlicher Verfahren begrenzt wird. In An- 
betracht ihres hohen Eintrages sind besondere An- 
strengungen bei der BASF zur Stickstoffreduzierung 
veranlaßt, um die Ausgewogenheit der Anforderun- 
gen in anderen Bereichen zu gewährleisten. 


5. Nährstoffreduzierung in der Landwirtschaft 

Da die Landwirtschaft am Nährstof feintrag in die Ge- 
wässer nicht unmaßgeblich beteiligt ist, sind Anforde- 
rungen an die Landwirtschaft, um der Bodenerosion 
und vor allem dem unterirdischen Stickstoffaustrag 
(Nitrat) entgegenzuwirken, unvermeidlich. 


Rheinland- Pfalz 


Aufstellung bestehender kommunaler Kläranlagen 
mit geschätzter Frachten- und Kostenermittlung 
für Stickstoff und Phosphor 




Gesamt- 

ausbau- 

größen 

EW 

Stickstoff in t/Jahr 

Elimination 

Phosphor in t/Jahr 

Elimination 

Größen- 

klassen 

Zahl der 
Anlagen 

Brutto 

biol. 
Grund- 
reinigung 
(rd. 35%) 

weiter- 
gehende 
Reinigung 
(rd. 80%) 

Investi- 
tions- 
kosten zu 
Sp. 6 
Mio. DM 

Brutto 

biol. 
Grund- 
reinigung 
(rd. 30%) 

weiter- 
gehende 
Reinigung 
(rd. 90%) 

Investi- 
tions- 
kosten zu 
Sp. 10 
Mio. DM 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

1 

10 

1 953 000 

8 600 

3 000 

6 900 

75 

2 900 

900 

2 600 

50 

2 

12 

825 000 

3 600 

1 300 

2 900 

35 

1 200 

400 

1 000 

35 

3 

123 

2 584 000 

11 300 

4 000 

9 000 

125 

3 800 

1 100 

3 400 

170 

4 

80 

570 000 

2 500 

900 

2 000 

40 

800 

200 

— 

- 


230 

5 932 000 

26 000 

9 200 

20 800 

275 

8 700 

2 600 

7 100 

255 


Zu Sp. 1 (EW) 

1 100 000 und größer 

2 50 000 bis 100 000 

3 10 000 bis 50 000 

4 5 000 bis 10 000 
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X. Maßnahmen im Saarland 

(rd. 1,04 Mio. Einwohner/2570 km 2 ) 

Um in allen Fließgewässern im Saarland mindestens 
die Gewässergüteklasse II zu erreichen bzw. zu erhal- 
ten, dürfte allenfalls ein Nettobelastungswert von rd. 
40 EW, bezogen auf einen km 2 Gewässereinzugsge- 
biet, auftreten. 

Dies erfordert für das gesamte Ballungsgebiet Reini- 
gungsleistungen, die bezogen auf die organische Be- 
lastung zwischen 97 % und 98 % liegen müßten. Der- 
artige Reinigungsleistungen sind nur mit sehr hohem 
Aufwand zu erzielen. 

Deshalb erfolgt die überörtliche Abwasserentsorgung 
nach dem vom Minister für Umwelt aufgestellten und 
im Juni 1987 vom Ministerrat zur Kenntnis genomme- 
nen Plan zur Abwasserableitung und -behandlung im 
Saarland-Abwasserbeseitigungsplan. 

Nach diesem Plan werden in der ersten Priorität bis 
1994 rd. 1,3 Mrd. DM (Preisstand 1985) für den Bau 
bzw. die Sanierung überörtlicher Abwasseranlagen 
investiert. Davon entfallen auf die Regenwasserbe- 
handlung rd. 428 Mio. DM, auf die Abwasserablei- 
tung 476 Mio. DM und auf die Abwasserbehandlung 
rd. 396 Mio. DM. Nach Inbetriebnahme dieser Anla- 
gen werden rd. 950 000 EW (68%) an Kläranlagen 
angeschlossen sein, die ab 5 000 EW mit Nitifikation 
(NH 4 -N) bei 12° C 10 mg/1) ausgestattet und ab 
50 000 EW einen Gesamt-Phosphor-Überwachungs- 
wert < 2 mg/1 einhalten werden. 

An Kläranlagen werden bis Ende 1994 insgesamt rund 
1,3 Mio. EW (92%) angeschlossen sein. 


Entsprechend dem Abwasserbeseitigungsplan wer- 
den derzeit die großen Kläranlagen der Dringlich- 
keitsstufe I entlang der Saar 

Saarbrücken Jägersfreude 

mit 74 000 EW Anschlußwert 

Saarbrücken Burbach 

mit 157 000 EW Anschlußwert 


Saarlouis 

mit 

120 000 EW Anschlußwert 

und die Kläranlage 



Mettlach/Saarhölzbach 

mit 

6 000 EW Anschlußwert 

errichtet. 



In Planung und kurz vor Baubeginn stehen die Klär- 
anlagen 

Völklingen 

mit 

76 000 EW Anschlußwert 

Wadgassen/Bous 

mit 

55 000 EW Anschlußwert 

Rehlingen 

mit 

24 000 EW Anschlußwert 

Merzig 

mit 

67 000 EW Anschlußwert 


Für diese und die in der folgenden Tabelle aufgeführ- 
ten Abwasserbehandlungsanlagen ist zusätzlich De- 
nitrifikation vorgeschrieben. 

Nach Realisierung der Maßnahmen erster Priorität im 
Saarland und unter Berücksichtigung der konkret an- 
gekündigten Maßnahmen auf französischer Seite 
werden die Emissionssummen aus kommunalen Ab- 


Saarland 


Abwasseranlagen entlang der Saar (1. Priorität) 



Belastungsgrößen 1 000 EW 


Abwasseranlage 

Brutto 

Rest 1987 

Rest 

Planjahr 

Fertigstellung 

Saargemünd 

6 

0,8 

0,8 

*) 

Brebach 

123 

110 

6 

1993 

Sb. -Jägersfreude 

74 

68 

4 

1989 

Sb. -Burbach 

157 

90 

8 

1990 

Völklingen 

76 

69 

5 

1995 

Wadgassen/Bous 

55 

50 

3 

1992 

Saarlouis 

120 

102 

6 

1990 

Dillingen 

48 

14 

3 

1993 

Rehlingen 

24 

22 

1,5 

1992 

Mechern 

2 

0,2 

0,2 

*) 

Merzig 

67 

47 

4 

1995 

Mettlach/Saarhölzbach 

6 

5,5 

0,4 

1993 

Summe 

758 

578 

42 



*) keine Denitrifikation 
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wasseranlagen am Grenzübertritt vom Saarland nach 
Rheinland -Pfalz von ca. 1 ( 1 Mio. EW im Jahre 1987 
auf voraussichtlich 0,4 Mio. EW im Jahre 1995 zurück- 
geführt werden. 

Auch bei den industriellen Einleitungen wird die Sa- 
nierung mit großem Nachdruck vorangetrieben. Er- 
folge konnten in erster Linie im Zusammenhang mit 
der Restrukturierung der Stahlindustrie und dort vor 
allem bei den Kokereien verzeichnet werden. Darüber 
hinaus sind Anlagen zur Behandlung der Abwässer 
eines großen keramischen Betriebes nach einem fort- 
schrittlichen technischen Stand gebaut worden. Die 
drastische Reduzierung der Schadstoffeinleitung der 
Dillinger Hütte konnte durch technische Maßnahmen, 
vor allem Kreislaufschließungen, erreicht werden. 

Bei den noch zu erteilenden Wasserrechtsbescheiden 
für die direkteinleitenden Industriebetriebe wurden 
sehr strenge Auflagen gemacht, um Produktionsver- 
fahren zu realisieren, die keine oder entscheidend 
weniger Schadstoffe an die Umwelt abgeben und we- 
niger Wasser verbrauchen. 

Indirekteinleitende Industriebetriebe unterliegen der 
Indirekteinleiterverordnung. Ihre Einleitungen in die 
Kanalisation müssen daher mindestens den Anforde- 
rungen der entsprechenden Verwaltungsvorschriften 
nach § 7 a WHG entsprechen. 

Das Land bezuschußt derzeit die zuwendungsfähigen 
Kosten der überörtlichen Abwasserentsorgung bis zu 
einer Zuschußquote von 50 % . 

Abwasseranlagen für die Industrie werden nicht mit 
Landesmitteln bezuschußt. 

Die finanzielle Lage des Landes läßt zur Zeit ein jähr- 
liches Zuschußvolumen von nur 50 Mio. DM zu. Bei 
einer Zuschußquote von durchschnittlich 50% wer- 
denjährlich zuschußfähige Investitionen von 100 Mio. 
DM ermöglicht. 

Dieses jährüche Investitionsvolumen reicht allerdings 
nicht aus, um in einem Zeitraum von etwa zehn Jah- 
ren alle überörtlichen kommunalen Abwasseranlagen 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
zu erstellen. 

Unberücksichtigt bleibt hierbei der gewaltige Sanie- 
rungsbedarf der gemeindlichen Kanalisation, der auf 
3 Mrd. DM (Preisstand 1983) geschätzt wird. 


XI. Maßnahmen im Lande Schleswig-Holstein 

(rd. 2,6 Mio. Einwohner/15 728 km 2 ) 

1. Kommunale Kläranlagen 

Das Land Schleswig-Holstein hat zur Erfüllung der 
Beschlüsse der 2. INK und der Empfehlungen der Hel- 
sinki-Kommission unabhängig von den bereits in 
Kraft getretenen und den noch vorgesehenen neuen 
gesetzlichen Bestimmungen auf dem Gebiet des Ge- 
wässerschutzes eigene Anstrengungen unternom- 
men, um die Einträge von Nähr- und Schadstoffen in 
die Nordsee drastisch zu verringern. 

Im Rahmen eines Sofortprogramms werden derzeit 
alle größeren kommunalen Kläranlagen in Schleswig- 


Holstein mit mehr als 1 Mio. m 3 Abwasser pro Jahr mit 
einer chemischen Fällung zur Verminderung der 
Phosphoreinträge ausgerüstet. Dies erfordert zusätzli- 
che Baumaßnahmen auf 20 Kläranlagen; 18 Kläranla- 
gen verfügten bereits vorher über chemische Fäl- 
lungsstufen. Die Phosphorkonzentration im Ablauf 
dieser Kläranlagen darf künftig höchstens 2 mg/1 be- 
tragen. Als Jahresmittelwert wird ein Wert unter 
1,5 mg/1 erwartet. Die zur Nachrüstung der Kläranla- 
gen erforderlichen Aufträge wurden noch bis Ende 
1988 erteilt. Die Inbetriebnahme ist überwiegend bis 
Ende 1989 erfolgt. Nach Inbetriebnahme aller nach- 
gerüsteten Anlagen ist für 82 % des mechanisch-bio- 
logisch gereinigten kommunalen Abwassers auch 
eine Verminderung des Phosphors durch chemische 
Fällung vorhanden, d. h. das Schmutzwasser von 
1 756 000 Einwohnern (% der Bevölkerung Schles- 
wig-Holsteins) durchläuft dann eine Fällungsreini- 
gung. 

In Ergänzung dazu wird eine weitere Ausbaustufe im 
Rahmen eines Dringlichkeitsprogramms in Angriff 
genommen, mit dem eine weitestgehende Stickstoff- 
elimination durch Nitrifikation und Denitrifikation er- 
reicht werden soll. Zusätzlich ist die Ausrüstung der 
Kläranlagen mit einer Filtration und der teilweise Er- 
satz der chemischen Phosphorfällung durch eine bio- 
logische Phosphor ehminierung vorgesehen, um den 
Einsatz von Fällmitteln und den Schlamm anf all zu 
vermindern. Hierdurch soll die Phosphorelimination 
auch in den einzelnen Kläranlagen auf 98 % gestei- 
gert werden, gleichzeitig sollen hierdurch alle Schad- 
stoffe zurückgehalten werden, die noch an Schweb- 
stoffe im Abwasser gebunden sind. Diese sehr an- 
spruchsvollen Ziele können nur bei Anwendung mo- 
dernster Reinigungstechnologien erreicht werden. 
Das Land Schleswig-Holstein arbeitet deshalb sehr 
eng mit den auf diesem Gebiet besonders fachkundi- 
gen und erfahrenen Hochschulinstituten an den Uni- 
versitäten von Hannover, Braunschweig und Ham- 
burg zusammen. Die gesamten Ausbaumaßnahmen 
sollen bis 1995 abgeschlossen sein. Die Ausbaukosten 
werden auf ca. 450 Mio. DM geschätzt. 


2. Landwirtschaft 

Zur Verminderung der Nähr stof feinträge aus der 
Landwirtschaft hat das Land Schleswig-Holstein am 
27. Juni 1989 eine Gülleverordnung erlassen, die die 
Ausbringung von Gülle zeitlich und — bezogen auf 
die bereitstehende landwirtschaftliche Betriebsflä- 
che — auch mengenmäßig begrenzt und die Dünge- 
raufbringung im Randbereich von Gewässern in einer 
Breite von 5 m generell untersagt. 

Gleichzeitig werden in größerem Umfang Flächen aus 
der landwirtschaftlichen Produktion herausgenom- 
men, um die Überproduktion an landwirtschaftichen 
Produkten zu vermindern. Die Auswahl dieser Flä- 
chen erfolgt auch unter dem Gesichtspunkt des Ge- 
wässerschutzes. Zusätzlich sollen in einem besonde- 
ren Programm an ausgewählten Gewässern 10 bis 
20 m breite Randstreifen von jeglicher Düngung und 
dem Einsatz von Pflanzenschutzmitteln freigehalten 
werden. Die Landwirte erhalten hierfür eine spezielle 
Entschädigung. Nach den vorausgegangenen Unter- 
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suchungen kann durch den dadurch entstehenden 
natürlichen Bewuchs auf diesen Randstreifen der 
oberflächliche Eintrag von Phosphaten und Nitraten 
um bis zu 80 % reduziert werden. Daneben fördert das 
Land Schleswig-Holstein die Entwicklung neuer 
Technologien der Gülle aufbereitung und Gülleein- 
bringung, um Auswaschungen in das Grund- und 
Oberflächenwasser künftig von vornherein zu verhin- 
dern. 


3. Gewerbliche und industrielle Einleitungen 

Mit der Industrie werden zur Zeit Gespräche geführt, 
um die Abwasserreinigung auch dort zu verbessern 
und die besten zur Verfügung stehenden Techniken 
der Abwasserreinigung möglichst schnell einzufüh- 
ren, auch wenn die gesetzlichen Bestimmungen die- 
ses noch nicht oder erst zu einem späteren Zeitpunkt 
erfordern. Falls die technischen Möglichkeiten dazu 
vorhanden sind, wird erwartet, daß die Betriebe ihre 
Abwasserreinigung auch auf freiwilliger Basis verbes- 
sern. 


4. Schiffsentsorgung 

Im Rahmen des zwischen dem Bund und den Küsten- 
ländern abgesprochenen Demonstrationsvorhabens 
zur kostenlosen Schiffsentsorgung (siehe auch unter 
C VI 4.), wird in allen größeren schleswig-holsteini- 
schen Häfen an der Nord- und Ostseeküste eine ko- 


F. Qualitätszustand der Nordsee 


1. Datengrundlage 

Daten zum Zustand der Nordsee werden national 
nach dem Gemeinsamen Bund/Länder-Meßpro- 
gramm für die Küstengewässer der Nordsee sowie 
international nach dem Joint Monitoring Programme 
in Ausfüllung der Übereinkommen von Oslo und Paris 
erhoben. Zudem tragen gesonderte Überwachungs- 
programme von Bundes- und Länderbehörden sowie 
zahlreiche Forschungsprojekte zur besseren Kenntnis 
der Belastungssituation und der ökologisch bedeutsa- 
men Zusammenhänge in der Nordsee bei. 

Die Überwachung von Umweltchemikalien im Mee- 
res-, Küsten- und Ästuarbereich soll 

— einer möglichen Gefährdung der menschlichen 
Gesundheit durch den Verzehr kontaminierter Fi- 
sche, Muscheln und Krebse Vorbeugen, 

— Wirkungen anthropogener Stoff einträge auf aqua- 
tische Ökosysteme erfassen (Effektmonitoring), 

— den gegenwärtigen Stand der Gewässerbelastung 
dokumentieren und 

— die Wirksamkeit von Maßnahmen zur Emissions- 
beschränkung einzelner Stoffe anhand von Trends 


stenlose Schiffsentsorgung durchgeführt. Der bishe- 
rige Verlauf zeigt eine hohe Akzeptanz bei allen in 
den schleswig-holsteinischen Häfen verkehrenden 
bzw. beheimateten Schiffen (einschl. Fähr schiffahrt); 
dabei ist insbesondere in den Nordseehäfen eine 
deutliche Zunahme von Entsorgungsaufträgen für Öl/ 
Wasser-Gemische aus der Küstenschiffahrt (Fischkut- 
ter und Fahrgastschiffe zu beobachten, so daß jetzt 
von einer geregelten Schiffsentsorgung gemäß MAR- 
POL-Anlage I (Öl) bei allen in dem besonders sensi- 
blen Wattenmeergebiet verkehrenden Schiffen aus- 
gegangen werden kann. 

Zur Vermeidung jeglicher Abwassereinleitungen (Fä- 
kalien) aus dem Schiffsbetrieb wurden die in den 
schleswig-holsteinischen Nordseehäfen beheimate- 
ten 35 Fahrgastschiffe inzwischen nahezu vollständig 
mit Abwassersammeltanks ausgerüstet. Parallel dazu 
werden seit Anfang 1989 mit finanzieller Unterstüt- 
zung des Landes die entsprechenden Entsorgungs- 
einrichtungen für die landseitige Annahme der 
Schiffsabwässer in den Häfen geschaffen. Dieses Pro- 
gramm wird bis zum Beginn der Badesaison 1990 ab- 
geschlossen. 

Für die Schiffsmüllentsorgung sind in allen schleswig- 
holsteinischen Häfen an der Nord- und Ostsee ent- 
sprechende Annahmemöglichkeiten vorhanden. Da- 
bei hat sich die Übernahme des auf den Schiffen ange- 
fallenen Mülls durch private Unternehmen im Auf- 
träge der versorgungspflichtigen Körperschaften be- 
währt und soll deshalb auch künftig fortgeführt wer- 
den. 


der entsprechenden Immissionswerte aufzeigen 
(Trendmonitoring) . 

Eine umfassende Zustandsbeschreibung der Nordsee 
erfordert unter den genannten Zielvorstellungen 

— die Ermittlung des Wasseraustausches, der Strö- 
mungsverhältnisse und der Schichtenbildung 
(Physikalische Ozeanographie), 

— die Bilanzierung von Stoffeinträgen, 

— die Bestimmung von Konzentrationen organischer 
(Organohalogenverbindungen, Erdölkohlenwas- 
serstoffe) und anorganischer Problemstoffe (Me- 
talle, Metalloide, Nährstoffe) im Wasser, im Sedi- 
ment und in Lebewesen sowie 

— die Erfassung von Wirkungen auf Plankton, Ben- 
thos, Fische, Säugetiere und Seevögel. 

Mit dem von einer international besetzten wissen- 
schaftlich-technischen Arbeitsgruppe erstellten Zu- 
standsbericht „Quality Status of the North Sea" und 
mit dem Bericht der Bundesregierung an den Deut- 
schen Bundestag zur Vorbereitung der 2. Internatio- 
nalen Nordseeschutz-Konferenz (BT-Drucksache 
1 1/878) wurde über den Qualitätszustand der Nordsee 
bereits umfassend informiert. Schwerpunktuntersu- 
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chungen im Gesamtbereich der Nordsee im Hinblick 
auf die Erhebung von Stoffeinträgen über Flüsse und 
die Atmosphäre sowie von Stoffkonzentrationen in 
Organismen, Sedimenten und im Wasser sind in 1990 
vorgesehen. Im nationalen Bereich werden entspre- 
chende Daten jedoch kontinuierlich erhoben, so daß 
der vorhegende Bericht neben dem seinerzeit darge- 
legten Kenntnisstand der Nordseeanrainerstaaten 
auch neuere Überwachungs- und Forschungsergeb- 
nisse berücksichtigt, die eine aktuelle Einschätzung 
der Belastungssituation der Nordsee ermöglichen. 


2. Physikalische Ozeanographie 

Die Nordsee besteht aus 

— der Nordsee südlich von 62 ° nördlicher Breite, 

— dem Skagerrak, dessen südliche Begrenzung öst- 
lich von Kap Skagen bei 57°44,8 / hegt, sowie 

— dem Ärmelkanal und seinen Eingangsgewässem 
östlich des 5. Längengrades westlich von Green- 
wich. 

Die Nordsee ist ein verhältnismäßig abgeschlossenes 
und flaches Becken mit einer Tiefe von 20 bis 40 m im 
Süden, 40 bis 150 m im Norden und einer resultieren- 
den mittleren Tiefe von 80 m. Die Nordsee ist als 
Randmeer des Atlantischen Ozeans mit diesem durch 
eine weite nördliche Öffnung und dem Ärmelkanal 
verbunden. 

Die Nordsee bedeckt eine Fläche von 575 000 km 2 . Ihr 
Gesamtvolumen beträgt etwa 47 000 km 3 . 


2.1 Einströme und Ausströme 

Folgende Zuflüsse bestimmen die Zusammensetzung 
der Wassermassen der Nordsee (vgl. Abb. 1): 

— Der atlantische Zufluß zwischen den Shetland-In- 
seln und Norwegen (etwa 40 000 km 3 /Jahr), 

— der atlantische Zufluß mit dem Fair Isle Strom zwi- 
schen den Orkney-Inseln und den Shetland-Inseln 
(etwa 9 500 km 3 /Jahr), 

— der Zufluß aus der Irischen See durch den Pentland 
Firth zwischen Schottland und den Orkney-Inseln 
(etwa 1 000 km 3 /Jahr), 

— der atlantische Zufluß durch den Ärmelkanal (etwa 
4 900 km 3 /Jahr), 

— der Zufluß von Ostseewasser (etwa 1 700 km 3 / 
Jahr) mit einem erhebhchen Süßwasseranteil 
(etwa 500 km 3 /Jahr), 

— der Zufluß von Süßwasser aus Flüssen (etwa 
400 km 3 /Jahr). 

Zusätzlich gelangen jährhch 330 km 3 Wasser über 
Niederschläge in die Nordsee; bei einer Verdunstung 
von 250 km 3 beträgt der Überschuß etwa 80 km 3 / 
Jahr. 

Der Hauptausstrom aus der Nordsee führt nordwärts 
entlang der norwegischen Küste. Die mit diesem 


Strom transportierten Wassermassen betragen beim 
Verlassen des Skagerraks etwa 32 000 km 3 und beim 
Verlassen der Nordsee an ihrer Nordgrenze etwa 
57 000 km 3 /Jahr. Der nach Norden gerichtete jährli- 
che Ausstrom ist somit größer als das Gesamtvolumen 
der Nordsee. 


2.2 Strömungsverhältnisse 

Die hauptsächlichen Wasserbewegungen durch Rest- 
ströme (Differenz von Flut- und Ebbestrom), welche 
die verschiedenen Wassereinträge (einschließlich 
Schad- und Nährstoffen) über die Nordsee verteilen 
und vermischen, werden durch Gezeiten und den 
Wind sowie durch horizontale und vertikale Dichte- 
gradienten angetrieben. Die atlantischen Gezeiten- 
wellen treten durch den Ärmelkanal und die nördli- 
chen Zugänge in die Nordsee ein und laufen gegen 
den Uhrzeigersinn um. Die mittlere Aufenthaltszeit 
des Wassers ist daher durchaus verschieden: Im Fall 
der Deutschen Bucht braucht ein Wassermolekül im 
Mittel etwa 36 Monate, im Fall der nördlichen Nord- 
see (norwegische Küste) etwa sechs Monate, bis es die 
Nordsee verlassen hat. 

Charakteristisch für die Nordsee ist ein Gürtel mit 
Wasser verminderten Salzgehaltes, welcher den Kü- 
sten von Großbritannien, Belgien, den Niederlanden, 
der Bundesrepublik Deutschland und Dänemark 
folgt. Die Wassermassen des kontinentalen Küsten- 
wassers bewegen sich mit einer mittleren Geschwin- 
digkeit von 2,5 bis 5 km/Tag. Das Küstenwasser vor 
der Rheinmündung und in der Deutschen Bucht wird 
somit Teil des Jütland- Stroms, der bei Skagen in das 
Kattegat einschwenkt. Ein Teü dieser Wassermassen 
wird später zum Tiefenwasser, welches durch den 
Sund und die Belte in die Ostsee strömt. Der größte 
Teil der Wassermassen des Küstengürtels vereinigt 
sich jedoch mit dem aus der Ostsee ausströmenden 
Oberflächenwasser und setzt sich nach Norden als 
Norwegischer Küstenstrom fort. 

Für die Stoffverteilung in der Nordsee bedeutet dies, 
daß im Bereich des Kontinents höhere Stoffkonzentra- 
tionen im Küstengürtel auftreten. Die Stofffrachten 
der Flüsse, die an der britischen Ostküste münden, 
verteilen sich hingegen unter dem Einfluß des Ein- 
stroms von Atlantikwasser durch die Straße von Dover 
über die zentrale Nordsee. 


2.3 Schichtungen 

Neben den Zuströmen und Abflüssen haben horizon- 
tale Schichtungen in der Nordsee eine besondere Be- 
deutung. In den Sommermonaten hegt über dem käl- 
teren Tiefenwasser eine wärmere durchmischte Ober- 
flächenschicht. Zusätzlich schichtet sich salzärmeres 
Wasser aus der Ostsee und aus den Flüssen über das 
schwerere Wasser mit höherem Salzgehalt. Die tem- 
peraturbedingte Schichtenbildung findet sich insbe- 
sondere in Gebieten, in denen die gezeitenbedingte 
Durchmischung der Wasserkörper längere Zeiträume 
beansprucht > 2 Tidezyklen). Dies erfolgt vor allem in 
der zentralen und nördlichen Nordsee. 
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An den Übergängen von durchmischten und ge- 
schichteten Wassermassen lassen sich Frontensy- 
steme beobachten, die eine merkliche vertikale und 
horizontale Zirkulation auslösen können. Die Schich- 
tung wird durch Stürme im Spätsommer oder Herbst 
und durch Abkühlung im Herbst zerstört, was zu einer 
völligen Durchmischung der Wassermassen führt. 


3. Stoffeinträge 

Antropogene Stoffeinträge in die Nordsee resultie- 
ren 

a) indirekt (diffuse Quellen) aus 

— dem Zufluß der in das Meer mündenden Flüsse 
(einschließlich des eingebrachten Bagger- 
guts), 

— dem Eintrag aus der Luft und 

— Abschwemmungen und Versickerungen an der 
Küste sowie 

b) direkt (punktförmige Quellen) aus 

— der Einleitung kommunaler und industrieller 
Abwässer vom Land, 

— Einleitungen ausgehend von Plattformen, 

— der Einbringung von Industrieabfällen, Bagger- 
gut und Klärschlamm, 

— der Verbrennung von Abfällen und 

— dem Schiffsbetrieb. 

Zur Vorbereitung der 2. Internationalen Nordsee- 
schutz-Konferenz wurden die von den einzelnen 
Nordseeanliegerstaaten erhobenen Eintragsdaten in 
einer Gesamtbüanz zusammengestellt (Tab. 1). Die 
Bilanz ist teilweise unvollständig, da nicht alle Quel- 
len Stoff spezifisch erfaßt sind. Ferner beruhen die Da- 
ten auf mehr oder minder groben Schätzungen. Trotz 
dieser Einschränkungen ist erkennbar, daß Nährstoffe 
vorwiegend über die Flüsse (Abb. 2) und Schwerme- 
talle vor allem über die Atmosphäre und die Flüsse, 
aber auch durch das Einbringen von Baggergut und 
über direkte Einleitungen in die Nordsee gelangen 
(Abb. 3). 

Bei der Bilanzierung wurden stets die Schätzungen für 
Maximaleinträge zugrunde gelegt. Diese weichen bei 
der atmosphärischen Deposition erheblich von den 
geschätzten Minimalwerten ab (Tab. 1). Nach neue- 
ren Erkenntnissen hegen die Werte der atmosphäri- 
schen Deposition jedoch eher im Bereich der ge- 
schätzten Minimalwerte. Dies bedeutet, daß die 
Schwermetallbelastung der Nordsee in etwa gleich- 
rangig den Haupteintragspfaden 

— Eintrag über Flüsse einschließlich Eintrag durch 
Einbringen von Baggergut und 

— Eintrag über die Atmosphäre 
zugeordnet werden kann. 

Neben Nährstoffen und Schwermetallen gelangt eine 
Vielzahl Öko toxikologisch relevanter organischer 
Substanzen wie Organohalogene (PCB, HCH, HCB 


etc.) und polyzyklische aromatische Kohlenwasser- 
stoffe in die Nordsee. Ein Problem mit erkennbaren 
ökologischen Auswirkungen stehen auch die illegalen 
Einleitungen von Brennstoffrückständen aus dem Be- 
trieb von Schiffen dar. 


3.1 Einträge über Flüsse 

Bei einer vergleichenden Bewertung von Stoffeinträ- 
gen über Flüsse in die Nordsee ist stets der jeweilige 
Anteil der Flüsse am Gesamtabfluß zu berücksichti- 
gen. Abb. 4 macht deuthch, daß die Einträge aus den 
Niederlanden vor ahem deshalb so hoch sind, weil der 
korrespondierende Oberwasserabfluß, bedingt durch 
den hohen Abfluß des Rheins, in etwa die Hälfte des 
gesamten Süßwasserzuflusses in die Nordsee dar- 
stellt. Der relative Anteil des anthropogenen Eintrags 
wird u. a. dadurch deuthch, daß z. B. Großbritannien 
bei einem Anteil am Gesamtabfluß von 16% einen 
Cd-Eintrag von 27 % und einen Hg-Eintrag von 26 % 
aufweist. Demgegenüber sind die erhöhten Nährstoff- 
einträge über die Niederlande und der erhebliche Hg- 
Eintrag über die Bundesrepubhk Deutschland auf- 
grund der Problematik von grenzüberschreitenden 
Gewässern wie Rhein und Elbe nicht zwangsläufig 
den einzelnen Ländern, von deren Gebiet genannte 
Flüsse in die Nordsee münden, zuzuordnen. Im Falle 
des Rheins tragen die Oberheger Schweiz, Frankreich 
und die Bundesrepubhk Deutschland erheblich zur 
Nährstofffracht dieses Flusses bei und im Falle der 
Elbe wird die sehr hohe Hg-Fracht hauptsächlich 
durch Einleitungen in der DDR und CSSR verur- 
sacht. 

Bei der Bewertung der Daten ist zu berücksichtigen, 
daß Schwermetalle, die im Gegensatz zu den Organo- 
halogenverbindungen als natürhche Bestandteile der 
Umwelt Vorkommen, je nach Element und geologi- 
scher Formation der Einzugsgebiete unterschiedlich 
hohe natürhche Hintergrundwerte auf weisen, die mit 
in die Berechnung der Eintragsdaten eingehen 
(Zn>Cu>Pb>Cd>Hg). Größere Flüsse tragen so- 
mit auch ohne anthropogenen Einfluß zur Schwerme- 
tallbelastung der Nordsee stärker bei als kleinere. 
Gleiches güt auch für den Eintrag von Nährstoffen. 
Derzeit wird geschätzt, daß Flüsse, die dicht bevöl- 
kerte Gebiete entwässern, etwa vier mal mehr Stick- 
stoffverbindungen und sieben mal mehr Phosphor 
dem Meer zuführen, als das vor 100 Jahren ge- 
schah. 

Aktuelle Eintragsdaten sind derzeit nur für Elbe, We- 
ser und Ems und teilweise für den Rhein verfügbar. 
Die in der nachfolgenden Tabehe 2 dargestellten Ein- 
träge von Schwermetallen, chlorierten Pestiziden 
(HCB, HCH), polychlorierten Biphenylen und Nähr- 
stoffen machen deuthch, daß im Hinbhck auf die Bela- 
stung der Nordsee durch diese Flüsse die Elbe eine 
herausragende Position einnimmt. Auf der Datenbasis 
von 1986 und 1987 beträgt das Verhältnis der Ober- 
wasserabflüsse von Elbe, Weser und Ems in etwa 
9:4:1. Eine Übertragung dieser Verhältnisse auf die 
ermittelten Schadstofffrachten zeigt, daß die Elbe mit 
HCB, HCH, Hg, Cu, Zn und Pb am höchsten belastet 
ist, während Weser und Ems zumindest ähnlich hohe 
Cd-Konzentrationen aufzuweisen scheinen. Auf der 
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Datenbasis von 1985 ist die Nährstoffbelastung des 
Rheins, der einen etwa 3fach höheren Oberwasserab- 
fluß als die Elbe aufweist, mit der von Elbe, Weser und 
Ems vergleichbar. Die im Vergleich mit den Vorjahren 
höheren Stoff einträge in 1987 (insbesondere Stick- 
stoff) sind auf die in diesem Jahr aufgetretenden au- 
ßergewöhnlich hohen Oberwasserabflüsse zurückzu- 
führen. 


3.2 Direkte Einträge über die Einleitung 
kommunaler und industrieller Abwässer 

Die über kommunale und industrielle Einleitungen 
direkt in die Nordsee eingebrachten Mengen an 
Nährstoffen und Schwermetallen sind beträchtlich, 
durchweg aber geringer als die entsprechenden Stoff- 
frachten der Flüsse (vgl. Tab. 1, Abb. 2 und 3). Die 
Statistiken berücksichtigen die direkten Einleitungen 
an den Küsten und in die Flüsse unterhalb der Süß- 
wasser- bzw. Tidegrenze. 

In der Bundesrepublik Deutschland konnten zwi- 
schen 1981 und 1987 hinsichtlich Quantität und Qua- 
lität der kommunalen Abwassereinleitungen wesent- 
liche Verbesserungen erreicht werden. Die kommu- 
nalen Einleitungen gingen auf V? bis Ve zurück, wobei 
aufgrund verschärfter gesetzlicher Bestimmungen 
und verbesserter Abwasserreinigungstechniken der 
Eintrag von Schwermetallen (Cd, Hg) meist überpro- 
portional gesenkt wurde. 

Hingegen blieben die industriellen Einleitungen in 
das Elbeästuar im Zeitraum von 1982 bis 1987 annä- 
hernd konstant. Die entsprechenden Einleitungen in 
die Tide weser stiegen bis 1985 sogar deutlich an. 
Während der darauffolgenden Jahre sind jedoch auch 
hier leichte Verbesserungen erkennbar. 


3.3 Einträge über die Luft 

Die Ermittlung des Eintrags von Nährstoffen und 
Schadstoffen aus der Atmosphäre in die Nordsee ist 
mit großen Unsicherheiten behaftet. Orientierende 
Abschätzungen des mittleren Jahreseintrages erfol- 
gen durch Extrapolation von Messungen an wenigen 
Küstenstationen auf die gesamte Nordsee (Grobver- 
fahren) sowie durch Modellrechnungen unter Berück- 
sichtigung meteorologischer und emissionsseitiger 
Eingangsdaten. Das letztgenannte Verfahren ist hin- 
sichtlich seiner Aussagekraft entscheidend von der 
Emissionsdatenbasis abhängig. 

Tabelle 3 gibt einen Überblick über den Stickstoff-, 
Blei- und Cadmium-Eintrag in die Nordsee (Datenba- 
sis 1987). Während die Bilanzierungen für Stickstoff 
relativ gut mit vorangegangenen Abschätzungen 
übereinstimmen, hegen jene für Blei und Cadmium im 
Bereich der vormals angegebenen Mindestwerte (vgl. 
Tab. 1). Der atmosphärische Schadstoffeintrag in die 
Nordsee scheint somit geringer auszufallen als in 1987 
angenommen. Hinlänglich abgesicherte Aussagen 
über den Eintrag weiterer Spurenmetalle und von Or- 
ganochlorverbindungen sind derzeit nicht vertret- 
bar. 


3.4 Einträge über die Abfallbeseitigung auf See 

Die Abfallbeseitigung auf See beinhaltet Einbringun- 
gen von Klärschlamm und Industrie abfällen sowie die 
Verbrennung von Abfallstoffen. Hinzugerechnet wer- 
den das Einbringen von Baggergut in die inneren 
Gewässer. Die von allen Nordseeanliegerstaaten 1985 
eingebrachten Stoff mengen ergeben sich aus Ta- 
belle 1. Klärschlamm wird nur noch von Großbritan- 
nien eingebracht. 

Aktuelle Eintragsdaten über die Abfallbeseitigung 
auf See und das Einbringen von Baggergut durch die 
Bundesrepublik Deutschland ergeben sich aus Ta- 
belle 4. Bei der Beurteilung des Einbringens von Bag- 
gergut ist zu berücksichtigen, daß 

— Baggergut keine primäre Schadstoff quelle ist, 

— Baggergut in der Bundesrepublik Deutschland nur 
in inneren Gewässern eingebracht wird und 

— Baggergut, wie in Abschnitt 3.1 bereits dargelegt, 
auch eine natürliche (geogene) Schwermetallbela- 
stung enthält. 


3.5 Einträge von Plattformen 

Die Öleinträge von Plattformen beliefen sich 1985 auf 
etwa 29 000 t. Nach 1985 fand ein Rückgang des 
Öleintrags ausgehend von Plattformen statt, der u. a. 
auf den Rückgang der Ölproduktion aufgrund des 
zwischenzeitlich eingetretenen Preisverfalls zurück- 
zuführen ist. In 1986 wurden etwa 27 000 t und in 1987 
rund 20 000 t Öl von Plattformen eingeleitet. 


3.6 Einträge aus dem Schiffsbetrieb 

Bei den Einträgen aus dem Schiffsbetrieb handelt es 
sich um Öleinträge, ladungs- und instandhaltungsbe- 
dingte Abfälle und hausmüllähnliche Abfälle. 

Die legal durch die Schiffahrt in die Nordsee eingelei- 
tete Ölmenge wird mit wenigen hundert Tonnen pro 
Jahr angenommen. Darüber hinaus werden der Nord- 
see aus dem Maschinenbereich der Schiffe illegal öl- 
haltige Rückstände und Gemische zugeführt. Die ille- 
gal von Schiffen eingeleitete Ölmenge wird vom Um- 
weltbundesamt auf einige tausend Tonnen pro Jahr 
geschätzt. Dieses Ergebnis beruht auf Hochrechnun- 
gen der Ergebnisse aus den mehrjährigen Luftüber- 
wachungen der Deutschen Bucht. 

Eine Hochrechnung der hausmüllähnlichen Abfälle 
für die gesamte Nordsee führt unter Einschluß des 
durchschnittlichen instandhaltungsbedingten Mülls 
zu einer Menge von 27 400 t/a. Die Hochrechnung des 
Güterumschlages für die Gesamtheit der Nordseehä- 
fen ergibt eine Schätzung von 50 700 t Abfall aus 
Staumaterialien und von 152 000 t Schüttgutresten. 
Die Summe der ladungsbedingten Abfälle, die durch 
den Betrieb und beim Umschlag auf der Nordsee und 
in den Nordseehäfen auf Seeschiffen anfallen, addiert 
sich zu insgesamt 230 000 t/a. Es ist davon auszuge- 
hen, daß besonders die ladungsbedingten Abfälle 
zum größeren Teil erst auf dem Atlantik über Bord 
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gegeben werden und nur zum kleineren Teil die 
Nordsee belasten. Vermutlich werden etwa 44 000 t/a 
hausmüllähnliche, instandhaltungsbedingte und la- 
dungsbedingte Abfälle in die Nordsee eingebracht. 

Es liegen Ergebnisse aus Felduntersuchungen am 
Meeresboden und am Spülsaum vor, die mit den Er- 
fahrungen aus langjährigen Deichreinigungen für die 
Gesamtlänge der schleswig-holsteinischen Deiche 
eine Abschätzung der eingeb rächten Schiffsmüll- 
menge erlauben. Die Rechnung führt zu 18 000 bis 
62 000 t Schiffsmüll pro Jahr, die den etwa 44 000 t 
betriebs- und ladungsbedingten Abfällen gegenüber- 
zustellen sind, die sich aus der Müllbüanz im Seever- 
kehr ergeben haben (Bilanzierung erfolgte vor In- 
krafttreten der MARPOL Anlage V „Schiffsmüll" am 
31. Dezember 1988). 

Neben dem Schiffsmüll stellen die von Chemikalien- 
tankem eingeleiteten Ladungsreste für die Nordsee 
ein Problem dar. Die Menge dieser sogenannten Slops 
wurde nach einer im Auftrag des Umweltbundesam- 
tes durchgeführten Untersuchung für 1986 auf minde- 
stens 40 000 bis 60 000 m 3 , mit einem Anteil des Che- 
mikalienkonzentrats von 1 200 bis 3 000 m 3 , ge- 
schätzt. 


4. Nährstoffkonzentrationen 

Phosphor und Stickstoff stellen für Pflanzen und Tiere 
lebensnotwendige Elemente dar, die z. B. in Proteine, 
Adenosintriphosphat (ATP) und Desoxyribonuclein- 
säure (DNS) eingebaut werden. Beide Nährstoffele- 
mente treten im Meeresbereich normalerweise in 
niedrigen Konzentrationen auf und begrenzen die 
Produktivität des Phytoplanktons. Aufgrund der an- 
thropogenen Nähr st off zufuhr müssen heute zumin- 
dest die Küstenbereiche der Nordsee als hypertro- 
phiert (d. h. überdüngt) angesehen werden. 

Vor allem aufgrund der gestiegenen Nährstofffrach- 
ten der Flüsse finden sich im Gürtel des kontinentalen 
Küstenwassers (50 000 km 2 ) erhöhte Nährstoffkon- 
zentrationen: Während 1950 die Einträge über die 
Atmosphäre und aus den Rüssen einen Anteil von 
15% beim Phosphor und 24% beim Stickstoff aus- 
machten, stammte 1980 mehr als die Hälfte der Nähr- 
stoffeinträge aus Luftverschmutzung und Flußfrach- 
ten. Derzeit kann davon ausgegangen werden, daß 
etwa 50 % der im kontinentalen Küstenwasser ermit- 
telten Nährstof fkonzentrationen auf anthropogene 
Einflüsse zurückzuführen sind. 

In der zentralen Nordsee sind die Nährstoffkonzentra- 
tionen im Winterwasser geringer als im einströmen- 
den Atlantikwasser, d. h. es werden in die Nordsee 
eingetragene Nährstoffe durch Sedimentation aus 
dem Oberflächenwasser eliminiert. Es liegen derzeit 
keine Hinweise auf Veränderungen der Nährstoff- 
konzentrationen in der zentralen und nördlichen 
Nordsee sowie in dem Wasser, das aus dem atlanti- 
schen Ozean in die Nordsee einströmt, vor. Demge- 
genüber wurden höhere Nitratkonzentrationen insbe- 
sondere in der südlichen Nordsee, in der Deutschen 
Bucht, im Kattegat und im Skagerrak vor der schwe- 
dischen Küste beobachtet. Langzeituntersuchungen 


auf Helgoland-Reede (Deutsche Bucht) ergaben für 
den „Winter" -Zeitraum November bis März der Jahre 
1962 bis 1984 (23 Jahre) einen Anstieg der Konzentra- 
tionen an Phosphat um das l,6fache, an Nitrat um das 
3,8fache, an Nitrit um das l,6fache und an gelöstem 
anorganischen Stickstoff insgesamt (Nitrat, Nitrit und 
Ammonium) um das l,6fache. Demgegenüber nah- 
men die Konzentrationen an Silikat und Ammonium 
auf das 0,4fache des jeweiligen Ausgangswertes ab. 
Bei Berücksichtigung der werktäglich erhobenen Da- 
ten aller Monate ergeben sich vergleichbare Trends: 
Phosphat stieg bis etwa 1970 langsam, dann bis etwa 
1975 schnell; die Konzentrationen sind bis 1984 un- 
verändert geblieben. Die Summe der gelösten anor- 
ganischen Verbindungen hat sich, vergleichbar dem 
Nitrat, bis um 1973 wenig verändert und stieg dann 
mehr oder minder kontinuierlich an. 


5. Schwermetallkonzentrationen 

Wegen ihrer weit verbreiteten Anwendung gelangen 
Schwermetalle in relativ hohen Konzentrationen in 
die Umwelt. Sie werden u. a. in Antikorrosionsmitteln 
(Cd, Pb), Batterien (Cd, Pb, Hg), Kraftstoffen (Pb), Bio- 
ziden (Hg, Cu, Zn) und Legierungen (Cd, Pb, Cu, Zn) 
verwendet. Schwermetalle sind biologisch nicht ab- 
baubar und können dem biogeochemischen Zyklus 
nicht entzogen werden. Die Beeinträchtigung mariner 
Ökosysteme durch Schwermetalle ist daher dauer- 
haft. Eine Verringerung der Belastung kann nur durch 
den Export von verschmutztem Wasser, Organismen 
und Sedimenten oder durch dauerhaften Abschluß 
(Überschichtung verschmutzter Sedimente) erfolgen. 
In Ästuaren bestehen besondere Bedingungen: Hier 
können Veränderungen der chemischen (z. B. Salzge- 
haltsgradient) und biologischen Bedingungen (z. B. 
Absterben von Organismen) eine erneute Freisetzung 
von Schwermetallen bewirken, die zu einer erhöhten 
biologischen Verfügbarkeit führen (z. B. Remobilisie- 
rung von Cadmium über Chlorokomplexierung) . 


5.1 Schwermetalle im Wasser 

Die im Wasser ermittelten Schwermetallkonzentratio- 
nen sind in Gebieten der zentralen Nordsee generell 
niedriger als in den Küstenregionen, jedoch höher als 
im Atlantik. Frontensysteme bilden effektive Barrie- 
ren gegen den Schadstofftransport in die Hohe See. 
Belastungsschwerpunkte befinden sich vor allem in 
Küstenbereichen in der Nähe der Ästuare großer 
Flüsse. 

Die Elemente Cadmium, Blei und Quecksilber weisen 
eine unterschiedliche Verteilung in der Nordsee auf. 
Cadmium ist verhältnismäßig gleichförmig verteilt 
(Abbildung 5). Eine allgemeine Konzentrationszu- 
nahme in Richtung auf die Küsten ist jedoch auch für 
dieses Element zu beobachten. In Nähe der engli- 
schen Südostküste, an der belgischen und niederlän- 
dischen Küste, in der Deutschen Bucht und an der 
dänischen Küste treten erhöhte Cd-Konzentrationen 
auf, während der Einstrom aus dem Nord-Ost-Atlan- 
tik niedrigere Konzentrationen in die Nordsee führt. 
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Für Blei (Abbildung 6) ergibt sich im Prinzip eine ähn- 
liche Belastungssituation im Bereich der Küstenlinie 
wie für Cadmium. Erhöhte Pb-Konzentrationen im Be- 
reich der zentralen Nordsee spiegeln vermutlich den 
vergleichsweise hohen atmosphärischen Bleieintrag 
wider. Bei der Bewertung der Ergebnisse ist zu beach- 
ten, daß die elementspezifische Konzentrationszu- 
nahme in Richtung auf die Küsten, die für Cadmium 
geringer ausgeprägt ist als für Blei, in erheblichem 
Maße durch die im Küstenraum erhöhten Schweb- 
stoffgehalte beeinflußt werden kann. Aufgrund der 
hohen prozentualen Bindung der Schwermetalle an 
Schwebstoffen sollte das Konzentrationsgefälle in 
Richtung Hohe See erst dann abschließend beurteilt 
werden, wenn genauere Kenntnisse über die spezifi- 
sche Schwermetallbeladung der Schwebstoffe vorlie- 
gen. 


5.2 Schwermetalle im Sediment 

In Flüsse eingeleitete Schwermetalle werden durch 
organische und mineralische Komponenten der im 
Wasser transportierten Schweb- und Sinkstoffe zu ei- 
nem hohen Prozentsatz gebunden. Während des 
Transports des metallbelasteten partikulären Mate- 
rials in das offene Meer setzt sich hiervon bereits ein 
Großteil während der Fließstrecke ab. Insbesondere 
zu bestimmten hydrologisch bedeutsamen Zeitpunk- 
ten (hohe Oberwasserabflüsse) wird jedoch ein hoher 
Prozentsatz der jährlichen Schwebstofffracht in die 
Nordsee eingetragen und führt auch hier zu einer er- 
heblichen Belastung des Gewässerbodens. 

Aufgrund der unterschiedlichen chemischen Zusam- 
mensetzung und der großen Oberfläche pro Ge- 
wichtseinheit sind die kleineren Sedimentpartikel 
(o20 gm) vergleichsweise höher mit Schwermetallen 
beladen als die größeren, die überwiegend aus inak- 
tivem Quarz bestehen (p20 gm). Um eine Vergleich- 
barkeit der sich in der Korngrößenverteilung zum Teil 
erheblich unterscheidenden Sedimente zu gewährlei- 
sten, werden die zu untersuchenden Schwermetalle 
üblicherweise in der Fraktion o20 gm (Ton, Fein- und 
Mittelschluff) analysiert. 

Die in den Abbildungen 7 bis 9 dargestellten Schwer- 
metallgehalte (Hg, Cd, Pb) von Sedimenten der Nord- 
see zeigen ein ausgeprägtes räumliches Verteilungs- 
muster. Die gewählten Klasseneinteilungen beziehen 
sich auf die jeweiligen natürlichen Hintergrundwerte 
der Schwermetalle in der o20 pm-Fraktion (Hg: 
0,2 mg/kg, Cd: 0,3 mg/kg, Pb: 25 mg/kg). Die zugrun- 
degelegten Hintergrundwerte berücksichtigen je- 
doch nicht die unterschiedliche geologische Beschaf- 
fenheit der Einzugsgebiete für die einzelnen Flüsse, 
die Wattgebiete sowie die Hohe See. Sie stellen somit 
lediglich Näherungswerte dar, die von den wahren 
Werten vermutlich bis zum Faktor 2 abweichen kön- 
nen. 

Für die z. T. erhebliche Belastung der Deutschen 
Bucht mit Quecksilber ist die Elbe besonders proble- 
matisch, während die erhöhten Cadmiumgehalte in 
der inneren Deutschen Bucht in stärkerem Maße als 
beim Hg auch Weser und Ems zuzuordnen sind. Ein- 
deutiger Belastungsschwerpunkt in der Nordsee ist 


für beide Schwermetalle die Deutsche Bucht. Die 
Cadmiumkontamination fällt weiträumiger aus als 
beim Quecksilber, welches verstärkt zur Sedimentbe- 
lastung insbesondere vor der schleswig-holsteini- 
schen Küste beiträgt. In Bereichen der offenen Nord- 
see finden sich deutlich erhöhte Bleigehalte, während 
die Cadmium- und Quecksilb ergehalte nur leicht er- 
höht scheinen oder den natürlichen Hintergrundwer- 
ten entsprechen. Die weiträumige Belastung der 
Nordseesedimente mit Blei korrespondiert mit seinem 
hohen Eintrag über die Atmosphäre. 


5.3 Schwermetalle in Organismen 

Zink und Kupfer sind für Organismen lebensnotwen- 
dige Spurenelemente. Sie können weit über das phy- 
siologisch Notwendige hinaus in Organismen ange- 
reichert werden. Der Grad der Akkumulation wird 
entscheidend durch die biologische Verfügbarkeit der 
Elemente in Wasser und Nahrung bestimmt. Dasselbe 
gilt für das nicht lebensnotwendige Element Cad- 
mium, das vermutlich von den Organismen nicht vom 
Zink unterschieden werden kann und somit über den 
Zinkweg in die Zelle gelangt. Blei und Quecksilber 
sind ebenfalls nicht lebensnotwendig, werden aber 
ausschließlich auf passive Weise akkumuliert, wobei 
das lipophile Methylquecksilber in erhöhtem Maße 
biologische Membranen passiert. 

In Meeresfischen wie Kabeljau (Gadus morhua), 
Scholle (Pleuronectes platessa) und Hering (Clupea 
harengus), die in unbelasteten Gebieten gefangen 
wurden, liegt der „natürliche" Quecksilbergehalt 
zwischen 0,05 und 0,1 mg/kg Frischgewicht (FG). 
Muskelgewebe und Leber zeigen annähernd gleich 
hohe Konzentrationen. Für Blei finden sich im Mus- 
kelgewebe von Fischen der zentralen Nordsee nied- 
rige Gehalte von 0,0005 bis 0,004 mg/kg (Kabeljau, 
Scholle). Vergleichbar niedrig liegen auch die Cadmi- 
umkonzentrationen. Durch analytische Fehler nicht 
verfälschte Cadmiumgehalte im Muskelgewebe von 
Seefischen haben eine Größenordnung von kleiner als 
0,001 mg/kg. Im Gegensatz zum Quecksilber stellt für 
Blei und Cadmium die Leber (und auch die Niere) das 
Haupt-Speicherorgan dar. Die Gehalte in der Leber 
hegen um etwa ein bis zwei Größenordnungen höher 
als im Muskelgewebe und sind somit mit den üblichen 
spurenanalytischen Bestimmungsmethoden leichter 
und zuverlässiger bestimmbar. 

In einer vom Umweltbundesamt in Auftrag gegebe- 
nen Untersuchung wurde nachgewiesen, daß das 
Kontaminationsniveau von Quecksilber in Flundern 
aus dem Elbeästuar außer ge wöhnhch hoch ist: In 1986 
wurde der in der Schadstoff-Höchstmengenverord- 
nung festgelegte Höchstmengenwert von 0,5 mg/kg 
FG im inneren Elbeästuar von 46 % und im äußeren 
Elbeästuar von 27% der untersuchten Individuen 
(n = 107) überschritten. Generell nehmen die Hg- 
Konzentrationen vom inneren über das äußere Ästuar 
seewärts ab. 

Wichtige Erkenntnisse über Schwermetallgehalte von 
Fischen der südlichen Nordsee wurden im Rahmen 
eines vom Bundesminister für Forschung und Techno- 
logie geförderten Forschungsprojektes gewonnen. 
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Die an Klieschen (Limanda limanda) durchgeführten 
Untersuchungen bestätigen, daß die Elbe eine her- 
ausragende Quelle für den Eintrag von Quecksilber in 
die Deutsche Bucht darstellt (Abb. 10). Aus dem vor- 
handenen Datenmaterial läßt sich schließen, daß das 
über die Elbe eingetragene Quecksilber mit der vor- 
herrschenden Restströmung entlang der west jütländi- 
schen Küste verfrachtet und verteilt wird, wobei die 
Elementkonzentration durch Verdünnung mit gerin- 
ger kontaminiertem Meerwasser und durch Ablage- 
rung im Sediment mit zunehmender Entfernung von 
der Elbe verringert wird. 

Die Untersuchungsergebnisse des im Auftrag des 
BMFT durchgeführten Projektes geben ferner Anlaß, 
bisherige Vorstellungen über die Schwermetallbela- 
stung von Fischen der Nordsee kritisch zu hinterfra- 
gen. Bislang war davon auszugehen, daß nur in regio- 
nal begrenzten küstennahen Gewässern erhöhte Kon- 
zentrationen von Schwermetallen Vorkommen. Nun- 
mehr werden solche aber auch in küstenfemen Ge- 
bieten erkennbar. Namentlich auf der Doggerbank 
und in einer Zone entlang des 56. Breitengrades zei- 
gen die Untersuchungen an KLieschenlebern sehr 
deutlich, daß von einer graduellen Konzentrationsab- 
nahme bei den Elementen Cadmium und Blei in Rich- 
tung auf die Hohe See allgemein nicht gesprochen 
werden kann. Die Abbildungen 11 und 12 geben die- 
sen Sachstand wieder. 


6. Konzentrationen organischer Schadstoffe 

Von den organischen Schadstoffen sind die chlorier- 
ten Kohlenwasserstoffe (CKW) besonders problema- 
tisch. Die in der Umwelt anzutreffenden CKW sind 
fast ausschließlich anthropogenen Ursprungs (Xeno- 
biotika). Zur Gruppe der CKW, die in der Nordsee 
nachgewiesen worden sind, gehören z. B.: 

— Polychlorierte Biphenyle (PCB), bestehend aus ei- 
ner Gruppe von 209 Kongeneren, und Polychlo- 
rierte Terphenyle (PCT): Diese Stoffe wurden bzw. 
werden als Kühlmittel und Dielektrikum in Kon- 
densatoren und Transformatoren, als Hydrauliköl 
in Bergwerken, als Weichmacher in Kunststoffen 
oder auch als Insektizidzusatz genutzt. PCB finden 
sich ferner in Altölen. 

— Hexachlorethan, Octachlorstyrol (OCS) u. a.: 
Diese Stoffe fallen u. a. als Nebenprodukte bei 
technischen Produktionsprozessen an. 

— Biozide wie Hexachlorbenzol (HCB), Lindan (g- 
HCH), DDT, Dieldrin, Pentachlorphenol (PCP): Mit 
Ausnahme von Lindan besteht für diese Stoffe in 
der Bundesrepublik ein Anwendungsverbot. HCB 
wurde bzw. wird als Weichmacher und Flammen- 
hemmittel, vor allem aber als Fungizid in Saatbeiz - 
und Holzschutzmitteln angewandt; ferner gelangt 
es bei der Herstellung von Lösungsmitteln und 
beim Verbrennen chlorhaltiger Produkte in die 
Umwelt. Hexachlorcyclohexan (HCH) beinhaltet 
eine Reihe von Isomeren, von denen im aquati- 
schen Bereich neben dem hochwirksamen Insekti- 
zid Lindan vor allem das bei der Lindanproduktion 


anfallende Nebenprodukt a-HCH in nennenswer- 
ten Konzentrationen in Erscheinung tritt. 

Die genannten Organohalogenverbindungen werden 
in der Natur nur langsam abgebaut, reichem sich in 
Organismen z. T. sehr hoch an und weisen ein hohes 
ökotoxisches Gefährdungspotential auf. 


6.1 Organische Schadstoffe im Wasser 

Im Rahmen des Überwachungsprogramms des Deut- 
schen Hydrographischen Instituts wurde die Nordsee 
im Sommer 1986 flächendeckend auf chlorierte Koh- 
lenwasserstoffe untersucht. Das Insektizid Lindan 
kann in der Nordsee weiträumig verfolgt werden 
(Abb. 13): Seine Verteilungsstruktur zeigt die wesent- 
lichen Quellen durch den Eintrag von Rhein, Weser 
und Elbe sowie den Ausstrom aus der Ostsee an. Ein 
ähnliches Verteilungsmuster besteht auch für b-HCH, 
das im Vergleich zum a-HCH und Lindan jedoch in 
wesentlich niedrigeren Konzentrationen auftritt. Beim 
a-HCH wurden die höchsten Konzentrationen im Ska- 
gerrak und vor den Mündungen von Elbe und Weser 
ermittelt. Die weiträumige Verteilung der HCH-Iso- 
mere stimmt sowohl mit den genannten Belastungs- 
schwerpunkten als auch mit den Verhältnissen des 
Wasseraustausches in der Nordsee überein. 

Insgesamt treten vergleichsweise hohe Konzentratio- 
nen an chlorierten Kohlenwasserstoffen im Küsten- 
raum, besonders in Flußmündungsgebieten auf. Zur 
offenen Nordsee hin nehmen die Konzentrationswerte 
in der Regel ab. Dies gilt auch für das HCB mit Bela- 
stungsschwerpunkten vor den Mündungen von 
Rhein, Weser und Elbe (Abb. 14). 


6.2 Organische Schadstoffe im Sediment 

Die unpolaren chlorierten Kohlenwasserstoffe werden 
aufgrund ihrer starken Lipophilie am stärksten durch 
organische Bestandteile der im Wasser suspendierten 
Schwebstoffe gebunden. Dies bewirkt, daß bei ein- 
heitlicher Belastung des Wassers Sedimente mit ei- 
nem höheren organischen Anteil in der Regel stärker 
mit chlorierten Kohlenwasserstoffen verunreinigt 
werden. Um eine Vergleichbarkeit unterschiedlich 
stark belasteter Sedimenttypen zu ermöglichen, er- 
weist sich daher der Gehalt an organischem Kohlen- 
stoff der Sedimente (TOC) als beste Bezugsgröße zur 
Standardisierung der in den Sedimenten auftretenden 
CKW-Konzentrationen. 

Eine großräumige Bestandsaufnahme zur Ermittlung 
der Organohalogenkontamination von Nordseesedi- 
menten in den Jahren 1984 bis 1987 führte zu folgen- 
den Erkenntnissen: Die HCB- und PCB- Verteilungen 
zeigen hohe Werte vor der Elbmündung, die nach 
Norden und Nordwesten deutlich abnehmen (Abbü- 
dung 15 bis 16). Ein ausgeprägter Belastungsschwer- 
punkt liegt für beide Stoffe westlich von Helgoland. 
Insgesamt fallen fünf Gebiete durch eine erhöhte 
HCB-Belastung auf (Abbildung 15): die Deutsche 
Bucht, die niederländische und britische Küste sowie 
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zwei Gebiete südlich und nordöstlich der Dogger- 
bank. 


6.3 Organische Schadstoffe in Organismen 

Im Gegensatz zu den meisten anorganischen Verbin- 
dungen werden chlorierte Kohlenwasserstoffe wie 
HCB im Fettgewebe von Organismen akkumuliert. 
Generell gilt, daß mit abnehmendem Dampfdruck 
und abnehmender Wasserlöslichkeit der Bioakkumu- 
lationsgrad steigt. 

Eine großräumige Bestandsaufnahme zur Erfassung 
des Kontaminationsniveaus von Klieschen ergab, daß 
die CKW-Belastung der Fische von den küstennahen 
Stationen der inneren Deutschen Bucht in Richtung 
zur offenen See abnehmen. Die in den Jahren 1984 bis 
1986 durchgeführten Untersuchungen zeigen ferner, 
daß dieser Trend bei Ausweitung des Gebiets auf die 
zentrale und südliche Nordsee nicht erhalten bleibt: 
Die höchsten Konzentrationen von Lindan, DDD und 
PCB in Lebern von Klieschen wurden in der Deut- 
schen Bucht und an einigen Stationen (56° N) des 
dänischen Festlandsockels gefunden. Die Klieschen 
von Stationen vor der britischen Küste, der Dogger- 
bank und z. T. von Stationen des dänischen Festland- 
sockels waren am höchsten mit a-HCH, HCB, DDE 
und DDT belastet. Die mit dieser Verteilung verbun- 
denen Konzentrationsmuster entsprachen auf dem 
Gebiet der Dogger Bank denen vor der britischen 
Küste. Die Muster in Klieschenlebem aus dem Gebiet 
des dänischen Festlandsockels lassen sich durch die 
Überlagerung der Konzentrationsmuster der Deut- 
schen Bucht und der Doggerbank erklären. Ein Ver- 
driften von Schadstoffen mit den britischen Küstenge- 
wässern in den Bereich der Doggerbank scheint auf- 
grund der gefundenen Konzentrationsmuster und 
-höhen wahrscheinlich. Die Konzentrationsverteilun- 
gen für HCB und PCB sind in den Abbildungen 17 bis 
18 dargestellt. 

Entsprechende Untersuchungen zur Ermittlung der 
CKW-Belastung von Flundern im deutschen Küsten- 
gebiet ergaben, daß die PCB-Gehalte in Fischen aus 
den Ästuaren von Elbe, Weser und Ems als in etwa 
gleich hoch belastet einzustufen sind. Demgegenüber 
zeigen Flundern aus dem Elbeästuar die vergleichs- 
weise höchsten HCB-Gehalte: In 1986 wurde der in 
der Pflanzenschutzmittel-Höchstmengenverordnung 
festgelegte Höchstmengenwert von 0,05 mg/kg 
Frischgewicht im inneren Elbeästuar von 14% der 
untersuchten Individuen überschritten, während im 
äußeren Elbeästuar keine Überschreitungen auf traten 
(n = 107). Bei Rundem aus dem inneren Weserästuar 
spielt die Kontamination mit HCB hingegen eine un- 
tergeordnete Rolle, während die Lindan-Konzentra- 
tionen im Vergleich zur Deutschen Bucht deutlich er- 
höht sind und in etwa denen der Elbe entsprechen. 
Die Untersuchungen von Flundern aus dem Ems- 
ästuar zeigen, daß die HCH-Isomere und HCB mit 
etwa gleichen, aber gegenüber den beiden anderen 
Rußsystemen deutlich niedrigeren Konzentrationen 
vertreten sind; ein Konzentrationsgradient zur offe- 
nen See ist nicht erkennbar. 


7. Effekte 

Langfristige Veränderungen in Teilbereichen des 
Ökosystems der Nordsee betreffen den Fischbestand, 
die bodenlebenden Organismen (Benthos) und die 
winzigen, im Wasser frei schwebenden Pflanzen (Phy- 
toplankton) und Tiere (Zooplankton). Aber nicht nur 
auf der Ebene der Lebensgemeinschaften, sondern 
auch auf den Organisationsstufen der Populationen, 
der Organismen, der Organe und Zellen sowie der 
subzellulären Systeme werden Effekte beschrieben. 
Unter dem Hintergmnd von natürlichen Ruktuatio- 
nen ist es im Einzelfall jedoch schwierig eine kausale 
Verknüpfung zu anthropogenen Stoff einträgen bzw. 
Konzentrationserhöhungen bestimmter Problemstoffe 
herzustellen. In der Regel müssen daher Indizien in 
Form korrespondierender Merkmale ausreichen, um 
Besorgnis über den Zustand der Nordsee zu äußern. 


7.1 Hypertrophierung 

Hypertroph bedeutet „ überernährt " und weist darauf 
hin, daß mit dem anthropogenen Nährstoffüberange- 
bot schädliche Auswirkungen in der Meeresumwelt 
verbunden sind. Derartige Auswirkungen können die 
marinen Lebensgemeinschaften und auch die 
menschliche Gesundheit betreffen. 

Für die Küstenbereiche der Nordsee läßt sich feststel- 
len, daß der anthropogene Phosphateintrag die früher 
vermutlich häufige Wachstumsbegrenzung des Phy- 
toplanktons durch Phosphatlimitierung aufhebt und 
die Entwicklung größerer Planktonbestände im Früh- 
jahr erlaubt. Nach den Frühjahrsblüten sind Silikat, 
oft auch Phosphat weitgehend von den schnellwüch- 
sigen Planktonalgen aufgebraucht, während Stick- 
stoff im Überschuß vorliegt. Mit der Erwärmung des 
Wassers im Frühsommer setzt dann eine verstärkte 
Remineralisation, insbesondere der Phosphorverbin- 
dungen ein. Die Phosphatkonzentrationen steigen 
und das N/P- Verhältnis sinkt von etwa 40 : 1 im ersten 
Halbjahr gegen Spätsommer auf den für den Einbau 
in biologisches Material charakteristischen Wert von 
16: 1 und weniger ab. Die Frühjahrsblüten (vorwie- 
gend Kieselalgen) werden im Sommer von Plankton- 
blüten abgelöst, die vorwiegend aus Dinoflagellaten 
bestehen. Aufgrund geringer Nährstof fansprüche 
können diese Algen auch bei niedrigen Nährstoffkon- 
zentrationen im Wasser eine hohe Produktivität auf- 
rechterhalten. 

Aufgrund der gestiegenen Nährstoffkonzentrationen 
bei Helgoland hätte die Primärproduktion der Früh- 
jahrsblüte 1984 rechnerisch um die Hälfte höher aus- 
f allen können als 1962. Tatsächlich hat sich die Phy- 
toplanktonbiomasse über die 23 Jahre in allen Mona- 
ten, nicht nur im Frühjahr vergrößert (Faktor 2 bis 3). 
Eine Trennung der Phytoplanktonbestände in Diato- 
meen und Ragellaten ergibt, daß der Zuwachs aus- 
schließlich durch die Ragellaten verursacht wurde. 
Statt wie früher, als die Blüten im Zeitraum von Juli bis 
September lagen, beginnen sie jetzt teilweise im April 
und erstrecken sich nach wie vor bis in den Septem- 
ber. Dies vollzieht sich auf der Basis von Winterpopu- 
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lationen, die das Niveau mancher früherer Sommer- 
populationen erreichen. 

Bei einer Wertung der Nährstoffproblematik ist zu 
beachten, daß die Entstehung von Planktonblüten 
nicht nur von Nährstoffen, sondern in erheblichem 
Maße auch von der hydrographischen Situation, vor 
allem der salz- und/oder temperaturbedingten Dich- 
teschichtung der Wassersäule abhängt. Sinken die 
durch höhere Primärproduktion zusätzlich gebildeten 
Phytoplanktonzellen in tiefere Wasserschichten, wird 
der Verbrauch an gelöstem Sauerstoff im Tiefenwas- 
ser durch den aeroben Abbau des organischen Mate- 
rials gesteigert. Dies kann bei stabiler Schichtung, die 
die Nachheferung von Sauerstoff aus dem Oberflä- 
chenwasser erschwert, zum Absterben der Boden- 
fauna und zu negativen Auswirkungen auf die Boden- 
fische aufgrund von Sauerstoffmangel führen. In den 
Jahren 1981 bis 1983 hat dieser Effekt ausgedehnte 
Gebiete der Deutschen Bucht und der Gewässer west- 
lich von Dänemark betroffen. In den nachfolgenden 
Jahren 1984 bis 1986 waren die Verhältnisse wieder 
besser. In 1987 ließen sich trotz erhöhter Nährstoff- 
konzentrationen in der Deutschen Bucht keine erhöh- 
ten Phytoplanktonmengen finden, vermutlich weil 
das windreiche Sommerwetter keine ausreichende 
Schichtung erlaubte. Dies dürfte auch der Grund für 
eine ausreichende Sauerstoffversorgung des Boden- 
wassers gewesen sein, die im Juli und August 1987 
zwischen 75 % und 95 % der Sättigungskonzentration 
lag. 

Neben der quantitativen Erhöhung der Primärpro- 
duktion ist es auch zu Veränderungen in der Zusam- 
mensetzung des Phytoplanktons gekommen. In 1981 
trat in der Deutschen Bucht eine außergewöhnliche 
Massenentwicklung des ungiftigen Dinoflagellaten 
Ceratium furca auf. 1979 wurde erstmalig eine Blüte 
von Prorocentrum minimum im Oslofjord beobachtet, 
1981 und 1982 im Kattegat und in der Beltsee, ab 1983 
auch in der Kieler Bucht. Möglicherweise verursacht 
diese Alge mit Durchfall verbundene Muschelvergif- 
tungen (DSP = Diarrhetic Shellfish Poisoning). Als 
Hauptverursacher solcher Vergiftungen im Watten- 
meerbereich gilt Dinophysis acuminata. Besonders 
gefährlich ist Gonyaulax tamarensis, ein Dinoflagel- 
lat, dessen Toxin die zum Teil tödlich verlaufende 
paralytische Muschelvergiftung (PSP = Paralytic 
Shellfish Poisoning) verursacht. Es scheint, daß sich 
diese Art, die in Südnorwegen und an der nordengli- 
schen Nordseeküste regelmäßig auftritt, derzeit aus- 
breitet. 1987 wurde das Toxin erstmals in gefährlichen 
Konzentrationen in Miesmuscheln aus dem Limfjord 
analysiert. Hingegen wirken sich Massenentwicklun- 
gen des fischtoxischen Dinoflagellaten Gyrodinium 
aureolum und der als „Killeralge" bezeichneten 
Prymnesiophyceae Chrysochromulina polylepis nach 
derzeitigem Kenntnisstand nicht nachteilig auf die 
menschliche Gesundheit aus. Chrysochromulina trat 
erstmals auffällig im Mai 1988 im östlichen Teil des 
Skagerrak auf und breitete sich entlang der norwegi- 
schen Küste aus; die Alge wirkte toxisch auf Boden- 
tiere, Fische und andere Algen. Blüten von Gyrodi- 
nium wurden bereits früher, erstmalig 1966 in norwe- 
gischen Gewässern beobachtet. 1968 trat eine Gyrodi- 
nium-Blüte bei Helgoland auf; im selben Jahr wurde 
die Art für ein Fischsterben an der dänischen Westkü- 


ste verantwortlich gemacht. Inzwischen gehört Gyro- 
dinium zu den häufigen Dinoflagellaten der Nordsee. 
Abschließend sei auch auf die regelmäßig im Früh- 
sommer nach der Diatomeenblüte an den Nordseekü- 
sten auftretenden Massenentwicklungen von Phaeo- 
cystis pouchetii und Phaeocystis globosa hingewie- 
sen. Diese Algen, die oftmals riesige Schaumberge an 
den Stränden verursachen, scheinen sich während der 
letzten Jahrzehnte ausgebreitet zu haben. Phaeocystis 
steht im Verdacht, beim Menschen Schleimhautrei- 
zungen und Hautausschläge hervorzurufen. 


7.2 Schadstoffwirkungen 

Stoffe werden als Schadstoffe bezeichnet, wenn sie 
toxisch sind. Toxizität wird dabei definiert als „Fähig- 
keit eines Stoffes, aufgrund seiner chemischen Struk- 
tur in einer geringen Dosis oder Konzentration unter 
bestimmten Bedingungen auf ein biologisches System 
schädigend zu wirken". Aus dieser Definition ergibt 
sich die Konzeption von Testverfahren, die die Mani- 
festation des toxischen Effektes auf folgenden Ebenen 
erfassen sollen: Subzelluläre Systeme (Membranen, 
Enzyme etc.), Einzelzellen, Gewebe und Organe, Or- 
ganismen sowie Populationen und Biozönosen (Öko- 
systeme). 

Die Feststellung eines Effektes und vor allem die Zu- 
ordnung von Effekt und Auslöser gestalten sich im 
Normalf all jedoch äußerst schwierig. Einerseits zeigte 
sich bei den im Labor unter kontrollierten Bedingun- 
gen durchgeführten Untersuchungen, daß die Schad- 
stoffkonzentrationen, die letale und subletale akute 
und chronische Effekte auslösen, auch bei sensitiven 
Arten in der Regel deutlich über den in der Nordsee zu 
erwartenden Konzentrationen hegen. Andererseits 
werden im Freiland Effekte beobachtet, die allein mit 
natürlichen Fluktuationen wohl kaum zu erklären 
sind. Die mangelnde Übertragbarkeit von Laborbe- 
funden auf Freilandverhältnisse und die Schwierig- 
keiten bei der Interpretation von Freilandbefunden 
haben u. a. folgende Gründe: Im Hinblick auf die 
Vielzahl der einwirkenden Einzelstoffe hegen die 
SchweUenwerte im Freiland aufgrund additiver und 
synergistischer Effekte sicherhch niedriger als im La- 
bor bei Einzelstoff prüf ungen. Ferner können im Frei- 
land aufgrund des Einflusses unkontrolliert) arer Va- 
riablen derzeit schwerlich kausale Zusammenhänge, 
die zwischen natürlichen und anthropogenen Stresso- 
ren unterscheiden, festgestellt werden. Bei der Unter- 
suchung von langfristigen Veränderungen im Ökosy- 
stem Nordsee mit seinen zahlreichen Subökosyste- 
men treten zudem noch zusätzliche Schwierigkeiten 
auf: Aufgrund der Komplexizität der Zusammen- 
hänge, die mit Hilfe von Untersuchungen zur Produk- 
tionsleistung und zur Erfassung von Häufigkeit und 
Auftreten von Arten auf unterschiedlichen Stufen des 
Nahrungsnetzes erfaßt werden sohen, sowie aufgrund 
der saisonalen Dynamik des Ökosystems (jährlicher 
Zyklus) dürfte der wissenschaftliche Nachweis an- 
thropogener Veränderungen frühestens nach Jahr- 
zehnten möglich sein. Das wissenschaftlich fundierte 
Urteü wird daher vermutlich in vielen Fällen zu spät 
kommen, wenn es darum geht, eine Früherkennung 
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und die Abwehr eines schweren ökologischen Scha- 
dens zu gewährleisten. 

Indes gibt es in Teilbereichen der Nordsee besorgnis- 
erregende Hinweise auf mögliche Schadstoffwirkun- 
gen: 


— Fischkrankheiten 

Hohe Prozentsätze erkrankter Fische wurden mit Be- 
ginn systematischer Untersuchungen Ende der 70er 
Jahre in der Nordsee angetroffen. Insbesondere an 
der Kliesche fanden sich häufig äußerlich erkennbare 
Erkrankungen. Die durch Viren und Bakterien her- 
vorgerufenen Krankheiten traten gehäuft in Gebieten 
der Deutschen Bucht, auf der Doggerbank und vor der 
britischen Küste auf. Im Verklappungsgebiet für Ab- 
fälle aus der Titandioxidproduktion in der Deutschen 
Bucht wurden häufiger als in umgebenden Ver- 
gleichsgebieten KLieschen mit epidermalen Papillo- 
men (Hauttumore) angetroffen. In diesem Gebiet wa- 
ren erhöhte Konzentrationen von Chrom in äußeren 
Geweben der Kliesche und in Sedimenten des Ein- 
bringungsgebietes und dessen nördlicher Umgebung 
festgestellt worden. Es wurde ein Zusammenhang er- 
rechnet zwischen der Größe der Papillome von Khe- 
schen der Deutschen Bucht und der Konzentration 
von Chrom in ihren Körpern. Diese regionalen und 
zeitlichen Übereinstimmungen von Schadensereignis 
und möglichen Schadensursachen wurden als Indiz 
für eine kausale Verknüpfung zwischen bestimmten 
Inhaltsstoffen der Abfälle und den Krankheiten inter- 
pretiert. 


— Fischpopulationen 

Den größten Einfluß auf Fischpopulationen übt die 
Fischerei aus. Jedoch gibt es Veränderungen von 
Fischbesiedlungen in Gebieten, in denen sich weder 
die Fischereistrategie noch deren Intensität verändert 
haben. Bei Langzeituntersuchungen im deutschen 
Wattenmeer konnte gezeigt werden, daß während der 
letzten 30 Jahre beträchtliche Verschiebungen in der 
Fischbesiedlung erfolgt sind. Daß Schadstoffe hierbei 
eine Rolle spielen, ist nicht erwiesen. Bedenklich stim- 
men jedoch Untersuchungen, die nachweisen, daß die 
Reproduktionsleistung von Fischen durch die Anrei- 
cherung von Organohalogenverbindungen in den 
Keimdrüsen beeinträchtigt sein könnte. 


— Bodenbewohnende Organismen (Benthos) 

Vergleiche neuerer Erhebungen über die Besiedlung 
der Deutschen Bucht mit Bodentieren mit älteren Da- 
ten haben ergeben, daß mehrere Bodentierarten 
heute weit weniger häufig oder nicht mehr in ihren 
alten Verbreitungsgebieten angetroffen werden. Ob 
bestimmte Schadstoffe, die organische Belastung und 
Nährstoffe oder natürliche Bestandsfluktuationen 
hierfür maßgeblich sind, ist derzeit nicht bekannt. 


— Robbensterben 

Das Massensterben von Seehunden im Sommer 1988, 
dem im deutschen Wattenmeerraum etwa % des Be- 
standes zum Opfer fielen, wurde verursacht durch In- 
fektion der Tiere mit einem bislang unbekannten 
Morbillivirus, verwandt mit dem Staupe virus der 
Hunde und dem Rinderpest- Virus. Die Ausbreitung 
der Epidemie erfolgte entgegen den vorherrschenden 
Meeresströmungen, vermutlich durch Ansteckung 
mit Speichel, der von erkrankten Seehunden reichlich 
abgegeben wird. Offen bleibt die Frage, ob das See- 
hund- Staupe virus schon in anderen Robben-Popula- 
tionen vorhanden war, aber plötzlich aufgrund gene- 
tischer Veränderungen virulent wurde. Der Krank- 
heitsverlauf bei den Seehunden wurde durch Sekun- 
därinfektionen mit Bakterien und parasitischen Wür- 
mern verschlimmert. Ob Schadstoffe bei dem See- 
hundsterben eine Rolle spielten, bleibt umstritten. 
Zwar starben Seehunde aus sehr unterschiedlich mit 
Schadstoffen belasteten Gebieten, die Quecksilber- 
und PCB-Konzentrationen in Seehundgeweben sind 
jedoch generell als hoch einzustufen. Es ist bekannt, 
daß PCB's einen Einfluß auf das Immunsystem aus- 
üben können. Ferner gilt auch ein Einfluß von PCB auf 
den Fortpflanzungserfolg von Seehundweibchen als 
wahrscheinlich. Eine Beteiligung von Schadstoffen 
am Ausbruch oder an der Ausbreitung der Epidemie 
kann somit derzeit mit Sicherheit nicht ausgeschlos- 
sen werden. 


7.3 Effekte der Einträge von Öl 

Im Hinblick auf den Eintrag von Öl treten das Auf- 
kommen gelöster fossiler Kohlenwasserstoffe sowie 
die Einträge durch Plattformen, gemessen an den er- 
kennbaren ökologischen Folgen, hinter die Folgen der 
illegalen Öleinträge durch die Schiffahrt zurück. 

Seit 1962 werden auf Helgoland die der Ölverschmut- 
zung zum Opfer fallenden Seevögel gezählt. Bis 1978 
wurden jährlich Verluste in der Größenordnung von 
etwa 40 verölten Seevögeln pro Jahr registriert. Von 
1979 bis 1982 war eine kontinuierliche Zunahme der 
verölt aufgefundenen Seevögel zu beobachten, die 
1983 mit über 800 auf gefundenen verölten Exempla- 
ren ein besorgniserregendes Ausmaß annahm. In den 
folgenden Jahren gingen die Funde auf Helgoland auf 
einen mehrjährigen Mittelwert in der Größenordnung 
von etwa 400 verölten Exemplaren pro Jahr zurück. 

Im Zeitraum von Juli 1983 bis April 1986 hat das Um- 
weltbundesamt insgesamt 665 km an der deutschen 
Küste auf tote Seevögel beobachten lassen. Dabei hat 
sich gezeigt, daß etwa 45 % aller tot auf gefundenen 
Seevögel an einer Verölung zugrundegegangen wa- 
ren. Bei einzelnen Seevogelarten verendeten bis zu 
95 % der tot aufgefundenen Vogel an einer Verölung. 
Es zeigte sich, daß außer den äußeren Beeinträchti- 
gungen der Seevögel durch Öl ein nicht unerhebli- 
cher Teil äußerlich unversehrter Tiere an inneren Ver- 
ölungen starb. Durch aufwendige Analyse verfahren 
konnte das Deutsche Hydrographische Institut zei- 
gen, daß etwa 90% der Ölverschmutzungen auf 
Brennstoffrückstände zurückzuführen sind. 
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Diese Ergebnisse stehen im Einklang mit der Erkennt- 
nis aus einer mehrjährigen Luftüberwachung, die 
zeigt, daß die Ölverschmutzungen überwiegend längs 
der Hauptschiffahrtswege zu beobachten sind. Ursa- 
che dieser Entwicklung war die rapide Preissteige- 
rung für Rohöl zwischen 1973 und 1980, die ein Aus- 
weichen der Reeder auf Schiffsbrennstoffe minderer 
Qualität zur Folge hatte. Bei der dadurch notwendig 
gewordenen Brennstoffaufbereitung an Bord fallen 
Rückstandsschlämme an, deren illegale Entsorgung 
auf See die wichtigste Ursache für die Verzehnfa- 
chung der bis dahin beobachteten Verluste an veröl- 
ten Seevögeln ist. 


7.4 Effekte sonstiger Stoffeinträge 

Schiffsmüll stellt eine Gefahr für die Tierwelt der 
Nordsee dar. Sehr oft werden Plastikhalterungen für 
Sechserpack-Getränkedosen, Angelschnüre und 
Netzreste als Todesursache für Seevögel festgestellt. 


Treibende Netze, Tauwerk und leere Behälter wirken 
als Fischfallen. Einige Meerestiere verwechseln Pla- 
stikmaterial mit Nahrung und können daran zu- 
grunde gehen. Auch Seehunde wurden schon durch 
Netzreste erdrosselt aufgefunden. 


8. Schlußfolgerungen 

Die Auswirkungen des Stoffeintrags auf das Ökosy- 
stem der Nordsee und seine einzelnen Komponenten 
sind wissenschaftlich fundiert in der Regel nicht nach- 
zuweisen. Die besorgniserregenden ökologischen 
Veränderungen und der mangelnde Kausalitätsnach- 
weis belegen, daß die Aufnahmefähigkeit der Nord- 
see für anthropogene Stoffeinträge nicht festzulegen 
ist. Allein die konsequente Anwendung des Vorsor- 
geprinzips mit dem Grundsatz der Begrenzung von 
Stoffeinträgen an der Quelle (Emissionsprinzip) ver- 
mag die Nordsee vor schwerwiegenden Schäden zu 
schützen. 
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Tabelle 1 


Einträge von Nährstoffen und Schadstoffen in die Nordsee in Tonnen pro Jahr 

Die Zusammenstellung berücksichtigt nicht die Erträge, die aus dem Nordatlantik, aus dem Ärmelkanal und 
aus der Ostsee in die Nordsee gelangen. Die Daten stammen hauptsächlich aus den Jahren 1983 bis 1986 
(Quelle: Quality Status of the North Sea, September 1987). 


Quelle 

Stickstoff 

Phosphor 

Cd 


Hg 


max. 

min. 

max. 

min. 

max. 

min. 

max. 

min. 

Flüsse 

1 000 000 

— 

76 000 

— 

52 

46 

21 

20 

Direkte Einleitungen . 

95 000 

- 

25 000 

— 

20 

20 

5 

5 

Atmosphäre 

400 000 

— 

unbekannt 

— 

240 

45 

30 

10 

Verkloppen von 
— Baggergut 

unbekannt 


unbekannt 


20 


17 


— Klärschlamm 

11 700 

10 000 

2 800 

2 200 

3 

— 

0,6 

— 

— Industrieabfällen . 

unbekannt 

— 

unbekannt 

— 

0,3 

— 

0,2 

— 

Verbrennung auf See 

unbekannt 

— 

unbekannt 

— 

0,1 

— 

Spuren 


Insgesamt (gerundet) 

1 500 000 

- 

100 000 

- 

335 

135 

75 

50 



Cu 

Pb 

Zn 

Cr 

Ni 


max. 

min. 

max. 

min. 

max. 

min. 

max. 

min. 

max. 

min. 

Flüsse 

1 330 

1 290 

980 

920 

7 370 

7 360 

630 

590 

270 

240 

Direkte Einleitungen . 

315 

— 

170 

— 

1 170 

— 

490 

— 

115 

— 

Atmosphäre 

Verkloppen von 

1 600 

400 

7 400 

2 600 

11 000 

4 900 

900 

300 

950 

300 

— Baggergut 

1 000 


2 000 

— 

8 000 

— 

2 500 

— 

700 

— 

— Klärschlamm 

100 

— 

100 

— 

220 

— 

40 

— 

15 

— 

— Industrieabfällen . 

160 

— 

200 

— 

450 

— 

350 

— 

70 

— 

Verbrennung auf See 

3 

- 

2 

— 

12 

— 

1,7 

— 

3 

— 

Insgesamt (gerundet) 

4 500 

3 000 

11 000 

6 000 

28 000 

22 000 

5 000 

4 200 

2 100 

1450 


Wenn die Schätzung der Schadstoffbelastung als ein Bereich von Werten vorhegt, wurde sie in der Tabelle als Höchstwert (max.) 
und Mindestwert (min.) ausgedruckt. Wenn nur ein Belastungswert vorhegt, wurde er in die Höchstwertspalte eingesetzt, und in 
der Mindestwertspalte erscheint ein „ — " . Wenn keine Werte vorhegen, erscheinen „unbekannt“ in der Höchstwertspalte und „ — " 
in der Mindestwertspalte. Der Gesamtwert der Höchstwertspalte ist die Summe der Werte in dieser Spalte. Der Gesamtwert der 
Mindestwertspalte ist die Summe der Mindestwerte zuzüghch der Höchstwerte in den Fähen, wenn keine Mindestwerte bekannt 
sind. Es ist zu beachten, daß alle Eintragswerte mit der möghchen Ausnahme des Verklappens erhebhchen Unsicherheitsfaktoren 
unterhegen, die variieren und schwer zu quantifizieren sind. 
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Tabelle 2 

Oberwasserabflüsse und geschätzte Stofleinträge in die Nordsee über Rhein, Elbe, Weser und Ems 

Die angegebenen Frachten beziehen sich auf die Querprofile der Flüsse an der deutsch-niederländischen 
Grenze bei Bimmen/Lobith (Rhein), an der Tidegrenze (Weser, Ems) und an der Süßwassergrenze (Elbe) — 
(Quelle: Internationale Kommission zum Schutze des Rheins gegen Verunreinigungen, Joint Monitoring 

Group). 


Schwermetalle (t/a) 

1984 

1985 

1986 

1987 

CKW (t/a) 

1984 

1985 

1986 

1987 

Cadmium 





PCB 





Elbe 

9,5 

8,4 

10 

10 

Elbe 



<0,5i) 

0,21) 

Weser 

4,4 

2,9 

2,7 

4,6 

Weser 




0,06 2 ) 

Ems 

0,7 

0,7 

0,8 

1,2 

Ems 




0,0042) 

Quecksilber 





HCB 





Elbe 

7,33) 

7,33) 

15 

25 

Elbe 


0,07 

<0,1 

0,05 

Weser 

1,1 

1,1 

0,4 

0,8 

Weser 


0,004 

0,005 

0,008 

Ems 

0,4 

0,4 

0,2 

0,3 

Ems 


0,002 

0,002 

0,02 

Kupfer 





a-HCH 





Elbe 

178 

183 

250 

400 

Elbe 


0,11 

<0,1 

0,2 

Weser 

307 

84 

60 

53 

Weser 


0,004 

0,005 

0,008 

Ems 

48 

21 

16 

8 

Ems 


0,001 

0,002 

0,002 

Zink 





y-HCH 





Elbe 

1 409 

1 825 

2 000 

3 000 

Elbe 


0,26 

<0,5 

0,8 

Weser 

366 

219 

220 

370 

Weser 


0,11 

0,005 

0,14 

Ems 

92 

44 

40 

87 

Ems 


0,02 

0,01 

0,03 

Blei 










Elbe 

101 

219 

200 

300 






Weser 

40 

26 

40 

45 

Nährstoffe 

1984 

1985 

1986 

1987 

Ems 

3 

12 

7 

9 

(x 103 t/a) 










Gesamt-N 










Rhein 

370 

305 

369 







Elbe 

150 

155 

180 

307 

Oberwasser- 

1984 

1985 

1986 

1987 

Weser 

87 

70 



abfluß (m3/s) 





Ems 

22 

30 








Gesamt-P 





Rhein 

2 492 

1 995 

2 510 


Rhein 

39 

32 

34 


Elbe 

623 

583 

794 

1 130 

Elbe 

12 

11 

12 

12 

Weser 

361 

289 

332 

490 

Weser 

3,8 

5,0 



Ems 

102 

93 

94 

131 

Ems 

0,69 

1,40 




!) XPCB Nr. 28 + 31 + 52 + 101 + 138 + 153 + 180 

2 ) IPCB Nr. 28 + 52 + 101 + 138 + 153 + 180 

3 ) Frachtangaben vermutlich zu niedrig, da unvollständiger Aufschluß der Wasserproben 
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Tabelle 3 


Abschätzung zum Nährstoff- und Schadstoffeintrag 
aus der Atmosphäre in die Nordsee 
(525 000 km 2 Fläche) für 1987 

(Quelle: ATMOS 6/15. bis 17. November 1988) 


Element 

Extrapolation 

von 

Messungen 
der wenigen 
vorhandenen 
Küsten- 
meßstationen 

Berech- 
nungen 
auf der 
Grundlage 
von 

Trajektorien- 

modellen 

mit 

verfügbarer 

Emissions- 

datenbasis 

Nährstoffe: 



Stickstoff-N (x 10 3 t/a) 

350- 770 

295- 525 

Schadstoffe: 



Blei (t/a) 

3 200-3 800 

2 600-3 000 

Cadmium (t/a) 

75- 90 

— 


Tabelle 4 


Abfallbeseitigung auf See durch die Bundesrepublik Deutschland 1987 



Menge 
(x 10 3 t/a) 

Cd 

t/a 

Hg 

t/a 

As 

t/a 

Cu 

t/a 

Pb 

t/a 

Zn 

t/a 

Cr 

t/a 

Ni 

t/a 

HCB 

t/a 

Flüssige 

Industrieabfälle . . . 

1 063 

<0,02 

<0,003 

0,11 

< 0,23 

0,87 

29 

193 

14 


Baggergut aus 
— Häfen 

1 145 

1,0 

0,28 

2,1 

21,0 

36,5 

108 

36,8 

16,6 

0,034 

— Schiffahrtsstraßen 

30 568 

1.4 

0,61 

4,0 

31,0 

106 

222 

124 

31,0 





freigesetzte Metallemission**) 





Verbrennung 

49*) 

0,032 

0,027 

0,038 

0,682 

4,379 

0,453 

1,112 

0,572 



*) Gesamte aus der Bundesrepublik Deutschland stammende Abfallmenge, verbrannt auf den Schiffen Vesta, Vulcanus II und 
Vulcanus I 

* * ) Metallemission bezieht sich lediglich auf das unter der Kontrolle des Deutschen Hydrographischen Instituts stehenden Verbren- 
nungsschiffes Vesta, wobei aber auch die auf diesem Schiff verbrannten Abfälle aus dem Ausland (GB, B, F, I, A, CH) in die 
Emissionsberechnung einbezogen sind 
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Abbildung 1 


Mittlere Zirkulation in der Nordsee nach Modellsimulationen 
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MUDAB (Meeresumwelt— Dotenbonk) 
UBA-UMPLIS/DHI 
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Abbildung 2 


Einträge von Stickstoff und Phosphor in die Nordsee, 1985 


5* 4* 3* 2 • 1* O* 1* 2* 3* 4* 5* 6* 7* 8* 9MOM1M2' 



5* 4* 3* 2* TO* T 2* 3* 4* 5* 6* 7* 8* 9* 1 0* 1 T 1 2* 


Queis: Datenmaterial gus MUDAB (Meeresumwelt— Datenbank) 

Quality Status of th* North Sea, London, 1987 UBA-UMPLIS/DHI 


70 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/6373 


Abbildung 3 


Einträge von Cadmium, Quecksilber und Blei in die Nordsee, 1985 


5* 4* 3* 2* 1 • O* 1 • 2* 3* 4* ©• 6* 7* 6" 9* 1 O* 1 1 • 1 2* 


62* 

61* 

eo- 

se- 

ss* 

57* 

56* 

55* 

54* 

53* 

52* 

51* 

50* 

49- 

48* 



Atmosphäre 
\ 7 1 % 


33S \ 

’onnsn Cd 
pro Johrl 


Sonstigei 


Flüsse 

1 695 


inleitung 


Atmosphäre- 

40 % 


Atmosphäre 


Direkt— Einleitung 

7 % 


Flüsse 

995 


Einleitung 


62- 


61 


60 * 


59 * 


56* 


55* 


54* 


Geschätzte Eintroge, 
Maximalwerte. 


50* 


Ohne Einträge aus Ostsee, 
Ärmelkanal und Atlantik. 


49* 




48* 


5* 4» 3* 2* 1 * O* 1 * 2* 3* 4- 5* 6* 7- 8* 9* 1 0* 1 1 * 1 2* 


Qualle: Datenmaterial aus 

Quality Statue of the North Seo, London, 1967 


MUDAß (Meeresumwelt— Datenbank) 
UBA-UMPUS/DHI 


71 


Drucksache 11/6373 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Abbildung 4 


Einträge aus Flüssen im Vergleich zum Oberwasserabfluß 
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Quele: Datenmaterial aus 

Quality Status of the North Sea* London* 1987 
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Abbildung 5 


Cadmiumkonzentration im Wasser der Nordsee, 1987 
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Quelle: Deutsches Hydrographisches Institut MUDAB (Meeresumwelt- Datenbank) 

UBA-UMPLIS/DHI 


73 


Drucksache 11/6373 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Abbildung 6 


Bleikonzentration im Wasser der Nordsee, 1987 
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Quelle: Deutsches Hydrographisches Institut 


MUDAB (Meeresumwelt- Datenbank) 
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Abbildung 7 

Quecksilberkonzentration in der Feinkornlraktion (<20)im) von Nordseesedimenten 
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Abbildung 8 

Cadmiumkonzentration in der Feinkonifraktion (<20pm) von Nordseesedimenten 



5 # 4 * 3 * 2 # 1 * 0 # 1 # 2 * 3 * 4 # 5 # 6 * 7 * ©• 9 # 10 * 11 * 12 * 

Quell«: Deutsches Hydrographisches Institut MUDAB (Meeresumwelt— Datenbank) 

UBA-UMPUS/DHI 
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Abbildung 9 

Bleikonzentration in der Feinkomfraktion (<20pm) von Nordseesedimenten 



Quelle: Deutsches Hydrographisches Institut 


MUDAB (Meeresumwelt-Datenbank) 
UBA-UMPLIS/DHI 
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Abbildung 10 

Quecksilberkonzentrationen in Lebern von Klieschen der südlichen Nordsee 
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Quelle: Bundesforschungsanstalt fOr 
Fischerei 


MUDAB (Meeresumwelt— Datenbank) 
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Abbildung 11 


Bleikonzentrationen in Lebern von Klieschen der südlichen Nordsee 


5° 4° 3° 2° 1° 0° 1° 2° 3° 4° 5° 6° 7° 8° 9° 10° 11 # 12 fl 



5 * 4 ° 3 ® 2 ° 1 * 0 * 1 ° 2 ° 3 ° 4 * 5 ° 6 * 7 * 8 ° 9 ° 10 ° 11 ° 12 ° 


Quelle: Bundesforschungsanstalt für 
Fischerei 


MUDAB (Meeresumwelt-Datenbank) 
UBA-UMPLIS/DHI 
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Abbildung 12 

Cadmiumkonzentrattonen in Lebern von Klieschen der südlichen Nordsee 
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Quelle: Bundesforschungsanstalt für 
Fischerei 


MUDAB (Meeresumwelt-Datenbank) 
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Abbildung 13 


Lindankonzentration im Wasser der Nordsee, 1986 
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Abbildung 14 


Hexachlorbenzolkonzentration im Wasser der Nordsee, 1986 



5 * 4 " 3° 2* 1 * 0 * 1 • 2- 3- 4 * 5 * 6* 3* 9 ° 1 0 * 1 1 • 1 2 P 


Quelle: Deutsches Hydrographisches Institut MUDAB (Meeresumwelt-Datenbank) 

UBA-UMPLIS/DHI 
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Abbildung 15 

Auf den organischen Kohlenstoff standardisierte HCB-Konzentrationen 
in Sedimenten der Nordsee 
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Abbildung 16 

Auf den organischen Kohlenstoff standardisierte PCB-Konzentrationen 
in Sedimenten der Nordsee 
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Abbildung 17 

HCB-Konzentrationen im Leberfett von Klieschen der südlichen Nordsee 
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Abbildung 18 

PCB-Konzentrationen im Leberfett von Klieschen der südlichen Nordsee 
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